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Kurz gefasst  aus Berlin und Brandenburg

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen  Jahr 2011

⌜⌜ Zunahme des Volkseinkommens in Berlin  
und Brandenburg durch gestiegene Arbeits- 
einkommen 
Der Zuwachs des Volkseinkommens im Jahr 2011 in Berlin 
um 3,4 % und in Brandenburg um 2,2 % geht auf den 
Anstieg bei den Arbeitseinkommen der Arbeitnehmer 
zurück. Sie legten mit 4,6 % in Berlin und 3,1 % in 
Brandenburg noch stärker zu als im Jahr zuvor. Dagegen 
sind die Unternehmens- und Vermögenseinkommen als 
zweite Quelle des Volkseigentums 2011 in Berlin nur ge-
ringfügig gestiegen und in Brandenburg leicht gesunken. 

In den letzten Jahren speisten vor allem die stabilen 
Zuwächse bei den Arbeitnehmerentgelten das Volksein-
kommen, während die Unternehmens- und Vermögens- 
einkommen großen konjunkturellen Schwankungen 
unterlagen. Diese waren infolge der Finanz- und Wirt-
schaftskrise 2008 und vor allem 2009 (Berlin –17,5 %; 
Brandenburg –12,5 %) so stark eingebrochen, dass trotz 
weiter erhöhter Arbeitnehmerentgelte (Berlin: +2,2 %; 
Brandenburg: +2,1 %) das Volkseinkommen gesunken 
war. Bereits im Folgejahr wurden Zuwächse der Unter-
nehmens- und Vermögenseinkommen verzeichnet, die 
das Vorkrisenniveau deutlich übertrafen.

Das Volkseinkommen des Jahres 2011 belief sich in 
Berlin auf 67 964 Mill. EUR und in Brandenburg auf 
47 728 Mill. EUR. Das entsprach einem Anteil von 3,4 % 
bzw. 2,4 % am Volkseinkommen in Deutschland, das mit 
1 984,6 Mrd. EUR um 3,4 % über dem des Vorjahres lag. 
Damit lag die Zunahme des Volkseinkommens 2011 in 
Berlin im Durchschnitt aller Bundesländer, während der 
schwächere Anstieg in Brandenburg der Entwicklung in 
den neuen Bundesländern (ohne Berlin) entsprach. Die 
alten Bundesländer (ohne Berlin) erreichten ein Plus 
von 3,6 %.

Die Zahl der Arbeitnehmer mit Wohnsitz in Berlin 
ist 2011 um 1,3 % und in Brandenburg um 0,2 % weiter 
gewachsen. Das Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer 
stieg im gleichen Jahr um 3,3 % für die Berliner und 
2,9 % für die Brandenburger.

Im mittelfristigen Vergleich der Entwicklung unter-
lagen in Berlin die Unternehmens- und Vermögensein-
kommen den empfangenen Arbeitnehmerentgelten. 
Diese stiegen 2011 gegenüber 2005 um 17,8 %, während 
die Unternehmens- und Vermögenseinkommen nur um 
10,1 % zulegten. In Brandenburg verlief die Entwick-
lung im gleichen Zeitraum weitaus ausgeglichener 
(Arbeitnehmerentgelte: +18,2 %; Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen: +19,9 %). Allerdings überwog 
langfristig in beiden Ländern eine wesentlich stärkere 

Zunahme der Unternehmens- und Vermögenseinkom-
men. Diese sind in Berlin 2011 gegenüber 2000 um 
38,5 % (Arbeitnehmerentgelt: +10,7 %) und in Bran-
denburg um 78,9 % (Arbeitnehmerentgelt: +19,6 %) 
gestiegen. Bundesweit haben sich die Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen um gut die Hälfte erhöht, 
während die Arbeitnehmereinkommen nur um rd. 20 % 
gestiegen sind.

Durch diese Entwicklung lag 2011 die Lohnquote, also 
der Anteil der Arbeitnehmerentgelte am Volkseinkom-
men, mit 70,0 % in Berlin und 72,7 % in Brandenburg 
immer noch unter der des Jahres 2000 von 74,5 % und 
80,0 %. Im Jahr 2005 betrug die Lohnquote in Berlin 
68,6 % und in Brandenburg 73,0 %.
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⌜⌜ Zahlen zum Arbeitnehmerentgelt  
in den Kreisen Brandenburgs neu berechnet 
Das im Land Brandenburg gezahlte Arbeitnehmerent-
gelt ist in den Jahren 2000 bis 2010 um 9,3 % auf 26,8 
Mrd. EUR gestiegen. Die stärkste Zunahme ist ab 2007 
mit durchschnittlich 3,0 % jährlich zu verzeichnen. Im 
Jahr 2010 entfielen auf die kreisfreien Städte 26 % und 
auf die Landkreise 74 % aller geleisteten Entgelte für 
Arbeitnehmer.

(…) 2010 wurde in den kreisfreien Städten mit 13,8 % 
deutlich mehr Arbeitnehmerentgelt als im Jahr 2000 
aufgewendet; in den Landkreisen waren es dagegen nur 
7,8 %. Im genannten Zeitraum verlief die Entwicklung 
in den Kreisen sehr differenziert. Die Skala reicht von 
einem Anstieg des Arbeitnehmerentgelts im Landkreis 
Teltow-Fläming um 30,4 % bis hin zu einer Reduzierung 
um 4,2 % im Elbe-Elster-Landkreis. 

Die Entwicklung des Arbeitnehmerentgelts wird nicht 
nur von den individuellen und tariflich vereinbarten 
Bruttolohn- und -gehaltsentwicklungen beeinflusst, 
sondern auch von der Veränderung der Zahl der Erwerbs-
tätigen sowie strukturellen Änderungen. 

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen  Jahr 2000 bis 2010

Das im Durchschnitt gezahlte Arbeitnehmerentgelt 
eines Arbeitnehmers erhöhte sich in Brandenburg 
von der Jahrtausendwende bis 2010 um 13,8 % auf 
28 800 EUR. Der Anstieg in den kreisfreien Städten 
(+14,7 % bzw. 3 850 EUR) fiel etwas stärker aus als in 
den Landkreisen (+13,4 % bzw. 3 357 EUR), sodass im 
Jahr 2010 das durchschnittliche Arbeitnehmerentgelt 
je Arbeitnehmer in den kreisfreien Städten in Höhe von 
30 048 EUR das der Landkreise (28 389 EUR) um 5,8 % 
übertraf. Im Jahr 2000 betrug der Unterschied nur 4,7 %. 
In den Kreisen entwickelten sich die Durchschnittsent-
gelte aufgrund von Strukturunterschieden deutlich un-
terschiedlicher. Während ein Arbeitnehmer im Landkreis 
Teltow-Fläming in den 10 Jahren einen Anstieg seines 
Einkommens um 20,7 % auf 30 803 EUR verbuchte, kam 
ein Arbeitnehmer im Havelland nur auf ein Plus 5,3 % 
und damit auf 24 357 EUR, was dem geringsten Anstieg 
unter den Kreisen entsprach.

Arbeitnehmerentgelt, Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer in den kreisfreien Städten 
und Landkreisen Brandenburgs im Jahr 2010 und 2000
 

Kreisfreie Stadt 
Landkreis

Arbeitnehmerentgelt

2010 2000

Veränderung 
2010 

gegenüber 
2000

je Arbeitnehmer

2010 2000

Veränderung 
2010 

gegenüber 
2000

Mill. EUR % EUR %

Land Brandenburg   26 813  24 538   9,3    28 800  25 312   13,8   
Kreisfreie Städte  6 930  6 091   13,8    30 048  26 198   14,7   

Brandenburg  
an der Havel  1 002   852   17,6    29 772  25 985   14,6   

Cottbus   1 708  1 776 –  3,8    29 063  26 004   11,8   
Frankfurt (Oder)   1 123  1 077   4,3    30 223  25 589   18,1   
Potsdam   3 098  2 387   29,8    30 647  26 712   14,7   
Landkreise  19 882  18 447   7,8    28 389  25 032   13,4   
Barnim   1 503  1 386   8,4    27 993  24 593   13,8   
Dahme-Spreewald  1 709  1 366   25,1    28 636  24 362   17,5   
Elbe-Elster  1 059  1 105 –  4,2    27 627  24 596   12,3   
Havelland  1 204  1 085   11,0    24 357  23 125   5,3   
Märkisch-Oderland  1 554  1 555 –  0,1    27 574  24 532   12,4   
Oberhavel  1 795  1 609   11,6    29 580  26 393   12,1   
Oberspreewald- 

Lausitz  1 202  1 136   5,8    28 757  25 157   14,3   
Oder-Spree  1 787  1 717   4,1    29 151  25 877   12,7   
Ostprignitz-Ruppin  1 099  1 026   7,1    27 357  24 594   11,2   
Potsdam-Mittelmark  1 878  1 783   5,3    28 835  25 501   13,1   
Prignitz   821   763   7,7    27 244  23 955   13,7   
Spree-Neiße  1 225  1 234 –  0,8    30 790  26 189   17,6   
Teltow-Fläming  1 796  1 377   30,4    30 803  25 518   20,7   
Uckermark  1 250  1 304 –  4,1    27 456  24 985   9,9   
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⌜⌜ Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts  
in den Kreisen Brandenburgs neu berechnet 
Das Land Brandenburg erzielte im ersten Jahrzehnt nach 
der Jahrtausendwende ein Wirtschaftswachstum von 
9,4 %, gemessen an der Entwicklung des Bruttoinland-
sprodukts (BIP) unter Ausschaltung von Preisänderungen. 
Ohne Preisbereinigung lag das BIP im Jahr 2010 in Höhe 
von 54,7 Mrd. EUR um 24,7 % bzw. 10,8 Mrd. EUR über 
dem Niveau des Jahres 2000. Dazu trugen im Land 
Brandenburg die Landkreise mit einem Anstieg um 
25,7 % etwas stärker als die kreisfreien Städte (+21,1 %) 
bei. Die Anteile am BIP des Landes kamen damit 2010 auf 
rd. 78 % bzw. 22 %. 

(…) Das BIP entwickelte sich in den Kreisen des 
Landes langfristig ganz unterschiedlich – zwischen 
einem Plus von rd. 70 % im Landkreis Dahme-Spreewald 
und nur knapp 8 % in der Stadt Cottbus.

Der Spitzenreiter Dahme-Spreewald profitierte haupt-
sächlich von der Wirtschaftsleistung des Dienstleistungs- 
bereichs Finanz-, Versicherungs- und Unternehmens-
dienstleister, Grundstücks- und Wohnungswesen, die 
in den Jahren 2005 und 2006 kräftig gestiegen war und 
bis 2010 das hohe Niveau von 1,8 Mrd. EUR gehalten 
hat. Dieses machte 2010 immerhin 42 % der Bruttowert-
schöpfung des Landkreises aus.

Auch die Landkreise Spree-Neiße (+54,4 %) und 
Oberhavel (+46,2 %) lagen bei der Wirtschaftsentwick-
lung über dem Landesdurchschnitt von Brandenburg. Im 
Landkreis Spree-Neiße erwies sich das Produzierende 
Gewerbe im Zeitraum ab 2006 als Wachstumsbeschleuni-
ger und im Kreis Oberhavel war es in den Jahren 2001 bis 
2003 der Wirtschaftszweig Finanz-, Versicherungs- und 
Unternehmensdienstleister, Grundstücks- und Woh-
nungswesen, in denen sich das Niveau der Bruttowert-
schöpfung fast verdoppelte.

Über dem Landesdurchschnitt entwickelten sich in 
den 10 Jahren weiter die kreisfreien Städte Potsdam 
mit einem Plus von 29,4 % und Brandenburg a. d. Havel 
(+28,0 %). Ausschlaggebend war auch hier der Bereich 
Finanz-, Versicherungs- und Unternehmensdienstleister, 
Grundstücks- und Wohnungswesen. 

In der Stadt Cottbus als Schlusslicht unter den Kreisen 
wurde das moderate Ergebnis nur möglich durch den 
hohen Anteil der Dienstleistungsbereiche, der sich bis 
2010 auf 88 % ausweitete. Denn durch deren positive 
Entwicklung in den 10 Jahren (+11,8 %) wurde das 
Wegbrechen des Produzierenden Gewerbes (–17,7 %) 
aufgefangen. 

Für die Kreise Brandenburgs liegen erstmals revidierte 
Ergebnisse ab dem Jahr 2000 im Rahmen der großen 
Revision 2011 in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen vor. Die bereits im Dezember 2012 veröffent-
lichten Ergebnisse der Jahre 2008 bis 2010 wurden 
turnusmäßig überarbeitet und auf das Landesergebnis 
des Rechenstandes vom August 2012 abgestimmt. (…)

⌜⌜ Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 
für Konsum und Sparen in Berlin und Brandenburg 
gestiegen 
Die Einkommen, die durchschnittlich je Einwohner 
für Konsum und Sparen zur Verfügung stehen, sind in 
Berlin im Jahr 2011 im Vorjahresvergleich auf 16 927 EUR 
(+319 EUR bzw. +1,9 %) gestiegen. In Brandenburg 
wurde eine Zunahme auf 17 382 EUR (+406 EUR bzw. 
+2,4 %) erreicht. Das verfügbare Pro-Kopf-Einkommen 
aller Bundesländer lag bei 19 933 EUR, was einem Plus 
von 621 EUR bzw. 3,2 % entsprach.

(…) Die Einkommen der Berliner und Brandenburger 
kamen trotz Erhöhung nur auf 84,9 % bzw. 87,2 % des 
durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommens in Deutsch-
land. Damit hat sich die jährliche Vergrößerung des 
Rückstandes der Einkommen der Berliner gegenüber dem 
Durchschnitt in Deutschland in den letzten 10 Jahren  
weiter fortgesetzt. Dagegen blieb das Einkommensver-
hältnis der Brandenburger zu Deutschland überwiegend 
stabil. 

Die höchsten Pro-Kopf-Einkommen unter den Bundes- 
ländern verzeichneten 2011 die Bayern mit 22 086 EUR, 
diese übertrafen um 10,8 % den Bundesdurchschnitt. 
Während die Berliner vor Sachsen-Anhalt und Mecklen-
burg-Vorpommern (16 317 EUR) am unteren Ende der 
Skala rangieren, befanden sich die Brandenburger im 
unteren Mittelfeld. 

Der größte Teil ihres Einkommens diente den 
Berlinern und Brandenburgern für den Kauf von 
Waren- und Dienstleistungen. Dafür gab ein Einwohner 
im Durchschnitt in Berlin 15 820 EUR (+2,4 %) und in 
Brandenburg 15 791 EUR (+3,1 %) aus. Jedoch profitierten 
die Einwohner wegen der Preiserhöhungen nur wenig 
von den Mehrausgaben. In Berlin wurde je Einwohner 
unter Ausschaltung der Preisänderungen kaum mehr 
konsumiert (+0,2 %), in Brandenburg waren es noch 
1,3 % mehr als im Jahr 2010.

Den Berlinern und Brandenburgern blieb 2011 weniger 
zum Sparen übrig, da die Konsumausgaben stärker als 
die Einkommen gewachsen waren. Jeder Berliner sparte 
1 517 EUR und jeder Brandenburger 1 729 EUR. Das waren 
in Berlin 2,9 % und in Brandenburg 3,9 % weniger als 
im Jahr zuvor. Die Sparbeträge verringerten sich in allen 
Bundesländern mit Ausnahme von Baden-Württemberg 
und Hessen. Im Durchschnitt aller Länder wurden mit 
2 110 EUR 1,3 % weniger gespart.

Für Berlin errechnet sich 2011 eine Sparquote von 
8,8 % und für Brandenburg von 9,9 %. Diese Quote ergibt 
sich aus den Sparbeträgen im Verhältnis zur Summe aus 
verfügbarem Einkommen und Versorgungsansprüchen. 
Die Brandenburger Einwohner sparten in den letzten Jah-
ren mehr als die Berliner. Die Einwohner Baden-Württem- 
bergs mit einer Sparquote von 11,9 % legten 2011 am 
meisten auf die hohe Kante, die Einwohner Mecklen-
burg-Vorpommerns mit 7,6 % am wenigsten. Bundesweit 
lag die Quote bei 10,4 % (2010: 10,9 %). (…)

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen  Jahr 2010 und 2011
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⌜⌜ Berliner Wirtschaft boomt – Umsätze  
der Unternehmen um 14 Mrd. EUR gestiegen
2011 haben in Berlin 137 386 Unternehmen Umsätze von 
über 17 500 EUR erzielt und waren somit umsatzsteuer-
voranmeldungspflichtig. Diese Unternehmen erbrachten 
zusammen Umsätze aus Lieferungen und Leistungen von 
168 Mrd. EUR. Gegenüber 2010 erhöhte sich die Anzahl 
der erfassten Unternehmen um 3 685 bzw. um 2,8 %. 
Die Umsätze stiegen um über 14 Mrd. EUR bzw. um 
9,2 %. (…) Die Unternehmen leisteten rund 5 Mrd. EUR 
Umsatzsteuervorauszahlungen an die Finanzverwaltung 
und damit ca. 660 Mill. EUR weniger als noch im Vorjahr.

Die höchsten Umsätze erzielten die 22 500 Handels-
unternehmen sowie Unternehmen der Instandhaltung 
und Reparatur von Kraftfahrzeugen mit zusammen fast 
50 Mrd. EUR (+13 %). Damit erbrachten die Unterneh-
men dieses Wirtschaftsabschnittes fast 30 % der in 
Berlin insgesamt getätigten Umsätze. Das Verarbeitende 
Gewerbe und die Energieversorgung haben beide mit 
rund 16 % Zuwachs gegenüber dem Vorjahr an Gewicht 
gewonnen. So beträgt der Umsatzanteil des Verarbeiten-
den Gewerbes nunmehr rund 15 % (24,5 Mrd. EUR) und 
der Energieversorgung 12 %, das entspricht fast 21 Mrd. 
EUR.

Die positive Umsatzentwicklung in Berlin gegenüber 
2010 lässt sich auch am Zuwachs (+6 %) am durch-
schnittlichen voranmeldungspflichtigen Umsatz je 
Unternehmen ablesen. Dieser Wert erhöhte sich um rund 
73 000 EUR auf 1,2 Mill. EUR. (…)

Steuern  Jahr 2011

Umsatzsteuerpflichtige, Lieferungen und Leistungen in Berlin und Brandenburg 2011  
nach Wirtschaftsabschnitten
 

Wirtschaftsabschnitt 
Steuer-

pflichtige

Verände-
rungen zum 

Vorjahr

Umsatz aus 
Lieferungen 

und 
Leistungen

Verände-
rungen zum 

Vorjahr

Anzahl in % Mill. EUR in %

Berlin

Insgesamt 137 386  2,8 168 050  9,2 
darunter in den fünf umsatzstärksten 

Wirtschaftsabschnitten
Handel; Instandhaltung und  

Reparatur von Kraftfahrzeugen 22 500  0,2 49 908  13,1 
Verarbeitendes Gewerbe 5 309 – 1,0 24 563  16,1 
Energieversorgung 330  27,4 20 864  16,6 
Erbringung von freiberuflichen, wissenschaft-

lichen und technischen Dienstleistungen 30 136  5,5 13 688  0,0 
Grundstücks- und Wohnungswesen 10 988  2,1 9 889 – 2,3 

Brandenburg

Insgesamt 89 913  1,6 73 781  4,9 
darunter in den fünf umsatzstärksten  

Wirtschaftsabschnitten
Handel; Instandhaltung und  

Reparatur von Kraftfahrzeugen 1 6 319 – 1,1 18 711  9,8 
Verarbeitendes Gewerbe 5 045 – 0,9 16 403 – 0,6 
Baugewerbe 19 571  4,8 7 557  8,6 
Energieversorgung 786  25,2 5 353  6,0 
Verkehr und Lagerei 3 629 – 0,1 5 128  9,1 

⌜⌜ Gutes Wirtschaftsjahr der Brandenburger Unter-
nehmen – Umsätze um 3,5 Mrd. EUR gestiegen 
2011 haben im Land Brandenburg 89 913 Unternehmen 
Umsätze von über 17 500 EUR erzielt und waren somit 
umsatzsteuervoranmeldungspflichtig. Diese Unterneh-
men erbrachten Umsätze aus Lieferungen und Leistun-
gen von fast 74 Mrd. EUR. Gegenüber 2010 erhöhte sich 
die Anzahl der erfassten Unternehmen um 1 418 bzw. um 
1,6 %. Die Umsätze stiegen um fast 3,5 Mrd. EUR, das 
sind beachtliche knappe 5 %.

(…) Die Unternehmen leisteten fast 2,8 Mrd. EUR 
Umsatzsteuervorauszahlungen an die Finanzverwaltung, 
rund 250 Mill. EUR mehr als im Vorjahr.

Die höchsten Umsätze erzielten die 16 319 Handels-
unternehmen sowie Unternehmen der Instandhaltung 
und Reparatur von Kraftfahrzeugen mit zusammen fast 
19 Mrd. EUR (+10 %). Damit erbrachten die Unterneh-
men allein dieses Wirtschaftsabschnittes ein Viertel der 
in Brandenburg insgesamt getätigten Umsätze. Zweit-
wichtigster Wirtschaftsabschnitt im Land Brandenburg 
ist wie im Vorjahr das Verarbeitende Gewerbe. Mit knapp 
6 % der Steuerpflichtigen (5 045) wurden über 22 % der 
Umsätze erwirtschaftet.

Die positive Umsatzentwicklung im Land gegenüber 
2010 lässt sich auch am durchschnittlichen Umsatz je 
Unternehmen ablesen. Dieser erhöhte sich um über 3 % 
auf 821 000 EUR. (…)
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⌜⌜ Anhaltendes Bevölkerungswachstum in Berlin
(…) Auf Grundlage der Ergebnisse des Zensus 2011 
wurde die aktuelle Bevölkerungsentwicklung für das 
Land Berlin berechnet. Danach lag die Bevölkerungszahl 
zum Ende des Jahres 2012 bei gut 3 375,2 Tsd. Personen. 
Die Stadt hatte somit über 49 Tsd. Einwohnerinnen und 
Einwohner mehr als am Jahresanfang (+1,5 %).

Dieser Zuwachs wurde hauptsächlich durch einen 
Zuzugsgewinn von 46,8 Tsd. Personen hervorgerufen. 
Hinzu kommt, dass die Zahl der Geburten mit 34,7 Tsd. 
Kindern deutlich über der Zahl der Verstorbenen 
(32,2 Tsd. Personen) lag. Dies führte zu einem weiteren 
Bevölkerungsgewinn von fast 2 500 Einwohnerinnen und 
Einwohnern.

Zudem wurde für alle Berliner Bezirke ein Bevölke-
rungszuwachs ermittelt. Am größten fiel er in Mitte aus 
(2,4 %), gefolgt von den Bezirken Friedrichshain-Kreuz-
berg (1,9 %) und Pankow (1,8 %).

⌜⌜ Plus von 98 Mill. EUR bei den kommunalen  
Steuern in Brandenburg
(…) Die Brandenburger Kommunen nahmen im Jahr 2012 
Steuern in Höhe von 1 595,5 Mill. EUR ein. Das war eine 
Erhöhung um 98,3 Mill. EUR bzw. 6,6 % gegenüber dem 
Vorjahr. Wesentlicher Grund des Anstieges war der Zu-
wachs beim Gewerbesteueraufkommen um 66,2 Mill. EUR.

Die Gewerbesteuer (brutto) war mit 662,7 Mill. EUR 
die aufkommensstärkste Steuer. Davon wurden 68,6 
Mill. EUR als Gewerbesteuerumlage an das Land und den 
Bund abgeführt. Mit einer Erhöhung der Gewerbesteuer 
(brutto) um 11,1 % lag sie deutlich über den Ergebnissen 
des Vorjahres. Maßgeblichen Anteil an dieser Entwicklung 
hatten die Stadt Zossen (Landkreis Teltow-Fläming) 
mit einem Anstieg um 20,3 Mill. EUR, die Landeshaupt-
stadt Potsdam mit +14,6 Mill. EUR und die Gemeinde 
Schönefeld (Landkreis Dahme-Spreewald) mit +12,4 Mill. 
EUR. Demgegenüber verringerten sich bei 155 der 419 
Gemeinden des Landes die Einnahmen aus der Gewer-
besteuer (brutto) gegenüber dem Vorjahr um insgesamt 
64,2 Mill. EUR, darunter die der kreisfreien Stadt Frankfurt 
(Oder) um 22,7 Mill. EUR. Absoluter Spitzenreiter beim 
Gewerbesteueraufkommen war die Landeshauptstadt mit 
62,9 Mill. EUR. Auf dem 2. und 3. Rang folgten Schönefeld 
mit 43,4 Mill. EUR und die kreisfreie Stadt Cottbus mit 
30,2 Mill. EUR.

Aus dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
flossen den Brandenburger Kommunen 577,4 Mill. EUR 
zu. Das entsprach einem Landesdurchschnitt von 232 EUR 
je Einwohner. 23 % der Kommunen lagen über diesem 
Durchschnitt. Die höchsten Einnahmen je Einwohner 
hatten die Gemeinden Kleinmachnow (Landkreis Pots-
dam-Mittelmark) mit 475 EUR, Mixdorf (Landkreis Oder-
Spree) mit 450 EUR und Ahrensfelde (Landkreis Barnim) 
mit 442 EUR. Im Vergleich zum Vorjahr erhöhten sich die 
Einzahlungen aus dem Gemeindeanteil an der Einkom-
mensteuer um 29,2 Mill. EUR bzw. 5,3 %. Demgegenüber 
verringerte sich der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 
um 1,2 Mill. EUR auf 86,9 Mill. EUR.

Ein geringes Plus war bei den Grundsteuern A und B 
mit 0,5 bzw. 2,7 Mill. EUR zu verzeichnen, deren Gesamt-
höhe 250,7 Mill. EUR betrug.

An Bagatellsteuern wie Hunde-, Vergnügungs- und 
Zweitwohnungssteuer wurden 17,8 Mill. EUR eingenom-
men.

Finanzen   Jahr 2012Bevölkerung   Jahr 2012

⌜⌜ Bevölkerungsverlust im Land Brandenburg
(…) Auf Grundlage der Ergebnisse des Zensus 2011 wur-
de die aktuelle Bevölkerungsentwicklung für das Land 
Brandenburg berechnet. Danach lag die Bevölkerungs-
zahl zum Ende des Jahres 2012 bei 2 449,5 Tsd. Personen. 
In der Mark lebten somit annähernd 3 700 Einwohne-
rinnen und Einwohner weniger als am Jahresanfang 
(– 0,2 %).

Zwar gab es im Verlauf des Jahres 2012 einen 
Zuzugsgewinn von 6 200 Personen. Da aber die Zahl der 
Geburten mit 18,5 Tsd. Kindern deutlich unter der Zahl 
der Verstorbenen (28,4 Tsd. Personen) lag, führte dies zu 
einem Sterbeüberschuss von 9 900 Personen und somit 
auch zu einem Gesamtbevölkerungsverlust.

In den Landkreisen und kreisfreien Städten verlief die 
Entwicklung unterschiedlich. Einen deutlichen Bevölke-
rungszuwachs gab es in Potsdam mit 1,2 %. Sechs Land-
kreise, die allesamt an Berlin grenzen, konnten ebenfalls 
Bevölkerungsgewinne verzeichnen (…). Alle übrigen 
Regionen verloren Einwohnerinnen und Einwohner. Der 
größte Verlust zeigte sich mit einem Minus von 1,4 % im 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz.

⌜⌜ 9. Mai 2011: Zensus – 47 Widersprüche  
gegen den Bescheid zur Feststellung der  
amtlichen Einwohnerzahl eingegangen 
Anfang Juni 2013 hat das Amt für Statistik Berlin-Bran-
denburg die durch den Zensus 2011 mit Stand vom 
9. Mai 2011 ermittelten amtlichen Einwohnerzahlen für 
Berlin und die Gemeinden im Land Brandenburg per 
förmlichen Bescheid festgestellt.

Gegen den Bescheid zur Feststellung der amtlichen 
Einwohnerzahl war der Widerspruch zulässig, der 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Amt 
für Statistik Berlin-Brandenburg zu erheben war. Am 
Donnerstag, dem 11. Juli 2013 um 24.00 Uhr, lief die 
Widerspruchsfrist ab. Beim Amt für Statistik Berlin-Bran-
denburg gingen insgesamt 47 Widersprüche ein, davon 
46 aus dem Land Brandenburg. Das entspricht einem 
prozentualen Anteil von 10,98 % an der Gesamtzahl der 
Brandenburger Gemeinden.

Derzeit werden die eingegangenen Widersprüche 
geprüft und anschließend beantwortet. Nach der 
Zustellung des Widerspruchsbescheides können die 
Gemeinden Rechtsmittel einlegen, das heißt: Klage beim 
zuständigen Verwaltungsgericht erheben.

Nähere Informationen zu den Verfahren können nicht 
gegeben werden, da es sich um laufende Verwaltungs-
verfahren handelt.
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⌜⌜ Anstieg des Endenergieverbrauchs in Berlin 
Im Land Berlin stieg der Endenergieverbrauch (EEV) 2010 
auf 267,8 Petajoule. Das waren 7,4 % mehr als 2009. (…) 
Der CO2-Ausstoß stieg nach Verursacherbilanz im glei-
chen Zeitraum um 5,9 % auf insgesamt 21,3 Mill. Tonnen.

Die CO2-Emissionen (Verursacherbilanz) pro Einwoh-
ner stiegen 2010 im Vergleich zu 2009 um 0,3 Tonnen 
auf 6,2 Tonnen an. Gegenüber 1990 ergab sich eine 
Reduzierung um 28,2 %.

Der größte Emittent ist der Sektor „Haushalte, Gewer-
be, Handel und Dienstleistungen und übrige Verbraucher“ 
mit einem Anteil von 69,1 %. Auf den Sektor „Verkehr“, 
der sich aus dem Straßen-, Luft- und Schienenverkehr 
sowie der Binnenschifffahrt zusammensetzt, entfielen 
22,8 % des CO2-Ausstoßes. 8,1 % der Emissionen wurden 
vom Sektor „Gewinnung von Steinen und Erden, sonsti-
ger Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe“ verursacht.

Im Jahr 2010 betrug die Stromerzeugung im Land 
Berlin 9 108 Gigawattstunden. Damit nahm die 
Stromerzeugung um 1 000 Gigawattstunden gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum zu. Zugleich sank die importierte 
Strommenge um 20,5 % auf insgesamt 3 893 Gigawatt-
stunden. Der Endenergieverbrauch von Strom belief sich 
im Jahr 2010 auf 12 172 Gigawattstunden und blieb damit 
im Vergleich zum Vorjahr nahezu konstant.

Der größte Abnehmer von Strom ist der Sektor 
„Gewerbe, Handel und Dienstleistungen und übrige 
Verbraucher“ mit einem Anteil von 40,8 % am gesamten 
Stromverbrauch (Vorjahr 43,6 %), gefolgt von den 

„Haushalten“ mit 35,7 % (Vorjahr 34,1 %).

Energiewirtschaft  Jahr 2010

Verarbeitendes Gewerbe  Juni 2013

⌜⌜ Berliner Industrie durchweg im Minus
Die Berliner Industrie verzeichnete im Juni 2013 rückläu-
fige Umsätze und Auftragseingangsindizes (…).

Die 335 Berliner Industriebetriebe mit 50 und mehr 
Beschäftigten erzielten im Juni 2013 einen Gesamtum-
satz von 1,8 Mrd. EUR, wovon 0,8 Mrd. EUR im Inland und 
1,0 Mrd. EUR von ausländischen Geschäftspartnern geor-
dert wurden. Während der Inlandsumsatz um 4,8 % sank, 
verringerten sich die Auslandsgeschäfte sogar um 9,2 %. 
Insgesamt nahm damit der Wert der abgerechneten 
Lieferungen und Leistungen um 7,3 % gegenüber dem 
Ergebnis vom Juni 2012 ab. Die Zahl der Beschäftigten 
minimierte sich um 1,9 % auf 80 652 Personen.

Unter den umsatzstärksten Branchen verlief die 
Entwicklung der Maschinenbauer (–20,6 %) besonders 
negativ. Die Auslandsumsätze fielen um 22,0 %, die 
Inlandsumsätze um 16,9 %.

Der Auftragseingang der Berliner Betriebe lag im 
sechsten Monat des Jahres um 11,8 % unter dem Niveau 
des Vorjahres, bei einem Auftragsminus im Inlandsge-
schäft in Höhe von 14,5 % und im Ausland von 10,1 %.

⌜⌜ Umsatz- und Auftragsrückgang  
bei der Brandenburger Industrie
Im Juni 2013 erwirtschafteten die Industriebetriebe des 
Verarbeitenden Gewerbes im Land Brandenburg weniger 
Umsatz als im entsprechenden Vorjahresmonat. (…) 
Zugleich nahm der Umfang an Aufträgen etwas ab, bei 
leicht rückläufigen Beschäftigtenzahlen.

Im Monat Juni dieses Jahres verminderte sich der 
Gesamtumsatz der 442 Brandenburger Industriebe-
triebe mit 50 und mehr Beschäftigten um 3,5 % auf gut 
1,9 Mrd. EUR im Vergleich zum Juni des Vorjahres. Dabei 
reduzierte sich der Inlandsumsatz um 1,4 % auf weniger 
als 1,4 Mrd. EUR und der Auslandsumsatz um 8,0 % auf 
knapp 0,6 Mrd. EUR. Im gleichen Zeitraum ging die Zahl 
der Beschäftigten um 1,1 % auf 78 744 Personen zurück. 
Infolge nachgelassener Auslandsaufträge sank das 
preisbereinigte Auftragsvolumen insgesamt um 1,8 %. 
Während die Nahrungsmittelindustrie (hauptsächlich im 
Auslandsgeschäft) und die Hersteller von Papier, Pappe 
und Waren daraus (überwiegend im Inlandsgeschäft) 
erhebliche Umsatzeinbußen von –16,8 % und –9,0 % 
hinnehmen mussten, konnten andere umsatzstarke 
Branchen deutliche Zuwachsraten vorweisen. Neben 
dem sonstigen Fahrzeugbau, mit seinen neuen und 
älteren Großaufträgen, waren das insbesondere die me-
tallerzeugenden und -bearbeitenden Betriebe (+8,8 %), 
die chemische Industrie (+11,5 %), aber auch die Herstel-
ler von Kraftwagen und Kraftwagenteilen (+19,5 %).

Das erste Halbjahr 2013 ist gekennzeichnet von einem 
Rückgang des Gesamtumsatzes um 3,6 % auf 10,9 Mrd. 
EUR, wobei der Inlandsumsatz (7,6 Mrd. EUR) und der 
Auslandsumsatz (3,4 Mrd. EUR) Veränderungsraten von 

–2,4 % und –6,3 % gegenüber dem ersten Halbjahr 2012 
ausweist. Gleichzeitig erreichte das Auftragsvolumen 
insgesamt ein Minus von 19,0 %; bei den Auslandsaufträ-
gen von 39,6 %.

Umsatz und Beschäftigte im Verarbeitenden Gewerbe  
in  Berlin von Januar bis Juni 2013

 

Zeitraum

Beschäf-
tigte Umsatz darunter 

Ausland
Beschäf-

tigte Umsatz darunter 
Ausland

Anzahl in Mill. EUR Veränderung zum Vorjahr  
in %

Januar 82 990 1 664,6 966,3 1,8 0,4 3,9
Februar 81 350 1 671,4 948,7 – 0,8 – 2,0 1,7
März 80 758 1 971,4 1 131,7 – 1,7 1,3 5,6
1. Quartal 81 699 5 307,3 3 046,7 – 0,2 – 0,1 3,8
April 81 135 1 821,8 1 033,8 – 0,9 9,1 11,1
Mai 80 871 1 808,6 987,5 – 1,4 – 5,6 – 8,4
Juni 80 652 1 817,6 1 003,5 – 1,9 – 7,3 – 9,2
2. Quartal 80 886 5 448,1 3 024,8 – 1,4 – 1,8 – 2,9
Januar bis Juni 81 293 10 755,4 6 071,5 – 0,8 – 0,9 0,4

Der Rückgang der Auftragseingänge bei den Her-
stellern von elektronischen und optischen Erzeugnissen 
betrug 29,0 %. Das resultiert aus einer Verminderung 
des Auslandsvolumens um 16,3 % und der Inlandsauf-
träge um 44,9 %. Die Umsätze der Maschinenbauer 
reduzierten sich um 20,2 %, (–20,6 % im Inland und 

–20,0 % im Ausland).
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Baugewerbe  1. Halbjahr 2013

⌜⌜ Weniger Umsatz und Aufträge  
für Berliner Baubetriebe
In den Betrieben des Berliner Bauhauptgewerbes mit 20 
und mehr Beschäftigten sank der baugewerbliche Um-
satz im 1. Halbjahr 2013 gegenüber dem vergleichbaren 
Vorjahreszeitraum um 2,8 % auf 918,6 Mill. EUR.

(…) Sowohl im Hochbau (–1,1 %) als auch im Tiefbau 
(–4,8 %) gingen die Umsätze im Durchschnitt zurück. 
Dabei entwickelten sich die Sparten unterschiedlich. Im 
Hochbau ging der baugewerbliche Umsatz in der Sparte 

„gewerblicher und industrieller Hochbau“ im 1. Halb-
jahr 2013 gegenüber dem 1. Halbjahr 2012 um 20,7 % 
zurück und konnte nicht durch den Umsatzanstieg im 
Wohnungsbau (+10,5 %) und im öffentlichen Hochbau 
(+30,0 %) überkompensiert werden. Im Tiefbau ver-
buchte im betrachteten Zeitraum lediglich der „sonstige 
Tiefbau“ einen Umsatzanstieg um 36,3 %. Dagegen 
entwickelten sich der Straßenbau (–32,3 %) sowie der 
gewerbliche und industrielle Tiefbau (–7,1 %) rückläufig.

Im 1. Halbjahr 2013 gingen auch die gemeldeten Auf-
tragseingänge der befragten Betriebe im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum um 14,4 % auf 919,4 Mill. EUR zurück. 
Die Beschäftigtenzahl in den befragten Betrieben des 
Bauhauptgewerbes stieg um 0,9 % auf durchschnittlich 
11 084 tätige Personen, sodass der Umsatz je Beschäf-
tigten um 3,7 % zurückging.

Im Monat Juni 2013 reduzierte sich der baugewerb-
liche Umsatz gegenüber dem Vorjahresmonat um 5,8 % 
auf ein Volumen von 197,5 Mill. EUR. Auch die Auf-
tragseingänge sanken um 4,3 % auf 203,8 Mill. EUR. Im 
Juni 2013 waren in den auskunftspflichtigen Betrieben 
11 039 Personen beschäftigt, das waren 1,6 % weniger als 
im Juni des Vorjahres. Die Entgeltsumme stieg dagegen 
um 1,2 % auf 31,3 Mill. EUR. Mit 1,1 Mill. Arbeitsstunden 
wurden arbeitstäglich bereinigt 2,0 % mehr Stunden 
geleistet als im Vorjahresmonat.

⌜⌜ Weniger Umsatz und mehr Aufträge  
für Brandenburger Baubetriebe
In den Betrieben des Bauhauptgewerbes mit 20 und 
mehr tätigen Personen im Land Brandenburg sank der 
baugewerbliche Umsatz im 1. Halbjahr 2013 gegenüber 
dem vergleichbaren Vorjahreszeitraum um 5,2 % auf 
847,4 Mill. EUR.

(…) Sowohl im Hochbau (–2,0 %) als auch im Tief-
bau (–8,3 %) lagen die Umsätze im Durchschnitt unter 
denen des vergleichbaren Vorjahreszeitraums. Die ein-
zelnen Sparten entwickelten sich dabei unterschiedlich. 
Der Wohnungsbau erzielte Umsatzzuwächse (+2,1 %). 
Der gewerbliche und industrielle Hochbau (–0,4 %) und 
der öffentliche Hochbau (–22,5 %) hingegen verzeich-
neten Umsatzrückgänge. Im Tiefbau blieb lediglich 
der gewerbliche und industrielle Tiefbau annähernd 
konstant (+0,1 %). Der Straßenbau und der öffentliche 
Tiefbau verzeichneten im 1. Halbjahr 2013 verglichen mit 
dem 1. Halbjahr 2012 weniger baugewerbliche Umsätze. 
Die Auftragseingänge stiegen im betrachteten Zeitraum 
insgesamt um 2,9 % auf 939,3 Mill. EUR. Im Hochbau 
wurden durchschnittlich 6,6 % mehr Aufträge verbucht, 
der Tiefbau blieb dagegen beinahe konstant (+0,1 %).

Die Beschäftigtenzahl sank um 1,7 % auf 15 810 tätige 
Personen, sodass sich der Umsatz je Beschäftigten um 
3,5 % reduzierte.

Im Monat Juni 2013 stieg in den befragten Betrieben 
des Landes Brandenburg der baugewerbliche Umsatz 
gegenüber dem Vorjahresmonat um 17,6 % auf ein 
Volumen von 224,4 Mill. EUR. Auch die Auftragseingänge 
erhöhten sich um 9,4 % auf 181,0 Mill. EUR. Im Juni 
waren in den auskunftspflichtigen Betrieben 16 318 
Personen beschäftigt, das waren 1,2 % weniger als im 
Juni des Vorjahres. Die Entgelte stiegen dagegen um 
1,0 % auf 40,2 Mill. EUR. Auf den Baustellen im Land 
Brandenburg wurden mit 1,9 Mill. Arbeitsstunden 
arbeitstäglich bereinigt 2,2 % mehr Stunden geleistet als 
im Vorjahresmonat.

Tätige Personen, Umsatz und Auftragseingang im Bauhauptgewerbe  
in Berlin und Brandenburg seit Januar 2013
 

Zeitraum

Im Bauhauptgewerbe

tätige 
Personen Umsatz Auftrags- 

eingang
tätige 

Personen Umsatz Auftrags- 
eingang

Anzahl in Mill. EUR Veränderung zum Vorjahr in %

Berlin

Mai 11 044 161,3 151,9 –0,4 –0,2 –4,1
Juni 11 039 197,5 203,8 –1,6 –5,8 –4,3
Januar bis Juni 11 084 918,6 919,4 0,9 –2,8 –14,4

Brandenburg

Mai 16 193 184,9 169,2 –1,1 –4,0 3,5
Juni 16 318 224,4 181,0 –1,2 17,6 9,4
Januar bis Juni 15 810 847,4 939,3 –1,7 –5,2 2,9
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Baugenehmigungen in Berlin im 1. Quartal 2013  
und in Brandenburg im 1. Halbjahr 2013
 

Bezirk 
Kreisfreie Stadt  

Landkreis 

Ins- 
gesamt 

Wohnungen¹

ins- 
gesamt 

darunter 
Neubau

Berlin

Mitte  37 345 332
Friedrichshain-Kreuzberg  41 415 392
Pankow  124 207 97
Charlottenburg- 

Wilmersdorf  25 85 6
Spandau  71 138 61
Steglitz-Zehlendorf  70 84 66
Tempelhof-Schöneberg  18 77 65
Neukölln  38 33 24
Treptow-Köpenick  107 245 188
Marzahn-Hellersdorf  121 186 181
Lichtenberg  48 186 143
Reinickendorf  41 29 29

Berlin  741 2 030 1 584

Brandenburg

Brandenburg an der Havel  110 108 58
Cottbus  71 82 49
Frankfurt (Oder)  60 71 48
Potsdam  211 406 374
Barnim  365 350 315
Dahme-Spreewald  406 710 492
Elbe-Elster  115 60 55
Havelland  379 585 568
Märkisch-Oderland  389 401 370
Oberhavel  400 418 408
Oberspreewald-Lausitz  103 56 71
Oder-Spree  309 289 293
Ostprignitz-Ruppin  147 157 132
Potsdam-Mittelmark  532 580 553
Prignitz  75 34 28
Spree-Neiße  138 196 133
Teltow-Fläming  307 273 241
Uckermark  147 182 136

Land Brandenburg  4 264 4 958 4 324

Baugewerbe  1. Quartal 2013

⌜⌜ Mehr Baugenehmigungen in Berlin
(…) Die Berliner Bauaufsichtsbehörden haben in den 
ersten drei Monaten des Jahres 2013 insgesamt 741 
Anträge für Bauvorhaben im Wohn- und Nichtwohnbau 
genehmigt, 8,2 % mehr als im gleichen Zeitraum des 
Vorjahres. Von den geplanten 2 030 Wohnungen werden 
1 584 neu gebaut, ein Anstieg um 42,6 % gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum. 379 Wohnungen werden als Einheiten 
in Ein- und Zweifamilienhäusern (+2,2 %), 1 203 
Wohnungen in Mehrfamilienhäusern (+63,2 %) geplant. 
Durch Baumaßnahmen an bestehenden Gebäuden, z. B. 
Dachgeschossausbau, werden dem Wohnungsmarkt 
weitere 446 Wohnungen zur Verfügung stehen. Die 
meisten Baugenehmigungen für Wohnungen sind in den 
Bezirken Friedrichshain-Kreuzberg, Mitte und Treptow-
Köpenick erteilt worden. (…) 

Im Berichtszeitraum sind 62 Genehmigungen (Vorjah-
reszeitraum: 46) für den Neubau gewerblicher Bauten 
mit einer Nutzfläche von 143 600 m² erteilt worden. Die 
veranschlagten Kosten aller im ersten Vierteljahr 2013 
genehmigten Bauvorhaben im Wohn- und Nicht-
wohnbau betragen, auch bedingt durch Großaufträge, 
810,4 Mill. EUR; das ist mehr als doppelt so viel wie vor 
einem Jahr (+101,3 %).

⌜⌜ Mehr Baugenehmigungen im Land Brandenburg
Die Bauaufsichtsbehörden des Landes Brandenburg 
haben im ersten Halbjahr 2013 insgesamt 4 264 
Anträge für Bauvorhaben im Wohn- und Nichtwohnbau 
genehmigt, 13,5 % mehr als im gleichen Zeitraum des 
Vorjahres. Von den geplanten 4 958 Wohnungen werden 
4 324 Wohnungen neu gebaut; durch Baumaßnahmen 
an bestehenden Gebäuden, z. B. Dachgeschossausbau, 
werden dem Wohnungsmarkt weitere 634 Wohnungen 
zur Verfügung stehen. 

Die meisten Baugenehmigungen für Wohnungen sind 
in den Landkreisen Dahme-Spreewald und Havelland 
erteilt worden. Die Anzahl der genehmigten Neubau-
wohnungen liegt um 16,5 % über dem Niveau des 
ersten Halbjahres 2012. In Ein- und Zweifamilienhäusern 
wurden 16,6 % und in Mehrfamilienhäusern 19,8 % mehr 
neue Wohnungen genehmigt. (…) 

Im Berichtszeitraum wurden 354 Genehmigungen 
(Vorjahreszeitraum: 318) für den Neubau gewerblicher 
Bauten mit einer Nutzfläche von 345 200 m² erteilt. Die 
veranschlagten Kosten aller im ersten Halbjahr 2013 
genehmigten Bauvorhaben im Wohn- und Nichtwohn-
bau betrugen 1 065,0 Mill. EUR, 13,4 % mehr als vor 
einem Jahr.

1 Die Anzahl der Neubauwohnungen  
kann höher sein als die Gesamtzahl  
der Wohnungen in genehmigten  
Bauvorhaben insgesamt, oder die  
Anzahl der Wohnungen insgesamt  
kann einen negativen Wert ausweisen,  
wenn Baumaßnahmen an bestehen- 
den Gebäuden zu einer Verringerung  
der Wohnungszahl, z. B. durch  
Zusammenlegungen, führen.
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Gastgewerbe  1. Halbjahr 2013

⌜⌜ Berlin im leichten Plus
Das Gastgewerbe in Berlin konnte das 1. Halbjahr 2013 
nach vorläufigen Berechnungen mit nominalen Mehrein-
nahmen von 1,8 % abschließen. Unter Ausschaltung der 
Preisentwicklung, d. h. real, bedeutet das 0,5 % weniger 
Umsätze als noch im 1. Halbjahr 2012 (…).

Während das Beherbergungsgewerbe das 1. Halbjahr 
2013 mit einem geringen nominalen Umsatzzuwachs 
(+0,5 %) abschloss, fiel dieser im Bereich der Gastrono-
mie günstiger aus (+2,9 %).

Das Berliner Gastgewerbe vergrößerte im 1. Halbjahr 
2013 die durchschnittliche Zahl der Beschäftigten um 
1,4 %, allerdings mit andauernden Rückgängen im 
Beherbergungsbereich (–2,7 %) und einer Zunahme im 
Bereich der Gastronomie (+3,3 %). Im gesamten Gastge-
werbe ging in den ersten sechs Monaten im Durchschnitt 
die Zahl der in Vollzeit Beschäftigten zurück (–1,8 %) 
und die der in Teilzeit Beschäftigten nahm deutlich 
zu (+4,8 %), vor allem in den Catering- und weiteren 
Verpflegungsdienstleistungsunternehmen (+16,3 %).

⌜⌜ Brandenburg – rückläufige Umsätze
Die gastgewerblichen Unternehmen im Land Branden-
burg mussten für das 1. Halbjahr 2013 nach vorläufigen 
Berechnungen geringere Umsätze als vor einem Jahr 
bilanzieren (–0,8 %). Unter Ausschaltung der Preisen-
twicklung, d. h. real, entsprach das einem Umsatzrück-
gang von 3,0 % (…).

Im Bereich Beherbergung blieben die Umsätze in 
den ersten sechs Monaten gegenüber dem Vorjahr un-
verändert, allerdings mit Rückgängen im 2. Quartal. Die 
Gastronomie schloss das 1. Halbjahr mit Einnahmever-
lusten (–1,3 %) ab, durch anhaltende Umsatzrückgänge 
im Bereich der Restaurants, Gaststätten, Imbissstuben 
u. Ä. (–5,7 %).

Die Beschäftigung wies im gesamten Gastgewerbe 
des Landes Brandenburg – entgegen der Umsatzent-
wicklung – eine im Durchschnitt um 0,6 % höhere Zahl 
als noch ein Jahr zuvor aus. In den beiden Beschäfti-
gungsarten nahm ausschließlich die Zahl der in Teilzeit 
Beschäftigten zu (+3,0 %), während die der Vollzeitbe-
schäftigten zurückging (–1,4 %).

Umsatz und Beschäftigte des Gastgewerbes in Berlin und Brandenburg im 1. Halbjahr 2013  
– vorläufige Ergebnisse –
 

Wirtschaftszweig 

April bis Juni 2013 Januar bis Juni 2013

Umsatz Beschäf-
tigte

Umsatz Beschäf-
tigtenominal real nominal real 

Veränderung gegenüber dem gleichen Zeitraum  
des Vorjahres in %

Berlin

Beherbergungsgewerbe   1,1 –0,8 –3,1 0,5 –1,5 –2,7
Gastronomie   5,4 2,7 3,2 2,9 0,5 3,3

darunter 
Restaurants, Gaststätten, Imbissstuben u. Ä. 5,5 2,5 0,3 3,3 0,7 0,9
Caterer, sonstige Verpflegungsdienstleistungen  2,9 1,0 12,2 0,0 –1,8 10,5

Gastgewerbe insgesamt   3,4 1,0 1,3 1,8 –0,5 1,4

Brandenburg

Beherbergungsgewerbe   –1,5 –3,4 1,1 0,0 –1,9 1,4
Gastronomie  –1,1 –3,5 –0,1 –1,3 –3,6 0,2

darunter 
Restaurants, Gaststätten, Imbissstuben u. Ä.  –6,7 –9,4 –0,8 –5,7 –8,2 0,5
Caterer, sonstige Verpflegungsdienstleistungen  13,3 11,2 0,5 8,9 6,9 –1,3

Gastgewerbe insgesamt  –1,2 –3,5 0,3 –0,8 –3,0 0,6
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Kurz gefasst  aus Deutschland

⌜⌜ 5,1 % mehr Einbürgerungen
(…) Im Jahr 2012 wurden in Deutschland mehr als 
112 300 Ausländerinnen und Ausländer eingebürgert. 
Dies waren (…) 5 400 Einbürgerungen mehr als 2011 
(+5,1 %) und 10 800 mehr als 2010 (+10,6 %). Damit 
setzte sich die Entwicklung der letzten Jahre fort. Seit 
der Einführung des neuen Staatsangehörigkeitsrechts 
im Jahr 2000 war die Zahl der Einbürgerungen zunächst 
zurückgegangen – von 186 700 im Jahr 2000 auf 94 500 
im Jahr 2008. Seither steigen die Zahlen wieder konti-
nuierlich an. 

Gegenüber dem Vorjahr haben vor allem Einbür-
gerungen aus den Mitgliedsländern der EU (+3 200 
oder +19,1 %) sowie aus den Kandidatenländern der 
EU (+4 861 oder +15,0 %) zugenommen. Demgegen-
über wurden aus den sonstigen europäischen Ländern 
weniger Personen eingebürgert als im Vorjahr (–136 oder 

–1,0 %). Noch größer ist der Rückgang bei den Eingebür-
gerten aus Afrika, Amerika, Asien und Australien bzw. 
Ozeanien (zusammen –2 200 oder –5,2 %). 

Innerhalb Deutschlands ist die Zahl der Einbürge-
rungen vor allem in Baden-Württemberg angestiegen 
(+2 00 bzw. +15,2 %), gefolgt von Hessen (+1 700 bzw. 
+12,8 %), Nordrhein-Westfalen (+900 bzw. +3,2 %) 
und Bayern (+700 bzw. +5,7 %). Rückläufige Zahlen 
gab es demgegenüber in Berlin (–600 bzw. –8,1 %) und 

Bevölkerung  Jahr 2012

in Brandenburg (–300 bzw. –40,8 %) sowie bei den 
Einbürgerungen im Ausland (–800 bzw. –24,2 %).

Wie schon in den Vorjahren wird die Liste der am 
häufigsten eingebürgerten Staatsangehörigkeiten 
von türkischen Staatsbürgern angeführt (33 200 Fälle), 
gefolgt von Personen aus dem ehemaligen Serbien und 
Montenegro und seinen Nachfolgestaaten (6 100 Fälle) 
und aus Polen (4 500 Fälle). Die am häufigsten eingebür-
gerten Staatsangehörigkeiten sind seit mehreren Jahren 
unverändert, ihre Reihenfolge verschiebt sich aber dabei 
von Jahr zu Jahr.

Das ausgeschöpfte Einbürgerungspotenzial – also das 
Verhältnis von erfolgten Einbürgerungen zur Zahl jener 
Ausländerinnen und Ausländer, die seit mindestens zehn 
Jahren in Deutschland leben und damit alle Vorausset-
zungen erfüllen – betrug im Jahr 2012 durchschnittlich 
2,4 %. Staatsbürger aus den Mitgliedsländern der EU 
weisen dabei traditionell unterdurchschnittliche Werte 
auf (1,2 %) – wahrscheinlich weil es für sie weniger 
zusätzlichen Nutzen bringt, die deutsche Staatsange-
hörigkeit zu erwerben, als dies bei vielen Personen aus 
Drittstaaten der Fall ist. Die höchsten Werte traten bei 
Kamerun (26,5 % bei 900 Einbürgerungen), Nigeria 
(12,5 % bei 800 Einbürgerungen) und beim Irak auf 
(12,2 % bei 3 500 Einbürgerungen).

Quelle: DESTATIS

Eingebürgerte Ausländerinnen und Ausländer 2012  
nach den häufigsten bisherigen Staatsangehörigkeiten 
 

Bisherige  
Staatsangehörigkeit

Ins- 
gesamt

Verän- 
derung 

gegenüber 
dem Vorjahr

Aus- 
geschöpftes  

Einbürgerungs-
potenzial 1

Anzahl in %

Einbürgerungen insgesamt 112 348 5,1 2,4
Türkei 33 246 18,3 2,3
Serbien, Montenegro, Kosovo 

sowie ehemaliges Serbien 
und Montenegro 6 085 – 3,6 1,9

Polen 4 496 5,0 2,6
Griechenland 4 167 82,0 1,7
Ukraine 3 691 – 13,4 6,1
Irak 3 510 – 26,7 12,2
Vietnam 3 299 35,9 5,8
Russische Föderation 3 167 6,8 3,8
Marokko 2 852 – 5,3 7,4
Afghanistan 2 717 0,2 9,7
Rumänien 2 343 – 2,3 6,8
Italien 2 202 29,0 0,5

1 Die Einbürgerungen sind auf die Ausländerzahl vor dem Zensus 2011 
bezogen.



12 Zeitschrift für amtliche Statistik  Berlin Brandenburg  3/2013 

⌜⌜ Staat erzielt Überschuss von 8,5 Mrd. EUR  
(…) Der Staat erzielte im ersten Halbjahr 2013 nach 
vorläufigen Ergebnissen (…) einen Finanzierungsü-
berschuss von 8,5 Mrd. EUR. Gemessen am Bruttoin-
landsprodukt in jeweiligen Preisen (1 335,8 Mrd. EUR) 
errechnet sich daraus eine Quote von +0,6 %. Die 
Haushalte von Bund, Ländern, Gemeinden und Sozial-
versicherung konnten damit von einer im europäischen 
Vergleich insgesamt günstigen Beschäftigungssituation 
und stabilen Wirtschaftsentwicklung im ersten Halbjahr 
2013 profitieren. 

Der Bund verringerte sein Finanzierungsdefizit im 
Vergleich zum entsprechenden Vorjahreszeitraum 
um knapp 6 Mrd. EUR auf –2,2 Mrd. EUR. Die Länder 
erreichten im ersten Halbjahr 2013 einen Überschuss 
von 1,2 Mrd. EUR, nachdem sie im entsprechenden 
Vorjahreszeitraum knapp einen ausgeglichenen Haushalt 
verfehlt hatten (–30 Mill. EUR). Bei den Gemeinden 
erhöhte sich der Überschuss im Vorjahresvergleich um 
1 Mrd. EUR auf rund 5,3 Mrd. EUR. Der Überschuss der 
Sozialversicherung belief sich auf 4,3 Mrd. EUR und fiel 
damit erwartungsgemäß deutlich niedriger aus als bis-
her. Gründe hierfür waren zum Beispiel die Absenkung 
der Rentenversicherungsbeiträge und der Wegfall von 
Zuschüssen aus dem Bundeshaushalt.

Die Einnahmen des Staates beliefen sich im ersten 
Halbjahr 2013 auf 604,5 Mrd. EUR und waren um 
rund 16,3 Mrd. EUR höher (+2,8 %) als im entspre-
chenden Vorjahreszeitraum. Die Ausgaben des Staates 
entwickelten sich nahezu parallel mit den Einnahmen 
und stiegen im ersten Halbjahr 2013 um 15,8 Mrd. EUR 
(+2,7 %) auf 596,0 Mrd. EUR. 

Die wichtigste Einnahmequelle des Staates sind 
die Steuern, die mit 321,4 Mrd. EUR gut die Hälfte der 
gesamten Einnahmen ausmachen. Der Zuwachs bei 
den Steuereinnahmen blieb mit +3,8 % im ersten 
Halbjahr 2013 hoch und stützte sich insbesondere auf die 
Entwicklung der Einkommen- und Vermögensteuern, die 
um 6,3 % höher ausfielen. Hierbei lag der Zuwachs bei 
der Lohnsteuer im ersten Halbjahr bei 5,6 %. Über-
durchschnittlich stark erhöhten sich die Einnahmen 

Finanzen  1. Halbjahr 2013

aus der veranlagten Einkommensteuer (+12,8 %), der 
Gewerbesteuer (+8,4 %) und der Körperschaftsteuer 
(+8,1 %). Der Anstieg bei den Produktions- und Impor-
tabgaben, zu denen beispielsweise die Umsatzsteuer 
und Verbrauchsteuern gezählt werden, ist wegen der 
insgesamt schwächeren konjunkturellen Entwicklung zu 
Jahresbeginn mit +1,0 % eher verhalten ausgefallen. Die 
Sozialbeiträge an den Staat sind um 2,3 % auf 222,8 Mrd. 
EUR merklich angestiegen, obwohl die Absenkung des 
Beitragssatzes zur Rentenversicherung um 0,7 Prozent-
punkte rechnerisch zu einem Einnahmeausfall von gut 3 
Mrd. EUR pro Halbjahr führt. 

Die Ausgaben des Staates erhöhten sich im ersten 
Halbjahr 2013 um 2,7 % auf 596,0 Mrd. EUR. Etwas 
moderater verlief dabei der Anstieg bei den monetären 
Sozialleistungen, dem mit deutlichem Abstand größten 
Ausgabenblock des Staates: Für Leistungen wie Renten-
zahlungen, Pensionen, Sozialhilfe, Arbeitslosengeld und 
Arbeitslosengeld II wendete der Staat insgesamt 2,4 % 
mehr auf. Deutlich stärker stiegen dagegen die vom 
Staat gewährten sozialen Sachleistungen mit +4,4 %. 
Hier machten sich vor allem die Abschaffung der Praxis-
gebühr, die Anhebung der Honorare für niedergelassene 
Ärzte sowie sonstige Ausgabensteigerungen im Bereich 
der Gesetzlichen Krankenversicherung bemerkbar. 
Die Ausgaben für die Vorleistungskäufe des Staates 
haben sich mit +4,3 % ebenfalls überdurchschnittlich 
erhöht. Dagegen war der Anstieg bei den Ausgaben für 
Arbeitnehmerentgelte mit +1,9 % unterdurchschnittlich. 
Deutlich rückläufig waren wiederum die Zinsausgaben 
(–3,9 %) und die Ausgaben für vom Staat getätigte 
Bruttoinvestitionen (–0,9 %).

Bei den Angaben handelt es sich um Daten in der 
Abgrenzung des Europäischen Systems Volkswirtschaft-
licher Gesamtrechnungen (ESVG) 1995. Diese Angaben 
weichen aufgrund konzeptioneller Unterschiede 
teilweise deutlich von den ebenfalls vom Statistischen 
Bundesamt berechneten vierteljährlichen Kassenergeb-
nissen des öffentlichen Gesamthaushalts ab. 

Quelle: DESTATIS
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⌜⌜ Ausführliche Ergebnisse zur Wirtschaftsleistung 
(…) Die deutsche Wirtschaft gewinnt nach schwachem 
Jahresbeginn an Dynamik: (…) das Bruttoinlands- 
produkt (BIP) war im zweiten Quartal 2013 – preis-, 
saison- und kalenderbereinigt – um 0,7 % höher als 
im Vorquartal. Dabei dürfte aber auch die extrem 
winterliche Witterung im ersten Quartal eine Rolle 
gespielt haben: Den neuesten Berechnungen zufolge 
hatte die deutsche Wirtschaft im ersten Quartal 2013 
stagniert, im Schlussquartal 2012 war das BIP um 0,5 % 
zurückgegangen.

Positive Impulse kamen im Vorquartalsvergleich 
(preis-, saison- und kalenderbereinigt) vor allem aus 
dem Inland: Im zweiten Quartal 2013 waren sowohl die 
privaten (+0,5 %) als auch die staatlichen Konsum- 
ausgaben (+0,6 %) höher als im ersten Quartal 2013. 
Außerdem zogen die Investitionen deutlich an: In Aus- 
rüstungen – darunter fallen hauptsächlich Maschinen 
und Geräte sowie Fahrzeuge – wurde 0,9 % mehr 
investiert als im Vorquartal. Die Bauinvestitionen stiegen 
sogar um 2,6 %, was allerdings auch an witterungs-
bedingten Nachholeffekten nach dem ungewöhnlich 
langen und kalten Winter liegen dürfte. Darüber hinaus 
wurden im zweiten Quartal 2013 mehr Waren und 
Dienstleistungen exportiert (+2,2 %) als in den ersten 
drei Monaten des Jahres. Im selben Zeitraum stiegen 
die Importe mit +2,0 % etwas weniger stark. Dadurch 
stützte der Außenbeitrag – also die Differenz aus 
Exporten und Importen – das Bruttoinlandsprodukt 
mit einem rechnerischen Wachstumsbeitrag von 0,2 
Prozentpunkten. (…)

Auch im Vergleich zum Vorjahr ist die Wirtschaftslei-
stung gestiegen: Das preisbereinigte BIP war im zweiten 
Quartal 2013 um 0,9 % (kalenderbereinigt um 0,5 %) 
höher als im zweiten Quartal 2012.

Die Wirtschaftsleistung im zweiten Quartal 2013 
wurde nach vorläufigen Berechnungen von 41,8 Mill. 
Erwerbstätigen im Inland erbracht, das waren 242 Tsd. 
Personen oder 0,6 % mehr als ein Jahr zuvor.

Die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität, 
gemessen als preisbereinigtes BIP je Erwerbstätigen, ist 
im zweiten Quartal 2013 um 0,3 % gestiegen, nachdem 
sie zuletzt vier Quartale in Folge rückläufig gewesen 
war. Je Erwerbstätigenstunde gemessen war es nach 
ersten vorläufigen Berechnungen genau andersherum: 
Die Arbeitsproduktivität ging erstmals seit 2009 zurück 
(–0,3 %), da je Erwerbstätigen im Durchschnitt um 0,6 % 
mehr gearbeitet wurde als im Vorjahr. Hauptursache 
hierfür war, dass es im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 
einen Arbeitstag mehr gab.

Die preisbereinigte Bruttowertschöpfung aller Wirt-
schaftsbereiche war im zweiten Quartal 2013 um 0,7 % 
höher als im zweiten Quartal 2012. In den einzelnen 

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen  2. Quartal 2013

Wirtschaftsbereichen war die Entwicklung aber durchaus 
unterschiedlich: Während die Unternehmensdienstleister 
ihre Wirtschaftsleistung im Vergleich zum Vorjahr deut-
lich steigerten (+3,5 %), verzeichneten die Finanz- und 
Versicherungsdienstleister einen Rückgang in gleicher 
Höhe (–3,5 %). Im Verarbeitenden Gewerbe konnte der 
Abwärtstrend des vergangenen Jahres gestoppt werden, 
die preisbereinigte Bruttowertschöpfung stieg im Ver-
gleich zum Vorjahr um 0,8 %. Im Baugewerbe hingegen 
gab es einen leichten Rückgang (–0,5 %).

Auf der Verwendungsseite des Bruttoinlandsprodukts 
kamen im zweiten Quartal 2013 auch im Vergleich mit 
dem Vorjahr aus dem Inland überwiegend positive 
Impulse: Die privaten Konsumausgaben waren preisberei- 
nigt um 1,1 % höher als vor einem Jahr. Der Staat erhöhte 
seine Konsumausgaben ebenfalls, und zwar um 1,3 %. 
Daneben wurde auch in Bauten (+1,2 %) mehr investiert 
als im zweiten Quartal 2012, während die Investitionen 
in Ausrüstungen das fünfte Quartal in Folge niedriger 
waren als im jeweiligen Vorjahreszeitraum (–1,2 %). 
Vom Außenhandel kamen im Vorjahresvergleich keine 
Wachstumsimpulse, da die preisbereinigten Importe 
von Waren und Dienstleistungen mit +1,4 % stärker 
stiegen als die Exporte (+1,1 %). Dadurch hatte der 
Außenbeitrag als Saldo zwischen Exporten und Importen 
einen leicht negativen Effekt auf das BIP-Wachstum 
(–0,1 Prozentpunkte).

In jeweiligen Preisen berechnet war das Bruttoin-
landsprodukt im zweiten Quartal 2013 um 3,4 % und 
das Bruttonationaleinkommen um 3,5 % höher als im 
zweiten Quartal 2012. Das Volkseinkommen, das sich aus 
dem Arbeitnehmerentgelt und den Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen zusammensetzt, nahm insge-
samt um 3,9 % zu. Dabei stieg das Arbeitnehmerentgelt 
um 2,5 %, während die Unternehmens- und Vermögens- 
einkommen nach ersten vorläufigen Berechnungen um 
6,9 % zunahmen. Die Löhne und Gehälter der Arbeit-
nehmer waren brutto 2,7 %, aber netto nur 2,1 % höher 
als ein Jahr zuvor, was vor allem am starken Anstieg der 
Lohnsteuer lag (+6,0 %). Im Durchschnitt je Arbeit-
nehmer berechnet fiel der Anstieg der Nettolöhne und 

-gehälter mit +1,3 % noch schwächer aus, da auch die 
Anzahl der Arbeitnehmer im Vergleich zum Vorjahres-
quartal zunahm (+0,8 %). Das verfügbare Einkommen 
der privaten Haushalte erhöhte sich um 2,4 % und damit 
etwas weniger als die privaten Konsumausgaben in 
jeweiligen Preisen (+2,9 %). Daraus errechnet sich für 
die Sparquote der privaten Haushalte im zweiten Quartal 
2013 ein vorläufiger Wert von 9,6 %; das sind 0,4 Prozent-
punkte weniger als ein Jahr zuvor. (…)

Quelle: DESTATIS
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⌜⌜ Öffentlicher Schuldenstand des Euroraums  
stieg auf 92,2 % des BIP  
(…) Am Ende des ersten Quartals 2013 belief sich der öf-
fentliche Schuldenstand als Prozent des BIP im Euroraum 
(ER17)1 auf 92,2 %, verglichen mit 90,6 % am Ende des 
vierten Quartals 2012. In der EU27 2 stieg der öffentliche 
Schuldenstand im Verhältnis zum BIP von 85,2 % auf 
85,9 % an. Gegenüber dem ersten Quartal 2012 erhöhte 
sich der öffentliche Schuldenstand als Prozent des BIP 
sowohl im Euroraum (von 88,2 % auf 92,2 %) als auch in 
der EU27 (von 83,3 % auf 85,9 %). 

Am Ende des ersten Quartals 2013 hatten Wertpapiere 
(ohne Anteilsrechte) einen Anteil von 77,1 % am öffent-
lichen Schuldenstand des Euroraums und von 79,0 % 
am öffentlichen Schuldenstand der EU27. Der Anteil 
von Krediten belief sich auf 18,4 % des öffentlichen 
Schuldenstands des Euroraums und auf 15,9 % der EU27. 
Bargeld und Einlagen machten 2,7 % des öffentlichen 
Schuldenstands des Euroraums und 3,6 % der EU27 aus. 

Aufgrund der Beteiligung der EU Regierungen an 
den Finanzhilfen für einige Mitgliedstaaten, und um ein 
vollständigeres Bild über die Entwicklung des öffent-
lichen Schuldenstands zu erhalten, werden ebenfalls 
vierteljährliche Daten zu zwischenstaatlichen Krediten 
veröffentlicht. Der Anteil der zwischenstaatlichen Kredite 
als Prozent des BIP belief sich am Ende des ersten 
Quartals 2013 auf 2,1 % für den Euroraum und auf 1,6 % 
für die EU27.

Die höchsten Verschuldungsquoten (öffentlicher 
Schuldenstand im Verhältnis zum BIP) verzeichneten am 
Ende des ersten Quartals 2013 Griechenland (160,5 %), 
Italien (130,3 %), Portugal (127,2 %) und Irland (125,1 %) 
und die niedrigsten Quoten Estland (10,0 %), Bulgarien 
(18,0 %) und Luxemburg (22,4 %).

Im Vergleich zum vierten Quartal 2012 verzeichneten 
einundzwanzig Mitgliedstaaten am Ende des ersten 
Quartals 2013 einen Anstieg der Verschuldungsquote 
und sechs registrierten einen Rückgang. Die höchsten 
Anstiege verzeichneten Irland (+7,7 Prozentpunkte), 
Belgien (+4,7 Prozentpunkte) und Spanien (+4,0 Pro-
zentpunkte) und die größten Rückgänge Lettland 
(–1,5 Prozentpunkte), Dänemark (–0,8 Prozentpunkte) 
und Deutschland (–0,7 Prozentpunkte).

Im Vergleich zum ersten Quartal 2012 wiesen 
vierundzwanzig Mitgliedstaaten am Ende des ersten 
Quartals 2013 einen Anstieg und drei einen Rückgang 
der Verschuldungsquote auf. Die höchsten Anstiege der 
Quote meldeten Griechenland (+24,1 Prozentpunkte), 
Irland (+18,3 Prozentpunkte), Spanien (+15,2 Prozent-
punkte), Portugal (+14,9 Prozentpunkte) sowie Zypern 
(+12,6 Prozentpunkte) und die Rückgänge Lettland 
(–5,1 Prozentpunkte), Litauen (–1,9 Prozentpunkte) und 
Dänemark (–0,2 Prozentpunkte). 

Quelle: EUROSTAT

Kurz gefasst  aus Europa

1 	  Zum Euroraum (ER17) gehören: Belgien, Deutsch-
land, Estland, Irland, Griechenland, Spanien, Frank-
reich, Italien, Zypern, Luxemburg, Malta, die Nie-
derlande, Österreich, Portugal, Slowenien, die 
Slowakei und Finnland. 

2 	 Zur EU27 gehören: Belgien (BE), Bulgarien (BG), die 
Tschechische Republik (CZ), Dänemark (DK), 
Deutschland (DE), Estland (EE),  
Irland (IE), Griechenland (EL), Spanien (ES), Frank-
reich (FR), Italien (IT), Zypern (CY), Lettland (LV),  
Litauen (LT), Luxemburg (LU), Ungarn (HU), Malta 
(MT), die Niederlande (NL), Österreich (AT), Polen 
(PL), Portugal (PT), Rumänien (RO), Slowenien (SI), 
die Slowakei (SK), Finnland (FI), Schweden (SE) und 
das Vereinigte Königreich (UK).
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Preise  Juli 2013

⌜⌜ Jährliche Inflationsrate im Euroraum stabil  
bei 1,6 %
Die jährliche Inflationsrate im Euroraum lag im Juli 2013 
bei 1,6 %, stabil gegenüber Juni. Ein Jahr zuvor hatte sie 
2,4 % betragen. Die monatliche Inflationsrate betrug 

–0,5 % im Juli 2013.
Die jährliche Inflationsrate der Europäischen Union 

lag im Juli 2013 bei 1,7 %, stabil gegenüber Juni. Ein Jahr 
zuvor hatte sie 2,5 % betragen. Die monatliche Inflations-
rate betrug –0,4 % im Juli 2013. (…)

Im Juli 2013 wurden die niedrigsten jährlichen 
Raten in Griechenland (–0,5 %), Bulgarien (0,0 %) und 
Dänemark (0,4 %) gemessen und die höchsten in Estland 
(3,9 %), Rumänien (3,4 %) und den Niederlanden (3,1 %). 
Im Vergleich zu Juni 2013 ging die jährliche Inflationsrate 
in siebzehn Mitgliedstaaten zurück, blieb in zwei stabil 
und stieg in neun an. Die niedrigsten Durchschnitts-
werte über zwölf Monate bis einschließlich Juli 2013 
verzeichneten Griechenland (0,1 %), Schweden (0,7 %) 
und Lettland (0,8 %), während die höchsten Werte in 
Rumänien (4,5 %), Estland (3,9 %) und Kroatien (3,7 %) 
gemeldet wurden.

Bei den Teilindizes hatten Obst (+0,12 Prozentpunkte), 
Gemüse (+0,09 Prozentpunkte) und Tabak (+0,08 Pro-
zentpunkte) die stärkste Steigerungswirkung auf die 
jährliche Inflation des Euroraums, während Telekom-
munikation (–0,18 Prozentpunkte), medizinische und 
paramedizinische Dienstleistungen (–0,08 Prozent-
punkte) sowie Kraftstoffe für Verkehrsmittel (–0,06 Pro-
zentpunkte) am stärksten senkend wirkten. 

Quelle: EUROSTAT

Außenhandel  Juni 2013

⌜⌜ Überschuss des Euroraums im internationalen 
Warenverkehr in Höhe von 17,3 Mrd. EUR
(…) Nach ersten Schätzungen ergab sich für den Euro-
raum (ER17) im Juni 2013 ein Überschuss von 17,3 Mrd. 
EUR im Warenverkehr mit der restlichen Welt, gegenüber 
+12,8 Mrd. EUR im Juni 2012. Im Mai 2013 betrug der 
Saldo+14,5 Mrd. EUR, gegenüber +6,2 Mrd. EUR im 
Mai 2012. Im Juni 2013 stiegen die Ausfuhren (saison-
bereinigt) im Vergleich zum Mai 2013 um 3,0 % und die 
Einfuhren um 2,5 %. (…)

Die EU27 wies nach ersten Schätzungen im Juni 2013 
einen Überschuss im Warenverkehr mit der übrigen Welt 
von 9,9 Mrd. EUR auf, gegenüber –1,0 Mrd. EUR im Juni 
2012. Im Mai 2013 betrug der Saldo +15,7 Mrd. EUR, ge-
genüber –5,2 Mrd. EUR im Mai 2012. Im Juni 2013 blieben 
die Ausfuhren (saisonbereinigt) im Vergleich zum Mai 
2013 stabil und die Einfuhren stiegen um 1,8 %.

Das Defizit der EU27 beim Handel mit Energie 
verringerte sich (–157,5 Mrd. EUR im Januar bis Mai 2013 
gegenüber –178,5 Mrd. EUR im Januar bis Mai 2012), 
während der Überschuss für Industrieerzeugnisse anstieg 
(+163,0 Mrd. EUR gegenüber +133,3 Mrd. EUR).

Die Einfuhren der EU27 aus den wichtigsten 
Partnerländern verringerten sich im Januar bis Mai 2013 
gegenüber Januar bis Mai 2012, außer aus der Türkei 
und aus Indien (je +4 %). Die deutlichsten Rückgänge 

wurden bei den Einfuhren aus Norwegen und Japan (je 
–15 %) sowie Brasilien (–13 %) registriert. Im Hinblick 
auf die Ausfuhren der EU27 zeigten sich unterschiedliche 
Tendenzen. Die höchste Zunahme wurde bei Ausfuhren 
in die Schweiz (+33 %) verzeichnet und der stärkste 
Rückgang bei Ausfuhren nach Indien (–4 %).

Der Handelsüberschuss der EU27 mit der Schweiz 
(+37,7 Mrd. EUR im Januar bis Mai 2013 gegenüber 
+18,1 Mrd. EUR im Januar bis Mai 2012), den USA 
(+37,4 Mrd. EUR gegenüber +33,0 Mrd. EUR) und der 
Türkei (+12,2 Mrd. EUR gegenüber +10,5 Mrd. EUR) er-
höhte sich. Das Handelsdefizit der EU27 verringerte sich 
mit China (–52,3 Mrd. EUR gegenüber –56,8 Mrd. EUR), 
Russland (–39,5 Mrd. EUR gegenüber –43,1 Mrd. EUR), 
Norwegen (–16,8 Mrd. EUR gegenüber –24,8 Mrd. EUR) 
und Japan (–1,7 Mrd. EUR gegenüber -5,9 Mrd. EUR).

Bezüglich des Handels der einzelnen Mitglied-
staaten erzielte Deutschland den höchsten Überschuss 
(+81,0 Mrd. EUR im Januar bis Mai 2013), gefolgt von den 
Niederlanden (+24,3 Mrd. EUR), Irland (+15,3 Mrd. EUR) 
und Italien (+8,7 Mrd. EUR). Frankreich (–32,9 Mrd. EUR) 
verbuchte das größte Defizit, gefolgt vom Vereinigten 
Königreich (–26,1 Mrd. EUR) und Griechenland (–8,0 Mrd. 
EUR).

Quelle: EUROSTAT
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Auf dem Berliner Arbeitsmarkt wurden 
Ende Februar des Jahres 2013 mit 217 506 
Arbeitslosen 0,7 % weniger als im Januar 
2013 registriert, das entsprach einem Minus 
von 1 565 Personen. Im Vergleich zum 
Februar des Jahres 2012 nahm die Zahl der 
Arbeitslosen um 4,7 % ab, das entsprach 
einem Minus von 10 631 Personen. Diese An-

Die Zahl der Berliner Arbeitslosen ver-
minderte sich beim Vergleich des Februar 
2013 zum Februar 2012 um 4,7 %; das sind 
genau 10 631 Personen weniger. Die Ar-
beitslosenquote auf der Basis aller zivilen 
Erwerbspersonen betrug im aktuellen Monat 
12,3 %, das ergab zum Vorjahresmonat eine 
Veränderung um –0,9 Prozentpunkte. Es 
waren folgende Trends (Veränderung der 
Trend-Konjunktur-Komponente des Monats 
Februar 2013 zum Februar 2012) bei den ein-
zelnen Merkmalen zu beobachten: Innerhalb 
des letzten Jahres stieg im Wirtschaftsab-
schnitt des Verarbeitenden Gewerbes, des 
Bergbaus und der Gewinnung von Steinen 
und Erden der Trend des Auftragseingangs-
index leicht, bei der Beschäftigtenzahl 
und beim Gesamtumsatz fiel er leicht. Im 

Bauhauptgewerbe stieg die Trend-Kennzif-
fer der Baugenehmigungen stark, die der 
Beschäftigtenzahl, des Umsatzes und des 
Auftragseingangs stieg leicht. Bei der Zahl 
der Gästeankünfte und der -übernachtungen 
stieg der Trend des letzten Jahres leicht 
an. Die Trend-Konjunktur-Komponenten 
der Differenzen aus den Gewerbean- und 
-abmeldungen und den Betriebsgründungen 
und -aufgaben sanken stark. Der Trend 
bei der Anzahl der insgesamt beantragten 
Insolvenzen fiel stark – ebenso der bei den 
Unternehmensinsolvenzen. Im Februar 2013 
lag die Inflationsrate (auf Basis des Verbrau-
cherpreisindex 2010 ≙ 100) bei +2,1 % – der 
jährliche Trend des Verbraucherpreisindexes 
war stark steigend.

Februar 2012) lag bei –5,9 %; in den ersten 
beiden Monaten des Jahres 2013 (Januar und 
Februar 2013 zum Januar und Februar 2012) 
waren es dann –4,3 %. Die seit Mitte des 
Jahres 2005 fallende Trend-Konjunktur-Kom-
ponente der Zahl der Arbeitslosen stieg seit 
dem Herbst 2008 wieder leicht an, ohne 
jedoch das ehemalige sehr hohe Niveau auch 
nur näherungsweise zu erreichen. Seit Ende 
2009 wird der fallende Trend wieder weiter 
fortgesetzt. Der aktuelle Trend der letzten 
12 Monate war leicht fallend. 

Die Berliner Arbeitslosenquote auf der 
Basis aller zivilen Erwerbspersonen betrug 
12,3 % und auf der Basis aller abhängig 
zivilen Erwerbspersonen 14,7 %. Das ergab 
gegenüber dem Vorjahresmonat eine Verän-
derung um –0,8 bzw. –0,9 Prozentpunkte. 
Die Berliner Arbeitslosenquote (Basis: 
alle zivilen Erwerbspersonen) lag damit 
4,9 Prozentpunkte über dem bundesweiten 
Durchschnitt und 0,8 Prozentpunkte über 
den entsprechenden ostdeutschen Werten 
(einschließlich Berlin). Gegenüber Bran-
denburg sind es dann +1,3 Prozentpunkte 
bei allen zivilen Erwerbspersonen bzw. 
2,4 Prozentpunkte bei den abhängig zivilen 
Erwerbspersonen als Basis. 

Tabelle Seite 24

zahl stimmt ungefähr mit der Einwohnerzahl 
der Brandenburger Gemeinde Oberkrämer 
im Landkreis Oberhavel oder der Gemeinde 
Rangsdorf im Landkreis Teltow-Fläming, am 
31. Dezember 2011, überein. Die Veränderung 
der Berliner Arbeitslosenzahl innerhalb der 
letzten 12 Monate (März 2012 bis Februar 
2013) im Vergleich zum Vorjahr (März 2011 bis 

Wirtschaft im Überblick  Februar 2013  
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Bei den offen Stellen erfolgte ein 
methodischer Wechsel: Es werden ab dem 
1. Januar 2009 die gemeldeten, ungeförder-
ten Arbeitsstellen ohne selbstständige / frei-
berufliche Tätigkeiten und ohne Stellen der 
privaten Arbeitsvermittlung dargestellt, das 
entspricht etwa 19 800 Personen weniger 
als zuvor. Ein Vergleich mit vorherigen Ver-
öffentlichungen ist deshalb nicht möglich. 
Im Februar 2013 waren 18 410 offene Stellen 
gemeldet. Das sind +1,0 % zum Februar 2012 
und +27,5 % im Vergleich der beiden letzten 
12-Monatszeiträume, aber auch +3,5 % im 
laufenden Jahr (Januar und Februar 2013 
zum Januar und Februar 2012). Seit Mitte 
des Jahres 2009 stieg die Trend-Konjunk-
tur-Komponente der offenen Stellen sehr 
stark an – in den letzten sechs Monaten fällt 
sie jedoch wieder leicht ab. Innerhalb eines 
Jahres ist die Trend-Konjunktur-Komponente 
der Anzahl der offenen Stellen hingegen 
„noch“ leicht steigend. Das Verhältnis der 
gemeldeten offenen Stellen zu den Arbeits-
losen lag im aktuellen Monat bei 1 zu 11,8. 
Der lineare Trend dieses Quotienten war sehr 
stark fallend – bei einer seit dem Jahr 2005 
deutlich verringerten Schwankungsbreite.

Im Berliner Verarbeitenden Gewerbe, im 
Bergbau und bei der Gewinnung von 
Steinen und Erden zeigte der Auftragsein-
gangsindex (für das Verarbeitende Gewerbe, 
Volumenindex – ausgewählte Wirtschafts-
zweige) im Februar-Vergleich mit +12,0 % 
eine sehr positive Veränderung; im Vergleich 
der beiden ersten Monate des Jahres 2013 
mit 2012 waren es +6,4 % und bei den 
beiden letzten 12-Monatszeiträumen dann 

+1,9 %. Die Trend-Konjunktur-Komponente 
fiel seit dem Frühjahr des Jahres 2008, stieg 
aber ab Mitte des Jahres 2009 dann wieder 
an. Nach einer kleinen „Delle“ zum Beginn 
des Jahres 2012 steigt sie nun wieder stärker. 
Der aktuelle Trend innerhalb des letzten 
Jahres ist leicht steigend. 

Die 334 im Monat Februar dieses Jahres 
berichtspflichtigen Betriebe – das sind vier 
Betriebe weniger als im Februar 2012 – 
erwirtschafteten einen Gesamtumsatz von  
1 671,4 Mill. EUR. Das Ergebnis des Vorjahres-
monats wurde damit um 28,4 Mill. EUR oder 
1,7 % unterboten. In den letzten 12 Monaten 
– vom März 2012 bis Februar 2013 – konnten 
die Berliner Betriebe des Verarbeitenden 
Gewerbes, des Bergbaus und der Gewinnung 
von Steinen und Erden Waren im Wert von 
insgesamt 21,6 Mrd. EUR absetzen. Gegen-
über dem Vorjahreszeitraum bedeutet dies 
eine Verringerung des Gesamtumsatzes um 
6,7 % oder 130,2 Mill. EUR; demgegenüber 
sind es „nur“ –3,5 % oder 59,9 Mill. EUR in 
den ersten beiden Monaten des laufenden 
Jahres 2013. Die Trend-Konjunktur-Kom-
ponente dieser Kennziffer des Berliner 
Wirtschaftsabschnitts war seit der Mitte des 
Jahres 2008 fallend, seit dem Herbst des Jah-
res 2009 dann jedoch wieder leicht steigend. 
Sie hatte zum Jahreswechsel 2010 / 2011 das 
vor der Krise erreichte Niveau überschritten, 
fällt jedoch seit Mitte 2011 wieder stärker 
ab. Der Trend der letzten 12 Monate ist leicht 
fallend.

Der monatlich im Ausland erzielte Umsatz 
des Wirtschaftsabschnitts erreichte im Feb-
ruar 2013 ein Niveau von 948,7 Mill. EUR. Der 
Exportanteil am Gesamtumsatz betrug somit 

56,8 %. Im Zeitraum der letzten 12 Monate 
wurden Waren im Wert von 12,0 Mrd. EUR 
aus diesem Berliner Wirtschaftsabschnitt 
exportiert. Der Trend war stark fallend.

Bei der Beschäftigtenzahl war die 
Trend-Konjunktur-Komponente seit dem 
Anfang des Jahres 2010 stark steigend, sie 
fällt dann seit Beginn des Jahres 2012 wieder 
leicht ab. Im Februar des Jahres 2013 waren 
im Berliner Verarbeitenden Gewerbe, im 
Bergbau und der Gewinnung von Steinen 
und Erden in den Betrieben ab 50 Beschäf-
tigte 81 350 Personen tätig. Gegenüber dem 
Februar 2012 gab es mit –0,7 % eine leicht 
negative Veränderung. Im Vergleich der 
beiden ersten Monate des laufenden Jahres 
waren es mit +0,6 % und beim Vergleich 
der letzten 12 Monate mit +0,5 % „noch“ 
positive Veränderungen. Der aktuelle Trend 
der letzten 12 Monate war leicht fallend.

Im Februar 2013 erreichte die Produktivi-
tät (Umsatz je Beschäftigten) 20 546 EUR, 
das ergab –1,0 % gegenüber dem Februar 
2012. Die Bruttolohn- und Gehaltssumme je 
Beschäftigten lag im gleichen Zeitraum bei 
3 740 EUR; sie nahm zu und lag um +2,2 % 
oder etwa 80 EUR höher als im Februar 2012.

In der konjunkturellen Entwicklung des 
Berliner Bauhauptgewerbes ergab sich 
im Oktober 2009 eine Veränderung in der 
Stichprobe, die zu einer Sprungstelle in 
den Zeitreihen an dieser Stelle führte. Das 
wertmäßige Volumen der Auftragseingänge 
– als Frühindikator der Umsatzentwick-
lung – erreichte im Februar 2013 ein Niveau 
von 136,8 Mill. EUR. Die Entwicklung dieser 
Kennziffer zeigte mit +34,7 % zum Vorjah-

Trends nach dem Verfahren BV4.1 des Statistischen Bundesamtes, 
Veränderung Oktober 2009 (siehe Abbrüche innerhalb der Grafiken)
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resmonat eine sehr positive Entwicklung. 
Beim 12-monatigen Vergleich ergab sich 
eine Veränderung von –0,1 %, und für die 
ersten beiden Monate des laufenden Jahres 
2013 waren es –39,5 %. Die Trend-Konjunk-
tur-Komponente stieg seit der Mitte des 
Jahres 2010 wieder etwas, sie verläuft aber 
seit dem Frühjahr 2012 ganz leicht fallend. 
Im Vergleich zum Vorjahresmonat war der 
Trend leicht steigend.

Im Februar 2013 wurden 148 Baugeneh-
migungen erteilt, das sind +42,3 % zum 
Februar 2012; im Vergleich des laufenden 
Jahres waren es +3,4 % und für das laufende 
Jahr +25,5 %. Der Trend war demzufolge 
leicht steigend. 

Der baugewerbliche Umsatz hatte im 
Februar 2013 einen Wert von 148,7 Mill. 
EUR (Gesamtumsatz: 149,5 Mill. EUR) bei 
+29,8 % gegenüber dem Vorjahresmonat. 
Dieselbe Kennziffer war in den länger-
fristigen Betrachtungszeiträumen der 
zurückliegenden beiden 12-Monatszeiträume 
mit +2,4 % positiv, für die ersten beiden 
Monate des Jahres 2013 betrug sie +5,4 %. 
Die Trend-Konjunktur-Komponente stieg seit 
dem Jahr 2009 fast linear an. Der jährliche 
Trend war deshalb leicht steigend.

Mit 11 148 Beschäftigten wurde im Februar 
2013 zum Februar 2012 ein Zuwachs von 
3,8 % erreicht. Im Zeitraum der beiden 
letzten 12 Monate war ein Zuwachs  von 
2,9 % aufgetreten und im laufenden Jahr 
waren es wiederum +3,8 %. Der Trend der 
Beschäftigtenzahl war seit Mitte des Jahres 
2006 leicht steigend, ebenso wie beim 
Vergleich zum Vorjahresmonat.

Im Februar 2013 erreichte die Zahl der Gäs-
teankünfte im Berlin-Tourismus 687,0 Tsd; 
gegenüber dem Februar 2012 waren es 
20,9 Tsd. Personen oder 3,1 % mehr. Beim 
Vergleich der 12-monatigen Zeiträume ergab 
sich ein Plus von 8,8 % und beim Vergleich 
der ersten beiden Monate des Jahres 2013 
mit dem gleichen Zeitraum des Jahres 2012 
waren es +4,4 %. Der Trend war leicht 
steigend.

Die Zahl der Übernachtungen stieg im 
Monatsvergleich (Februar 2013 zu Februar 
2012) um 8,8 % an – von 1 431,6 Tsd. auf 
1 557,5 Tsd. Übernachtungen. Im 12-Mo-
nats-Vergleich setzte sich mit +10,8 % 
diese positive Entwicklung stabil fort und 
im Vergleich der ersten beiden Monate des 
laufenden Jahres mit 2012 waren es ebenso 
beachtliche +9,0 %. Die Trend-Konjunk-
tur-Komponente der Gästeübernachtungen 
stieg seit dem Jahr 2003 annähernd linear 
an, in der letzten Zeit etwas stärker. Der 
Trend im letzten Jahr war leicht steigend.

Im Durchschnitt entfielen im Februar 
2013 auf jeden Gast 2,3 Übernachtungen; im 
Mittel der letzten zwölf Monate waren es 
ebenfalls 2,3 Übernachtungen pro Gast – bei 
langfristig ganz leicht fallender Tendenz.

Auch im Berliner Außenhandel sind die 
Folgen der Finanz- und Wirtschaftskrise 
endgültig überwunden. Der gesamte Export-
wert (Spezialhandel) der Berliner Wirtschaft 
betrug im Februar 1 093,3 Mill. EUR und lag 
damit um 3,1 % unter dem Ergebnis des 
Februar 2012. Beim Vergleich der letzten 
12 Monate waren es +4,9 % und bei den 
beiden ersten Monaten des Jahres 2013 dann 
–5,7 %. Im Zeitraum der letzten 12 Monate 
wurden Waren im Wert von 13,5 Mrd. EUR 
exportiert, davon in die Staaten der 
Europäischen Union 40,1 % der gesamten 
Ausfuhr. Gegenüber dem Monat Februar 2012 

wurden 3,0 % mehr in die EU exportiert, die 
Exportquote des Februars lag deshalb bei 
44,1 %. Die Trend-Konjunktur-Komponente 
des gesamten Exports hatte im Herbst 2010 
das Vorkrisen-Niveau überschritten und fiel 
seit dem Frühjahr des Jahres 2011 wieder. Der 
Trend des letzten Jahres war beim gesamten 
Export leicht fallend – davon beim Export in 
die EU stärker.

Im Bezugsmonat betrug das Importvolu-
men (Generalhandel) 769,2 Mill. EUR, was 
zu einer Veränderungsrate von –0,3 % zum 
Februar 2012 führte. Im Ein-Jahres-Zeitraum 
(März 2012 bis Februar 2013) wurden Waren 
im Wert von 9,9 Mrd. EUR – das sind –2,3 % 
zu den vorherigen 12 Monaten – nach Berlin 
importiert. Im laufenden Jahr 2013 waren es 
+1,1 % bei 1,6 Mrd. EUR. Die Trend-Konjunk-
tur-Komponente des Importes fiel seit Mitte 
2008, stieg aber seit Mitte 2009 wieder sehr 
stark an, wobei bereits Anfang 2010 der Vor-
krisenstand überschritten wurde. Seit dem 
Frühjahr des Jahres 2012 ist die Trend-Kon-
junktur-Komponente fast konstant. Der 
Trend des letzten Jahres war beim gesamten 
Import gleichbleibend.

Betont sei, dass eine Saldierung von Ex- 
und Importen zur Berechnung des Berliner 
Außenbeitrags aufgrund unterschiedlicher 
Abgrenzungen von General- und Spezial-
handel statistisch nicht statthaft ist und dass 
bei den Einfuhren nicht alle Waren für den 
Verbrauch in Berlin bestimmt sind.
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Bei den Gewerbemeldungen werden die 
Salden der Gewerbean- und -abmeldungen 
und darunter die Salden der Betriebs-
gründungen und -aufgaben dargestellt. 
Auffallend ist, dass bei den monatlichen 
Einzelwerten – besonders jedoch zum Jah-
resende – regelmäßig sehr starke Einbrüche 
auftreten. Im Februar 2013 wurden 211 Ge-
werbe mehr an- als abgemeldet. Gegenüber 
dem Februar 2012, mit 951 Anmeldungen 
gegenüber den Abmeldungen, waren es 
–77,8 %, im langfristigeren 12-Monats-Ver-
gleich ergaben sich dann –32,5 % und im 
2-Monats-Vergleich –87,3 %. Der Trend war 
stark fallend.

Bei den Betriebsgründungen und 
-aufgaben kam der Februar 2013 auf 43 mehr 
Anmeldungen gegenüber den Abmeldun-
gen und damit auf –78,4 % zum Februar 
2012, der ein Saldo von 199 Anmeldungen 
gegenüber den Abmeldungen auswies. Beim 
Vergleichen des Ein-Jahres-Zeitraumes sind 
es bei den Betrieben –18,9 % und bei den 
ersten zwei Monaten des Jahres 2013 zu 2012 
dann –76,8 %. Der Trend war demzufolge 
auch stark fallend.

Die Insolvenzen zeigten in den betrachteten 
beiden längerfristigen Zeiträumen für die 
insgesamt beantragten Insolvenzverfahren 
und die Regelinsolvenzen der Unternehmen 
eine stark negative Veränderungsrate – bei 
beiden also eine sehr positive Entwicklung. 

Bei den beantragten Insolvenzverfahren 
waren insgesamt 552  Verfahren für den 
Monat Februar 2013 genannt, das sind ge-

genüber dem Februar des Vorjahres –12,5 % 
mehr. Im Vergleich der letzen 12 Monate 
beträgt die Veränderung –9,2 %. Langfristig 
wurden im Durchschnitt monatlich unter 
600 Insolvenzverfahren beantragt, die al-
lerdings im letzten Jahr auf ca. 500 gefallen 
sind. Eindeutig werden die beantragten 
Insolvenzverfahren dabei durch die Verbrau-
cherinsolvenzen dominiert. 

Die Regelinsolvenzen der Unternehmen 
lagen langfristig und stabil seit Mitte 2006 
bei etwa 120 Insolvenzen pro Monat, die 
Trend-Konjunktur-Komponente war zwar 
seit Mitte 2008 etwas steigend, fällt seit 
dem Frühjahr des Jahres 2010 jedoch wieder 
stärker bis in die Nähe von 100. Im Februar 
2013 gab es bei den Regelinsolvenzen der 
Unternehmen dann auch zufälligerweise die 
genannten 106 Fälle, das entspricht –5,0 % 
zum Februar 2012. Beim Vergleich der beiden 
letzten 12-Monats-Zeiträume ergaben 
sich –5,3 % bei den Regelinsolvenzen der 
Unternehmen.

Die Tendenz innerhalb eines Jahres war 
bei den gesamten Insolvenzen und den 
Unternehmensinsolvenzen stark fallend.

Der Verbraucherpreisindex wurde in 
Berlin – wie auch in Brandenburg – ab dem 
Berichtsmonat Januar 2013 turnusmäßig 
von der bisherigen Basis 2005 ≙ 100 auf die 
neue Basis 2010 ≙ 100 umgestellt und es 
wurden einige methodische Verbesserungen 
vorgenommen. Damit verbunden erfolgte 
eine Neuberechnung des Gesamtindex ab 
dem Januar 2000. 

Der Verbraucherpreisindex, der die durch-
schnittliche Preisentwicklung aller Waren 
und Dienstleistungen, die von privaten 
Haushalten für Konsumzwecke gekauft 
werden, erfasst, lag im Monat Februar 2013 
bei 106,2 (2010 ≙ 100). Für die Inflationsrate, 
also die prozentuale Veränderung des Ver-
braucherpreisindex zwischen dem Februar 
2013 und dem Februar 2012, ergab sich damit 
ein Wert von +2,1 %, im Januar 2013 waren 
es +2,6 %. Folgende Preise verteuerten sich 
überdurchschnittlich: die für Energie ins-
gesamt und Nahrungsmittel, aber auch für 
Pauschalreisen, Beherbergungsdienstleis-
tungen und Bücher. Preisrückgänge ergaben 
sich dagegen bei der Unterhaltungselektro-
nik und bei Informationsverarbeitungsgerä-
ten, aber auch bei Heizöl und Gas.

Die Trend-Konjunktur-Komponente der 
Inflationsrate fiel seit der Mitte 2008 von 
ca. 3,0 % sehr stark, erreichte Mitte 2009 
den Tiefpunkt nahe null, sie verläuft seit 
dem Herbst des Jahres 2012 um ca. 2,3 % 
herum fast gleichbleibend. Gegenüber dem 
Februar 2012 war der Trend des Gesamtindex 
allerdings stark steigend.
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Auf dem Brandenburger Arbeitsmarkt wur-
de Ende Februar des Jahres 2013 mit 147 964 
Arbeitslosen ein Plus von 0,5 % gegenüber 
dem Vormonat – dem Januar 2013 – 
registriert, das waren 713 Personen mehr. Im 
Vergleich zum Februar des Jahres 2012 nahm 
die Zahl der Arbeitslosen um 4,0 % ab, das 

entspricht einem Minus von 6 193 Personen. 
Diese Zahl stimmt mit der Einwohnerzahl 
der Brandenburger Gemeinde Niedergörs-
dorf im Landkreis Teltow-Fläming oder der 
Gemeinde Wusterhausen/Dosse im Landkreis 
Ostprignitz-Ruppin zum Ende des Jahres 
2011 fast überein. Die brandenburgische 

Arbeitslosenquote auf der Basis aller zivilen 
Erwerbspersonen betrug 11,0 % und auf der 
Basis aller sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigten 12,3 %; es ergaben sich somit 
gegenüber dem Vorjahresmonat jeweils 
0,5 Prozentpunkte weniger. Damit fand 
sich die Brandenburger Arbeitslosenquote 
auf der Basis aller zivilen Erwerbspersonen 
3,6 Prozentpunkte über dem bundesweiten 
Durchschnitt wieder, aber auch 0,5 Pro-
zentpunkte unter den entsprechenden 
ostdeutschen Werten (einschließlich Berlin). 
Beim Vergleich mit Berlin waren es dann 1,3 
(Basis: alle zivilen Erwerbspersonen) bzw. 
2,2 Prozentpunkte (Basis: alle abhängig 
zivilen Erwerbspersonen) weniger. Insge-
samt blieb – bei den bekannten saisonalen 
Schwankungen der Zahl der Arbeitslosen – 
die seit Anfang des Jahres 2004 fallende 
Trend-Konjunktur-Komponente erhalten.

Bei den offenen Stellen erfolgte 2009 ein 
methodischer Wechsel: Es werden nun die 
gemeldeten, ungeförderten Arbeitsstellen 
ohne selbstständige / freiberufliche Tätigkei-
ten und ohne Stellen der privaten Arbeits-
vermittlung dargestellt. Eine Rückrechnung 
der gesamten Zeitreihe ist für das Land 
Brandenburg bis zum Jahr 2000 erfolgt – ein 
Vergleich mit noch weiter zurückliegenden 
Veröffentlichungen ist nicht möglich. Die 

Die Zahl der Brandenburger Arbeitslosen 
verminderte sich beim Vergleich des Februar 
2013 zum Februar 2012 um 4,0 %, das waren 
–6 193 Personen. Die Arbeitslosenquote 
auf der Basis aller zivilen Erwerbspersonen 
betrug im aktuellen Monat 11,0 %, das sind 
–0,5 Prozentpunkte zum Vorjahresmonat. 
Im Einzelnen zeigten die Werte der ausge-
wählten Trend-Konjunktur-Komponenten 
des DESTATIS-Zeitreihenanalysen-Programms 
BV4.1 beim Vergleich des Monats Februar 
2013 zum Februar 2012 folgendes Bild: Die 
Trends bei der Zahl der Arbeitslosen und der 
offenen Stellen waren stärker fallend, die der 
Arbeitslosenquoten leicht fallend und die der 
in Weiterbildungsmaßnahmen Beschäftigten 
dagegen stark steigend. Im Wirtschaftsab-
schnitt des Verarbeitenden Gewerbes, des 
Bergbaus und der Gewinnung von Steinen 
und Erden blieb die Beschäftigtenzahl kon-
stant, der Gesamtumsatz fiel leicht und der 
Auftragseingangsindex (für das Verarbeitende 

Gewerbe, Volumenindex – ausgewählte 
Wirtschaftszweige) fiel stark. Im Baugewer-
be stieg die Trend-Konjunktur-Kennziffer 
beim Auftragseingang stark, bei den Bau-
genehmigungen leicht, der Baugewerbliche 
Umsatz und die Beschäftigtenzahlen fielen 
leicht. Beim Tourismus nahmen die Zahl 
der Gäste leicht zu und die der Übernach-
tungen blieb konstant. Die Brandenburger 
Ausfuhren und Einfuhren fielen leicht ab, die 
EU-Exporte blieben konstant. Die genannten 
Trends der Differenz aus den Gewerbean- 
und -abmeldungen und die Differenz aus 
Betriebsgründungen und -aufgaben zeigten 
eine stark fallende Tendenz. Der Trend bei 
der Anzahl der insgesamt beantragten Insol-
venzen sank stark, bei den Unternehmens-
insolvenzen jedoch stieg er stark. Im Februar 
2013 betrug die Inflationsrate +1,3 % und 
der Verbraucherpreisindex (2010≙100 lag bei 
104,7); der jährliche Trend des Verbraucher-
preisindex ist zurzeit leicht steigend.
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Trends nach dem Verfahren BV4.1 des Statistischen Bundesamtes

gemeldeten 10 330 offenen Stellen hatten 
sich seit dem Februar des vorigen Jahres um 
1 352 Stellen oder um 11,6 % vermindert. Seit 
Mitte des Jahres 2009 stieg die Trend-Kon-
junktur-Komponente der offenen Stellen fast 
linear und sehr stark an, sie fällt seit der Mit-
te des Jahres 2012 jedoch wieder stärker. Das 
Verhältnis der gemeldeten offenen Stellen 
zu den Arbeitslosen lag im aktuellen Monat 
bei 1 zu 14,3 – die langfristige lineare Ten-
denz ist nach wie vor fallend, bei einer seit 
Mitte des Jahres 2006 deutlich verminderten 
saisonalen Schwankung. Im Februar dieses 
Jahres waren insgesamt 6 591 Personen in 
der beruflichen Weiterbildung erfasst; im 
Vergleich zum Februar 2012 ergab dies ein 
Plus von 1 318 Personen oder +25,0 %.

Zusammengefasst fiel die Trend-Konjunk-
tur-Komponente der Arbeitslosenanzahl und 
der offenen Stellen stark, die der Arbeitslo-
senquote aller zivilen Erwerbspersonen sank 
leicht, während sie bei den in Weiterbildung 
Beschäftigten stark stieg.

Im Brandenburger Verarbeitenden Gewer-
be, im Bergbau und bei der Gewinnung 
von Steinen und Erden zeigte der Auf-
tragseingangsindex (für das Verarbeitende 
Gewerbe, Volumenindex – ausgewählte 
Wirtschaftszweige) im Februar-Vergleich 
mit +18,9 % eine starke positive Verände-
rung, bei jedoch starken Schwankungen 
der Monatseinzelwerte. Im Vergleich des 
laufenden Jahres – der letzten 2 Monate 
(Januar 2013 bis Februar 2013 zu Januar 2012 
bis Februar 2012) – waren es +20,4 %. Und 
im Zeitraum eines ganzen Jahres (März 2012 
bis Februar 2013) ergaben sich im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum (März 2011 bis 
Februar 2012) dann –7,0 %. Die starken mo-
natlichen Schwankungen des Auftragsein-
ganges haben ihre Ursache in einzelnen 
Großaufträgen aus dem In- und Ausland. 
Die Trend-Konjunktur-Komponente der 

Zeitreihenzerlegung nach dem Verfahren 
BV4.1 des Statistischen Bundesamtes war 
seit dem Frühjahr 2010 stärker steigend, seit 
dem Herbst 2011 ist sie wieder stark fallend, 
sie scheint aber die Talsohle durchritten zu 
haben – im monatlichen Ein-Jahres-Ver-
gleich (Februar 2013 zu Februar 2012) fiel sie 
ebenfalls sehr stark ab.

Die im Monat Februar dieses Jahres 
berichtspflichtigen 435 Betriebe – das 
sind genau elf Betriebe weniger als im 
Februar 2012 – erwirtschafteten einen 
Gesamtumsatz von 1 652,8 Mill. EUR. Das 
Ergebnis gegenüber dem Vorjahresmonat 
verschlechterte sich somit, es wurde um 
135,6 Mill. EUR oder 7,6 % unterboten. 
Im laufenden Jahr 2013 konnten die 
Brandenburger Betriebe des Verarbeitenden 
Gewerbes, des Bergbaus und der Gewin-
nung von Steinen und Erden Waren im 
Wert von insgesamt 3,4 Mrd. EUR absetzen. 
Gegenüber dem gleichen Zeitraum 2012 
verminderte sich damit der Gesamtumsatz 
um 0,8 %. Innerhalb der letzten 12 Monate 
wurden Waren für 22,7 Mrd. EUR abgesetzt, 
das waren im Vergleich zu den vorherigen 
12 Monaten –0,9 %. Die langfristige 
Trend-Konjunktur-Komponente dieser 
Kennziffer des wichtigen Brandenburger 
Wirtschaftsabschnitts war – bei größeren 
Schwankungen der einzelnen Monatswerte 
und deren „regelmäßigen Einbrüchen“ zu 
den Jahreswechseln – seit dem Jahres-
wechsel 2008 zu 2009 sehr stark steigend, 
ab dem Herbst des Jahres 2011 dann aber 
wieder leicht fallend. Der monatlich im 
Ausland erzielte Umsatz dieses Wirtschafts-

abschnitts erreichte im Februar des Jahres 
2013 ein Niveau von 522,1 Mill. EUR – der 
Exportanteil am Gesamtumsatz betrug da-
mit 31,6 %, im laufenden Jahr 2013 waren es 
ebenfalls 31,6 %, in den letzten 12 Monaten 
dann 30,7 % des gesamten Umsatzes.

Bei der Beschäftigtenzahl war seit dem 
Herbst 2005 eine sehr stark steigende 
Trend-Konjunktur-Komponente erkennbar, 
die dann ab Mitte des Jahres 2008 leicht fiel 
– ohne jedoch in die Nähe der vergangenen 
Tiefstände zu gelangen – und die nun seit 
Anfang 2010 wieder ansteigt, in letzter Zeit 
jedoch gleichbleibend verläuft. Im Februar 
des Jahres 2013 waren im Brandenburger 
Verarbeitenden Gewerbe, im Bergbau und 
der Gewinnung von Steinen und Erden in 
den Betrieben ab 50 Beschäftigten 78 166 
Personen tätig, gegenüber dem Vorjah-
resmonat (Februar 2012) mit –1,4 % eine 
Abnahme um 1 112 Personen. Im Vergleich 
der beiden ersten Monate des Jahres 2013 
mit dem gleichen Zeitraum 2012 ergaben 
sich –1,2 % und im Vergleich der letzten 
12 Monate dann +0,7 %.

Im Februar 2013 erreichte die Produktivität 
(Umsatz je Beschäftigten) 21 145 EUR, das 
waren –6,3 % gegenüber dem Februar 
2012. Die Bruttolohn- und Gehaltssumme 
je Beschäftigten stieg demgegenüber: Sie 
lag im gleichen Zeitraum um +2,4 % oder 
65,6 EUR je Beschäftigten höher – insgesamt 
bei 2 743 EUR. Die Trend-Konjunktur-Kom-
ponente der Produktivität war leicht 
fallend, während die der Bruttolohn- und 
Gehaltssumme je Beschäftigten leicht und 
kontinuierlich stieg.
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Das wertmäßige Volumen der Auftragsein-
gänge des Brandenburger Bauhaupt- 
gewerbes – als konjunktureller Frühindika-
tor der Umsatzentwicklung – erreichte im 
Februar 2013 ein Niveau von 118,1 Mill. EUR. 
Es zeigte mit +7,9 % zum Vorjahresmonat 
eine positive Entwicklung. Im Vergleich 
des laufenden Jahres 2013 mit dem Vorjahr 
2012 ergab sich mit +22,4 % ebenfalls ein 
Plus und im Verlauf der letzten 12 Monate 
waren es dann +10,5 %. Der Trend war 
demzufolge stark steigend. Die Anzahl der 
Baugenehmigungen im Februar 2013 betrug 
649, es ergaben sich +16,7 % im Vergleich 
zum Vorjahresmonat; beim längerfristigen 
Vergleich der letzten 12-Monate waren es 
–3,9 % und beim laufenden Jahr (letzte 
2 Monate) +16,5 %. Der Trend stellte sich 
demzufolge bei den Baugenehmigungen als 
leicht steigend ein.

Beim baugewerblichen Umsatz scheint die 
seit dem Jahr 1995 – dem Beginn der Auf-
zeichnungen – fallende Tendenz beendet. 
Die Trend-Konjunktur-Komponente pendelte 
seit 2006 leicht über der 180-Mill.-EUR-Mar-
ke – mit langfristig gleichbleibender Ten-
denz. Sie erreichte zuletzt wieder die Werte 
des Jahres 2003 / 2004, fällt jedoch seit Ende 
des Jahres 2011 leicht. Diese Trend-Kon-
junktur-Komponente war im monatlichen 
Ein-Jahres-Vergleich (Februar 2013 zu 
Februar 2012) leicht fallend. Die im Februar 
2013 berichtspflichtigen 335 Betriebe – drei 
Betriebe weniger als im Februar 2012 – er-
reichten einen baugewerblichen Umsatz 
von 90,1 Mill. EUR (Gesamtumsatz 91,8 Mill. 
EUR). Dabei lag der baugewerbliche Umsatz 
mit +7,7 % über dem Wert vom Februar 
2012. Beim Vergleich der ersten beiden 
Monate des Jahres 2013 mit dem gleichen 
Zeitraum des Jahres 2012 waren es –7,7 % 
und bei den letzten 12 Monaten –6,6 %.

Bei den Beschäftigten setzte sich der 
seit fast zehn Jahren anhaltende und nur 
zeitweilig kurz unterbrochene Abwärtstrend 
vorerst nicht weiter fort, er pendelte seit 
2008 um die 16 000 Beschäftigte und stieg 
seit dem Jahresbeginn 2010 leicht an, um 
seit Anfang 2012 wieder leicht zu fallen. Im 
Februar 2013 gab es im Wirtschaftszweig 
15 351 Beschäftigte, –1,7 % weniger als im 
Februar 2012. Im Zeitraum der letzten 12 Mo-
nate gab es einen Beschäftigten-Zuwachs 
von 0,3 %, für die letzten zwei Monate 
ergaben sich demgegenüber –1,9 %. Der 
Trend des letzten Jahres war leicht fallend.

Im Februar 2013 erreichte die Zahl der Gäste-
übernachtungen beim Brandenburg-Touris-
mus 530,9 Tsd., gegenüber dem Februar 2012 
waren es +13,3 Tsd. Übernachtungen oder 
+2,6 %. Beim Vergleich der Ganzjahres-Zeit-
räume (letzte 12 Monate) ergab sich ein Plus 
von 3,8 % und im laufenden Jahr (letzte zwei 
Monate) +3,7 %. 

Die Zahl der Gästeankünfte stieg im 
aktuellen Monat zum Vorjahresmonat um 
2,5 %. Im Ganzjahres-Vergleich setzte sich 
bei den Gästeankünften mit +3,2 % die 
positive Entwicklung langfristiger fort und 
im laufenden Jahr waren es +4,4 %. Im 
Durchschnitt entfielen im Februar 2013 auf 
jeden Gast 2,7 Übernachtungen; im Mittel 
der letzten zwölf Monate waren es ebenfalls 
2,7 Übernachtungen. Insgesamt war bei den 
Gästeankünften ein leicht steigender und bei 
den Gästeübernachtungen ein gleichblei-
bender Trend vorhanden. Die Dauer der 
Übernachtungen läuft diesem Trend etwas 
entgegen, sie fällt langfristig ganz leicht.

Im Brandenburger Außenhandel trat im 
Zeitraum vom Beginn des Jahres 2008 bis 
zur Mitte des Jahres 2009 eine stark negative 
Entwicklung auf, die beide Merkmale – 
Import und Export – etwa auf das Niveau 
von 2006 / 2007 zurückwarf. Seit Mitte 
des Jahres 2009 stiegen die Import- und 
Export-Trend-Konjunktur-Komponenten 
wieder stark an, die des Exportes allerdings 
etwas geringer. Beim Import und beim 
Export wurde das Vor-Krisen-Niveau etwa 

zur Mitte 2010 dann wieder überschritten. 
Der gesamte Exportwert (Spezialhandel) 

der Brandenburger Wirtschaft betrug im 
Februar 1 011,8 Mill. EUR und lag damit 
um 11,9 % unter dem Ergebnis des Februar 
2012. Beim Vergleich der gesamten letzten 
12-Monats-Zeiträume ergab sich ein Plus 
von 4,2 % und bei der Summe der beiden 
ersten Monate des Jahres 2013 waren 
es –3,2 %. Insgesamt wurden in den 
letzten 12 Monaten Waren für 14,0 Mrd. EUR 
exportiert. In die Staaten der Europäischen 
Union gingen 62,4 % der gesamten Ausfuhr 
des Februar 2013, mit 630,9 Mill. EUR 12,2 % 
weniger als im Februar 2012; in dem letzten 
12-Monats-Zeitraum ergab sich beim EU-Ex-
port ein Plus von 1,2 % und für die Summe 
der beiden ersten Monate des Jahres 2013 
dann +4,1 %.

Im Bezugsmonat betrug das Importvo-
lumen (Generalhandel) 2 014,8 Mill. EUR, 
was zu einer Veränderungsrate um +22,4 % 
gegenüber dem Februar 2012 führte. In 
den letzten 12 Monaten wurden Waren im 
Wert von 19,8 Mrd. EUR nach Brandenburg 
importiert, das waren gegenüber dem 
gleichen Zeitraum des Vorjahres +4,4 %. In 
den beiden ersten Monaten des Jahres 2013 
wurden Waren im Wert von 3,6 Mrd. EUR 
importiert, das sind +13,0 % gegenüber den 
beiden ersten Monaten des Jahres 2012. 

Der Trend der letzten 12 Monate ist bei 
Export und Import leicht fallend, beim 
EU-Export gleichbleibend. 
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Betont sei, dass eine Saldierung von 
Ex- und Importen zur Berechnung des 
Brandenburger Außenbeitrags aufgrund 
unterschiedlicher Abgrenzungen von 
General- und Spezialhandel statistisch nicht 
statthaft ist und dass bei den Einfuhren nicht 
alle Waren für den Verbrauch in Brandenburg 
bestimmt sind.

Bei den Gewerbemeldungen werden die 
Salden der Gewerbean- und -abmeldungen 
und darunter die Salden der Betriebsgrün-
dungen und -aufgaben zusammengefasst 
dargestellt. Zu beachten ist, dass eine starke 
saisonale Abhängigkeit mit einer Häufung 
von Gewerbeabmeldungen und Betriebs- 
aufgaben im letzten Monat jeden Jahres 
eintritt. 

Im Februar 2013 wurden 5 Gewerbe mehr 
ab- als angemeldet. Gegenüber dem Februar 
2012 (92 Abmeldungen mehr als Anmel-
dungen) sind es, bei einer Saldendifferenz 
von +87, dann –94,6 % und im gesamten 
12-Monats-Vergleich –170,7 %, sowie –6,1 % 
im laufenden Jahr 2013. 

Bei den Betriebsgründungen und -auf-
gaben kam der Februar 2013 auf 5 Anmel-
dungen mehr gegenüber den Abmeldungen 
und damit zu einem Minus von 36,5 % 
zum Februar 2012 (6 Abmeldungen mehr 
als Anmeldungen). Beim Vergleichen der 
Ein-Jahres-Zeiträume ergaben sich bei 
den Betrieben –101,8 % und +37,7 % im 
laufenden Jahr 2013.

Der Trend innerhalb des letzten Jahres 
muss bei den Salden der Gewerbean- und 
-abmeldungen und bei den Salden der 
Betriebsgründungen und -aufgaben als 
außerordentlich stark fallend eingeschätzt 
werden. 

Die Insolvenzen zeigten für die insgesamt 
beantragten Insolvenzverfahren – bei stark 
schwankenden monatlichen Werten – seit 
Beginn des Jahres 2010 eine deutlich 
fallende, also positive, Entwicklung. Bei den 
beantragten Insolvenzverfahren wurden 
insgesamt 375 Verfahren genannt, das ist 
gegenüber dem Februar des Vorjahres eine 
Veränderung von –13,6 %. Längerfristig 
wurden im Durchschnitt – allerdings bei 
einer, wie bereits betont, großen Streuung – 
monatlich ca. 450 Verfahren beantragt. Im 
längerfristigen Ganzjahres-Zeitraum waren 
es dann –8,2 %. Eindeutig dominierten die 
Verbraucherinsolvenzen die beantragten 
Insolvenzverfahren. 

Die Regelinsolvenzen der Unternehmen 
waren im Mittel bei etwas 50 Insolvenzen 
pro Monat, von ehemals über 120 (im Jahr 
2000 bis 2003), angelangt. Der Trend war 
nach einem kleinen „Zwischenhoch“ um den 
Wechsel des Jahres 2004 / 2005 und Herbst 
2009 wieder fallend. Im aktuellen Monat 
waren es bei den Regelinsolvenzen der Un-
ternehmen 46 Fälle, das entspricht +12,8 % 
zum Dezember 2011. Beim Vergleich der 
12-Monats-Zeiträume der Regelinsolvenzen 
der Unternehmen ergaben sich –1,3 %.

Der Trend im letzten Jahr war bei den 
gesamten Insolvenzen stark fallend und bei 
den der Unternehmen stark steigend.

Der Verbraucherpreisindex wurde in 
Brandenburg ab dem Berichtsmonat Januar 
2013 turnusmäßig von der bisherigen Basis 
2005 ≙ 100 auf die neue Basis 2010 ≙ 100 
umgestellt und es wurden einige methodi-
sche Verbesserungen vorgenommen. Damit 
verbunden erfolgte eine Neuberechnung der 
Ergebnisse ab dem Januar 2010. 

Der Verbraucherpreisindex, der die 
durchschnittliche Preisentwicklung aller 
Waren und Dienstleistungen, die von privaten 
Haushalten für Konsumzwecke gekauft 
wurden, erfasst, lag im Monat Februar 2013 
(2010 ≙ 100) bei 104,7. Für die Inflations-
rate, also die prozentuale Veränderung des 
Verbraucherpreisindex zwischen dem Februar 
2012 und dem Februar 2013, ergab sich damit 
ein Wert von +1,3 %, im Januar 2013 war 
sie bei 1,4 %. Die Inflationsrate lag damit 
wieder unter der für die Eurozone wichtigen 
Zwei-Prozent-Marke. Während die Preise für 
Energie (besonders beim Strom), Nahrungs-
mittel, Mieten und Wohnnebenkosten, 
Pauschalreisen, Bücher, Beherbergungs-
dienstleistungen und Gaststättenbesuche 
überdurchschnittlich stiegen, verringerten sie 
sich bei Unterhaltungselektronik, Informa-
tionsverarbeitungsgeräten sowie Foto- und 
Filmausrüstungen.

Die Trend-Konjunktur-Komponente der 
Inflationsrate stieg seit Mitte des Jahres 
2011 linear an, sie fällt seit dem Herbst des 
Jahres 2011 wieder stärker ab. Im Vergleich 
des Februar 2013 zum Februar 2012 ist beim 
Verbraucherpreisindex demgegenüber ein 
leicht steigender Trend vorhanden.
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Wirtschaft im Überblick  Februar 2013 

Berlin

 
Alle Merkmale (außer Verbraucherpreisindex)	 Verbraucherpreisindex
	10  %	 ≤ 	p			   		  2  % 	≤ 	p 		  
	 1  %	 ≤ 	p	 < 	10  %	  		  1  % 	≤ 	p < 	 2  %	 
	–1  % 	< 	p	 < 	 1  %	 		  –1  % 	< 	p < 	 1  %	 
	–10  % 	<	 p	 ≤ 	–1  %	 		  –2  % 	< 	p ≤ 	–1  %	 		
			   p	 ≤ – 	10  %	 			    	p ≤	– 2  %	 

Legende1  Betriebe ab 50 Beschäftigte

2  für das Verarbeitende Gewerbe, Volumenindex  
(ausgewählte Wirtschaftszweige)

3  Betriebe von Unternehmen mit im Allgemeinen 20  
und mehr Beschäftigten; Monatsberichtskreis

4  einschl. Tankstellen aber ohne KFZ

5  vorläufig

(Basis: Originalwerte, Stand vom 25. Juni 2013)

 

Merkmal Einheit

Februar 2013 Januar 2013  
bis Februar 2013

März 2012  
bis Februar 2013 Februar

absolut

Veränderung 
zum Vorjahres- 

zeitraum
Mittel- 
wert

Veränderung 
zum Vorjahres- 

zeitraum
Mittel- 
wert

Veränderung 
zum Vorjahres- 

zeitraum

Trend-Konjuntur- 
Komponente  

Veränderung zum 
Vorjahresmonat% % %

Frühe Indikatoren Þ

Verbraucherpreisindex
Gesamtindex  2010 ≙ 100  106,2  2,1  106,0  2,4  105,0  2,3 Û

Auftragseingang
Auftragseingangsindex Bergbau  

und Verarbeitendes Gewerbe 1, 2 2005 ≙ 100  122,8  12,0  116,4  6,4  118,6  1,9 Þ

Bauhauptgewerbe 3 Mill. EUR  135,8  34,7  110,4 – 39,5  163,5 – 0,1 Þ

Baugenehmigungen  Anzahl 148   42,3  150,0  25,5  183,4  3,4 Û

Gegenwärtige Indikatoren Ú

Umsatz 
Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 

(Gesamtumsatz) 1 Mill. EUR 1 671,4 – 1,7 1 668,2 – 3,5 1 798,7 – 6,7 à

Stromerzeugung (brutto) GWh  945,4 – 2,7  993,6 – 1,3  656,6 – 4,6 à

Bauhauptgewerbe  
(Baugewerblicher Umsatz)3 Mill. EUR  148,7  29,8  141,2  5,4  176,9  2,4 Þ

Gästeankünfte 1000  687,0  3,1  683,3  4,4  909,0  8,8 Þ

Gästeübernachtungen 1000 1 557,5  8,8 1 525,8  9,0 2 094,7  10,8 Þ

Außenhandel
Ausfuhr (Spezialhandel) Mill. EUR 1 093,3 – 3,1 1 047,7 – 5,7 1 125,9  4,9 à

davon nach EU Mill. EUR  482,4  3,0  459,4 – 2,3  451,3 – 8,3 Ü

Einfuhr (Generalhandel) Mill. EUR  769,2 – 0,3  779,9  1,1  822,0 – 2,3 Ú

Produktion  
(Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe)1
Produktivität (Umsatz je Beschäftigten) EUR 20 546 – 1,0 20 303,6 – 4,0  22 012,0 – 7,2 à

Bruttomonatsverdienste der  
vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer EUR 3 740  2,2 3 869,0  0,2 4 057,2  1,7 Ú

Späte Indikatoren Û

Gewerbeanzeigen und Insolvenzen
Saldo Gewerbean- und abmeldungen Anzahl 211 – 77,8  113,5 – 87,3  826,1 – 32,5 Ü

darunter Saldo Betriebsgründungen 
und -aufgaben Anzahl 43 – 78,4  32,0 – 76,8  129,6 – 18,9 Ü

Insolvenzen gesamt Anzahl 552         – 12,5           562,0            – 11,8           590,5            – 9,2    Ü

davon Unternehmen Anzahl 106         + 5,0           114,5            + 10,1           108,9            – 5,3    Ü

Beschäftigte
Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 1 1000  81,4 – 0,7  82,2  0,6  81,7  0,5 à

Bauhauptgewerbe 1 1000  11,1  3,8  11,2  3,8  11,4  2,9 Þ

Arbeitsmarkt
Arbeitslose Anzahl 217 506 – 4,7 218 289 – 4,3 213 699 – 5,9 à

Arbeitslosenquote  
(aller ziviler Erwerbspersonen) % 12,3 – 6,8 12,4 – 6,4 12,2 – 7,5 à

offene Stellen Anzahl 18 410  1,0 18 211,5  3,5 18 685,8  27,5 Þ
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Alle Merkmale (außer Verbraucherpreisindex)	 Verbraucherpreisindex
	10  %	 ≤ 	p			   		  2  % 	≤ 	p 		  
	 1  %	 ≤ 	p	 < 	10  %	  		  1  % 	≤ 	p < 	 2  %	 
	–1  % 	< 	p	 < 	 1  %	 		  –1  % 	< 	p < 	 1  %	 
	–10  % 	<	 p	 ≤ 	–1  %	 		  –2  % 	< 	p ≤ 	–1  %	 		
			   p	 ≤ – 	10  %	 				    p ≤	– 2  %	 

Legende

Brandenburg  

1  Betriebe ab 50 Beschäftigte

2  für das Verarbeitende Gewerbe, Volumenindex  
(ausgewählte Wirtschaftszweige)

3  Betriebe von Unternehmen mit im Allgemeinen 20  
und mehr Beschäftigten; Monatsberichtskreis

4  einschl. Tankstellen aber ohne KFZ

5  vorläufig

(Basis: Originalwerte, Stand vom 6. Juni 2013)

 

Merkmal Einheit

Februar 2013 Januar 2013  
bis Februar 2013

März 2012  
bis Februar 2013 Februar

absolut

Veränderung  
zum Vorjahres- 

zeitraum
Mittel- 
wert

Veränderung  
zum Vorjahres- 

zeitraum
Mittel- 
wert

Veränderung  
zumVorjahres- 

zeitraum

Trend-Konjuntur- 
Komponente  

Veränderung zum 
Vorjahresmonat% % %

Frühe Indikatoren Û

Verbraucherpreisindex
Gesamtindex 2010 ≙ 100  104,7  1,3  104,4  1,3  104,0  1,7 Þ

Auftragseingang
Auftragseingangsindex Bergbau  

und Verarbeitendes Gewerbe 1, 2 2005 ≙ 100  163,9  18,9  164,1  20,4  161,0 – 7,0 Ü

Bauhauptgewerbe 3 Mill. EUR  118,1  7,9  126,3  22,4  171,0  10,5 Û

Baugenehmigungen Anzahl 649  16,7  579,0  16,5  657,4 – 3,9 Þ

Gegenwärtige Indikatoren Ú

Umsatz 
Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 

(Gesamtumsatz) 1 Mill. EUR 1 652,8 – 7,6 1 712,9 – 0,8 1 889,4 – 0,9 à

Stromerzeugung (Brutto) GWh 3 356,7  0,7 3 375,0  3,1 3 287,8  4,9 Û

Bauhauptgewerbe  
(Baugewerblicher Umsatz) 3 Mill. EUR  90,1  7,7  90,7 – 7,7  187,3 – 6,6 à

Gästeankünfte 1 000  199,5  2,5  191,0  4,4  349,1  3,2 Þ

Gästeübernachtungen 1 000  530,9  2,6  509,4  3,7  959,8  3,8 Ú

Außenhandel
Ausfuhr (Spezialhandel) Mill. EUR 1 011,8 – 11,9 1 073,3 – 3,2 1 170,3  4,2 à

davon nach EU Mill. EUR  630,9 – 12,2  670,1  4,1  744,6  1,2 Ú

Einfuhr (Generalhandel) Mill. EUR 2 014,8  22,4 1 794,6  13,0 1 651,7  4,4 à

Produktion  
(Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe)1
Produktivität (Umsatz je Beschäftigten) EUR 21 144,8 – 6,3 21 918,1  0,5 23 784,3 – 1,6 à

Bruttomonatsverdienste der  
vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer EUR 2 742,9  2,4 2 762,8  2,6 2 916,7  2,9 Þ

Späte Indikatoren Ü

Gewerbeanzeigen und Insolvenzen
Saldo Gewerbean- und abmeldungen Anzahl  – 5 – 94,6  – 155,0 – 6,1  – 51,1 – 170,7 Ü

darunter Saldo Betriebsgründungen  
und -aufgaben Anzahl 5 – 183,3  – 36,5  37,7  – 0,7 – 101,6 Ü

Insolvenzen gesamt Anzahl 375         – 13,6           426,0            – 4,7           440,3            – 8,2    Ü

davon Unternehmen Anzahl 46         + 12,2           52,5            + 12,9           51,7            – 1,3    Û

Beschäftigte
Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 1 1 000  78,2 – 1,4  78,2 – 1,2  79,4  0,7 Ú

Bauhauptgewerbe 3 1 000  15,4 – 1,7  15,4 – 1,9  16,4  0,3 à

Arbeitsmarkt
Arbeitslose Anzahl 147 946 – 4,0 147 589,5 – 3,4 135 205,8 – 4,4 Ü

Arbeitslosenquote  
(alle zivilen Erwerbspersonen) %  11,0 – 4,3  11,0 – 3,5  10,1 – 4,5 à

offene Stellen Anzahl 10 330 – 11,6 9 791,5 – 11,5 10 973,8  4,0 Ü

Beschäftigte in Weiterbildung Anzahl 6 591  25,0 6 182,5  15,9 5 428,2 – 15,6 Û
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Zensus 2011 – Ihr Zugang zu den Ergebnissen

Verschiedene Interessengruppen begegnen dem 
Zeitpunkt der Veröffentlichung der Zensusergebnis-

se mit unterschiedlichen Erwar-
tungshaltungen. Bürgerinnen 
und Bürger einer Gemeinde er-
warten beispielsweise Grund-
informationen zu allgemeinen 
Fragestellungen, zum Beispiel 

„Wie viele Bürgerinnen und Bür-
ger leben tatsächlich in meiner 
Gemeinde?“ oder „Welche Bevöl-
kerungsstruktur hat mein Wohn-
ort?“. Der Informationsbedarf von 
Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträgern aus Politik 
und Verwaltung hingegen kann 
als weit spezifischer und detail-
lierter eingeschätzt werden. Im 
Fokus werden hier insbesondere 
feingliedrige Informationen lie-
gen. Fragestellungen wie „Wie 
hoch ist die Anzahl der leerste-
henden Wohngebäude?“ oder 

„Welche Altersstrukturen charak-
terisieren meine Stadt und welche 
infrastrukturellen Maßnahmen 
sind daraus abzuleiten?“ werden 
den Informationsbedarf dieser 

Interessengruppe prägen. Um dieser Vielschichtig-
keit Rechnung tragen zu können, wurde durch die 
Statistischen Ämter des Bundes und der Länder ein 
ebenso vielschichtiges Informationsangebot reali-
siert. Verschiedene Zugangswege, welche auf die 
Nutzenerwartungen der einzelnen Zielgruppen zu-
geschnitten sind, ermöglichen eine bedarfsgerechte 
Informationsversorgung.

Die Zensusdatenbank – das Ergebnisportal 
der Statistischen Ämter im Netz

Herzstück der Ergebnisveröffentlichung bildet die 
Zensusdatenbank. Über das im Internet unter www.
zensus2011.de frei zugängliche Webportal sind die 
Ergebnisse des Zensus 2011 für jedermann abrufbar. 
Das breite Informationsangebot – von Bundes- bis 
hin zu Gemeindeergebnissen über ein vielfältiges 
Themenspektrum hinweg – richtet sich an verschie-
denste Nutzergruppen. Die Heterogenität der Nut-
zergruppen spielt nicht nur eine Rolle dabei welche 
Ergebnisse, sondern auch wie die Ergebnisse bereit-
gestellt werden können. Die Tatsache, dass sich die 
Nutzer auch in ihren statistischen Vorkenntnissen 
und dem Fachwissen zum Umgang mit Informati-
onsdatenbanken unterscheiden werden, ist in der 
Ausgestaltung der beiden zentralen Ergebnisbe-
reiche der Zensusdatenbank berücksichtigt (Abbil-
dung 1).

Der Zensus 2011 ist eine Be-
völkerungs-, Gebäude- und 
Wohnungszählung. Dabei 
werden – soweit möglich – 
bereits vorhandene Daten 
aus Verwaltungsregistern für 
statistische Zwecke genutzt. 
Eine Haushaltebefragung auf 
Stichprobenbasis sowie die 
Befragung aller Gebäude- 
und Wohnungseigentümer 
korrigieren und ergänzen die 
Registerinformationen. Erste 
Ergebnisse zur Volks-, Gebäu-
de- und Wohnungszählung 
wurden durch die Statistischen 
Ämter des Bundes und der 
Länder am 31. Mai 2013 veröf-
fentlicht.  
Bei dem folgenden Beitrag 
handelt es sich um einen Nach-
druck (Träuble, J.: Statistisches 
Monatsheft Baden-Württem-
berg 5/2013).

	 Abb. 1 	 Exemplarische  
		  Darstellung  
		  der Startseite  
		  der Zensus- 
		  datenbank
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„Ergebnisse einfach  
und schnell“…

… gewährleistet einen schnellen und unkomplizier-
ten Zugang zu den Ergebnissen des Zensus 2011. Die-
ser Auswertungsbereich besteht im Wesentlichen 
aus einem integrierten Regionen- und Themenzu-
gang. Zahlreiche Informationen werden dem Nutzer 
in Abhängigkeit von der gewünschten regionalen 
Einheit angeboten. Wichtigstes abrufbares Ergebnis 
bildet hierbei die im Rahmen des Zensus 2011 ermit-
telte Einwohnerzahl. Vordefinierte Er-
gebnissammlungen bieten dem Nut-
zer die Möglichkeit, sich schnell einen 
Überblick über die wichtigsten Er-
gebnisse aus den Themenbereichen 

„Bevölkerung“ oder „Gebäude und 
Wohnungen“ zu verschaffen. Glei-
chermaßen hat der Nutzer die Mög-
lichkeit, über das bereitgestellte The-
menangebot spezifisch in einzelne 
Themenbereiche einzusteigen. Dies 
ermöglicht den gezielten Abruf von 
themenbezogenen Ergebnistabellen 
und -diagrammen (Abbildung 2). 

Der Auswertungsbereich mit vor-
definiertem Ergebnisprogramm rich-
tet sich speziell an Nutzer, welche sich 
auch ohne statistische Vorkenntnisse 
schnell aber dennoch gezielt über die 
Ergebnisse des Zensus 2011 informie-
ren möchten.

„Ergebnisse dynamisch  
und individuell“…

… bietet dem Nutzer hingegen die 
Möglichkeit, sich Ergebnistabellen 
zu den Themenblöcken „Gebäude“, 
„Wohnung“ oder „Bevölkerung“ nach 
eigenen Anforderungen bzw. Inte-
ressen selbst zusammenzustellen. 
Ausgangspunkt bilden ebenfalls die 
im Rahmen des Zensus 2011 gewon-
nenen Informationen. Es obliegt dem 
Nutzer, welche fachlichen Merkma-
le aus der Vielzahl der verfügbaren 
Merkmale miteinander kombiniert 
und ausgewertet werden sollen und 
wie diese in den Spalten und Zeilen 
angeordnet werden. Neben dieser 
individuellen Auswahl der fachlichen 
Merkmale verfügt der Nutzer eben-
falls über die freie Auswahl der auszu-
wertenden regionalen Einheiten. Der 
Nutzer kann gezielt Gemeinden, Ge-
meindeverbände, Kreise, Regierungs-
bezirke, Bundesländer und Deutsch-
land auswählen oder seine Auswahl 
über einen komfortabel zu bedienen-
den Regionenvergleich durchführen 
(Abbildung 3).

Dieser Auswertungsbereich richtet 
sich eher an Nutzergruppen, die über 
statistische Vorkenntnisse verfügen 
und im Umgang mit Online-Daten-
banken versiert sind. 

	 Musterdarstellung der Einstiegsseite in den Auswertungsbereich	 Abb. 2	
 	 „Ergebnisse einfach und schnell“ 
		

		 Musterdarstellung der Einstiegsseite in den Auswertungsbereich 	 Abb. 3	
	 „Ergebnisse dynamisch und individuell“ 

		

Im Frühjahr 2014 erfolgt die Erweiterung des Er-
gebnisangebots. Zu diesem (zweiten) Veröffentli-
chungstermin werden neben fachlich weitaus de-
taillierteren Auswertungen dann auch Ergebnisse zu 
Haushalts- und Familienstrukturen abgerufen bzw. 
erstellt werden können. Zusätzlich werden kom-
binierte Auswertungen über Personen-, Familien-, 
Haushalts-, Wohnungs- und Gebäudemerkmale hin-
weg möglich sein.
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Einzeldaten für Kommunen  
mit abgeschotteter Statistikstelle

Gemäß § 22 Abs. 2 ZensG 2011¹ besteht seitens der 
Kommunen mit abgeschotteter Statistikstelle² für 
ausschließlich kommunalstatistische Zwecke ein 
rechtlicher Anspruch auf Einzelangaben sowie auf 
die Hilfsmerkmale „Straße“ und „Hausnummer“.³ Zu 
den jeweiligen Veröffentlichungszeitpunkten Ende 
Mai 2013 bzw. Frühjahr 2014 wurde auf Basis der zu 
diesen Zeitpunkten verfügbaren Ergebnissen ein 
spezielles Datenangebot für die Kommunen mit ab-
geschotteter Statistik entwickelt. 

Die zu den jeweiligen Zeitpunkten bereitgestellten 
Datenbestände umfassen stets einen bereits anony-
misierten wie auch einen originären Datenbestand. 
Die Anonymisierung erfolgte, wie auch sonst beim 
Zensus 2011, mittels des Geheimhaltungsverfahrens 
SAFE (Verfahren zur sicheren Anonymisierung für 
Einzeldaten). Übersicht 1 zeigt, welche Daten den 
Kommunen Baden-Württembergs zum jeweiligen 
Veröffentlichungszeitpunkt durch das Statistische 
Landesamt Baden-Württemberg übermittelt werden 
können. 

Untergemeindliche Ergebnisse  
für Kommunen ohne Statistikstelle

Aus Gründen der statistischen Geheimhaltung (§ 16 
BstatG) haben Gemeinden bzw. Gemeindeverbän-
de ohne eigene Statistikstelle keinen gesetzlich 
begründeten Anspruch auf die Übermittlung von 
Zensusinformationen auf Einzeldatenbasis. Demge-
genüber steht ein vielschichtiger Informationsbe-
darf zu infrastrukturellen, bevölkerungs- oder woh-
nungsmarktpolitischen Fragestellungen. Um diese 
Lücke zu schließen, ohne dabei die Vorschriften der 
statistischen Geheimhaltung und des Datenschutzes 
zu verletzen, gibt es die Möglichkeit für Kommunen, 
untergemeindliche aggregierte Zensusergebnisse 
zu erhalten. Zu diesem Zweck wurde federführend 
durch das Statistische Landesamt Baden-Württem-
berg ein standardisiertes untergemeindliches Aus-
wertungsprogramm entwickelt. 

Die Belieferung ist an verschiedene Rahmenbe-
dingungen geknüpft. Zunächst differenziert das 
Auswertungsprogramm zwischen drei unterge-
meindlichen Gliederungsebenen. Jede dieser Gliede-
rungsebenen ist innerhalb eines 8-stelligen Schlüs-

sels eindeutig referenzierbar. Er entspricht 
daher zwingend einer strukturellen wie 
auch inhaltlichen Systematik. In Abhängig-
keit von der Gliederungsebene kann den 
Kommunen in der Folge ein spezifisches 
Auswertungsprogramm bereitgestellt wer-
den. Übersicht 2 zeigt die Zusammenhän-
ge zwischen Gliederungsebene, Schlüssel-
systematik und Auswertungsprogramm. 
Die Gemeinden Baden-Württembergs 
wurden durch das Statistische Landesamt 
Baden-Württemberg im September 2010 
und im Juni 2012 über das Auswertungs-
programm informiert. Für rund 1 000 der 
baden-württembergischen Gemeinden 
wurden entsprechende Datenlieferungen 
mit kleinräumiger Gliederung, welche zur 
Erstellung des Programms erforderlich 
sind, durch die – von den Kommunen be-
auftragten – Kommunalen Rechenzentren 
übermittelt.

Das Auswertungsprogramm kann den 
Gemeinden Baden-Württembergs zeit-
nah zur Veröffentlichung der Ergebnisse 
zu Haushalts- und Familienstrukturen, im 
Frühjahr 2014, zur Verfügung gestellt wer-
den. Die Bereitstellung erfolgt kostenfrei. 
Darüber hinaus gehende Auswertungs-
wünsche oder auch die Auswertung al-
ternativer Gliederungssystematiken (zum 
Beispiel Schulbezirke) müssen als Sonder-
auswertung beim Statistischen Landesamt 
Baden-Württemberg gegen Kostenerstat-
tung angefordert werden.

1	 ZensG 2011: Gesetz über den  
registergestützten Zensus im 
Jahre 2011.

2	 Gemäß § 6 Abs. 5 Bundesstatistik-
gesetz (BStatG) ist eine Daten-
übermittlung zulässig, insofern 

„…die Übermittlung in einem 

eine Bundesstatistik anord-
nenden Gesetz vorgesehen ist 
sowie Art und Umfang der zu 
übermittelnden Einzelangaben 
bestimmt sind. Die Übermittlung 
ist nur zulässig, wenn durch Lan-
desgesetz eine Trennung dieser 

Stellen von anderen kommu-
nalen Verwaltungsstellen sicher-
gestellt und das Statistikgeheim-
nis durch Organisation und 
Verfahren gewährleistet ist.“

3	 Unabhängig vom rechtlichen An-
spruch auf Bereitstellung der ge-

nannten Hilfsmerkmale unterlie-
gen auch diese der gesetzlichen 
Löschpflicht gemäß § 22 Abs. 2 
ZensG 2011; die Hilfsmerkmale 
sind daher frühestmöglich, je-
doch spätestens 2 Jahre nach 
Übermittlung, zu löschen.

Übersicht 1 Grundinformationen zum Datenprogramm des Zensus 2011  
für Kommunen mit abgeschotteter Statistikstelle

 
Daten- 

bereitstellung  
geplant für

Umfang der Datenlieferung (nur an Kommunen mit 
abgeschotteter Statistikstelle) zum Zensus 2011

Frühjahr 2013 Daten des Erhebungsteils Gebäude- und Wohnungszählung 
Vor Anonymisierung 
Einzeldaten auf Anschriftenebene zu Erhebungsmerkmalen 
• inklusive der Hilfsmerkmale „Straße“ und „Hausnummer“ 
• inklusive gebäude- und wohnungspezifische Qualitäts-  
  und Imputationskennzeichen
 
Inklusive Anonymisierung (entsprechend § 16 BstatG) 
Auf Gemeindeebene aggregierte Informationen  
zu folgenden Auswertungsmerkmalen 
• Gebäude: 
Baujahr (diverse Jahresklassifizierungen),  
Art des Gebäudes, Eigentumsform des Gebäudes, 
Gebäudetyp-Bauweise, Gebäudetyp-Größe,  
Heizungsart und Zahl der Wohnungen im Gebäude 
• Wohnung:  
Art der Wohnungsnutzung, Ausstattung der Wohnung, 
Fläche der Wohnung und Zahl der Räume 

Frühjahr 2014 Datenbestand des Zensus 2011 zu Bevölkerung,  
Gebäuden und Wohnungen 
Vor Anonymisierung 
Einzeldaten auf Anschriftenebene zu Erhebungsmerkmalen 
• inklusive der Hilfsmerkmale „Straße“ und „Hausnummer“ 
• inklusive gebäude- und wohnungspezifische Qualitäts-  
  und Imputationskennzeichen
 
Inklusive Anonymisierung (entsprechend § 16 BstatG) 
Einzeldaten auf Anschriftenebene zu Erhebungsmerkmalen 
• inklusive der Hilfsmerkmale „Straße“ und „Hausnummer“ 
• inklusive gebäude- und wohnungspezifische Qualitäts-  
  und Imputationskennzeichen
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Zahlreiche Publikationen runden  
das Gesamtergebnisportfolio des 
Zensus 2011 ab

Grundsätzlich bildet die Zensusdatenbank 
mit ihrem Online-Ergebnisangebot das 
Kernstück des Gesamtauswertungspro-
gramms. Dieses Angebot wird durch die 
Bereitstellung verschiedener Publikatio-
nen, beispielsweise in Form von Broschü-
ren oder Flyern, ergänzt. Dies umfasst zum 
einen themenübergreifende Publikationen, 
welche die Leser in die Lage versetzen, sich 
komprimiert über das gesamte Spektrum 
der Ergebnisse des Zensus 2011 zu informie-
ren. Zum anderen ermöglichen spezielle 
Themenpublikationen mit ersten Kurzana-
lysen und Interpretationen einen schnellen 
Einstieg in die einzelnen Themenbereiche 
des Zensus 2011. Diese Veröffentlichungen, 
die sich im Wesentlichen auf Ergebnisse für 
Bundesländer und Deutschland beziehen, 
können im Frühsommer 2013 unter www.
zensus2011.de abgerufen werden. 

Speziell für die baden-württembergi-
schen Ergebnisse mit ihren regionalen Be-
sonderheiten erarbeitet das Statistische 
Landesamt Baden-Württemberg ein inhalt-
lich ähnliches Veröffentlichungsportfolio. 
Dieses kann ab Juli 2013 unter www.statis-
tik-bw.de/Zensus/Publikationen.asp kosten- 
frei abgerufen werden.

Übersicht 2 Grundinformationen zum Ergebnisprogramm für Kommunen ohne abgeschottete Statistikstelle

Gliederungsebene 
(Gliederungsschlüssel für  
Anschriftenzuordnung  
je Gliederungsebene) 

Rahmenbedingungen  
für die Ergebnisbereitstellung 

Auszug aus dem Auswertungsprogramm¹ 
(auf Merkmalsebene) 

Gemeindeteil 
(Stelle 1 – 4 des  
Gliederungsschlüssels) 

Maximal bivariate Auswertungstabellen 
Ergebnisse zu Gebäuden, Wohnungen,  
Haushalten, Familien und Personen 
Auf Personenebene sind ausschließlich  
demografische Ergebnisse verfügbar 

Gebäude 
• Art des Gebäudes x Zahl der Wohnungen im Gebäude 
• Art des Gebäudes x Eigentumsform
Wohnungen 
• Art des Gebäudes x Zahl der Räume 
• Art des Gebäudes x Fläche der Wohnung 
Haushalte/Familien 
• Typ des Haushalts x Haushaltsgröße 
• Typ der Familie x Familiengröße 
Personen 
• Geschlecht x Alter 
• Staatsangehörigkeit x Religion 

(Bau-)Block 
(Stelle 5 – 7 des 
Gliederungsschlüssels 

Ausschließlich univariate Auswertungstabellen 
Ergebnisse zu Gebäuden, Wohnungen,  
Haushalten, Familien und Personen 
Auf Personenebene sind ausschließlich  
demografische Ergebnisse verfügbar 

Gebäude 
• Art des Gebäudes 
• Baujahr des Gebäudes 
Wohnungen 
• Art des Gebäudes 
• Art der Nutzung Haushalte/Familien 
• Typ des Haushalts/der Familie 
• Größe des Haushalts/der Familie 
Personen 
• Geschlecht 
• Alter 

Blockseite 
(Stelle 8 des  
Gliederungsschlüssels) 

Ausschließlich univariate Auswertungstabellen 
Ergebnisse zu Gebäuden, Wohnungen,  
Haushalten, Familien und Personen 
Auf Personenebene sind ausschließlich  
demografischeErgebnisse verfügbar 

Gebäude 
• Gesamtzahl der Gebäude 
Wohnungen 
• Gesamtzahl der Wohnungen 
Haushalte/Familien 
• Gesamtzahl der Haushalte/Familien 
Personen 
• Geschlecht 
• Alter 

SAFE – das im Rahmen des Zensus 2011 eingesetzte Geheimhaltungsverfahren

Die Einzeldaten für die Zensusergebnisse stammen sowohl aus vorhandenen Verwaltungsregistern als auch aus 
direkten Befragungen. Anhand von Hilfsmerkmalen wie Name und Adresse führen die Statistischen Ämter die 
Informationen für jede Person zusammen. Nach dieser Zusammenführung haben die sensiblen Hilfsmerkmale 
ihre Funktion erfüllt und werden von den Erhebungsmerkmalen getrennt und gelöscht. Damit ist ein unmittel-
barer Rückschluss auf eine einzelne Person (beispielsweise anhand des Namens) nicht mehr möglich.

Es muss aber darüber hinaus sichergestellt sein, dass nicht anhand einmaliger Merkmalskombinationen 
Rückschlüsse auf einzelne Personen gezogen werden können. Dies würde eine Aushebelung der Anonymisie-
rung bedeuten und dem Schutz der Einzelangaben nach § 16 BStatG entgegenstehen. 

Diesem Anspruch steht das breite Interesse an möglichst tiefgegliederten und detailgetreuen Ergebnissen 
gegenüber. Um beiden Ansprüchen gleichzeitig gerecht zu werden, kommt beim Zensus 2011 das Anonymisie-
rungsprogramm SAFE zum Einsatz: SAFE – ein Verfahren für die sichere Anonymisierung von Einzeldaten. 

Es handelt sich dabei um ein datenveränderndes Verfahren, das von Mitarbeitern des Amtes für Statistik 
Berlin-Brandenburg entwickelt wurde. Die Idee besteht darin, einen Datenbestand zu erzeugen, in dem jeder 
Einzeldatensatz mit mindestens zwei weiteren Datensätzen identisch ist und dieser Datenbestand somit keine 
Rückschlüsse mehr auf eine einzelne Person zulässt. In den Ergebnistabellen werden aus Einzel- oder Zweierfäl-
len entweder mindestens Dreier-Fälle erzeugt oder aber es erfolgt die Ausweisung einer Null. 

Dies soll anhand eines Beispiels erläutert werden: In einem kleinen Ort lebt nur ein einziger 93-jähriger 
Mann. Würde dieser Einzelfall in einer Tabelle mit Altersbezug veröffentlicht, wäre der Mann vermutlich für viele 
Mitbürger dieser Gemeinde auch ohne Nennung seines Namens zu identifizieren. Im Zuge des Geheimhaltungs-
verfahrens wird bei zwei anderen Fällen (möglichst ebenfalls Einzelfälle) das Alter geändert. Zum Beispiel würde 
man bei einem 92-Jährigen und einem 94-Jährigen das Alter leicht nach oben beziehungsweise unten ändern, 
sodass in der Tabelle drei 93-jährige Männer, aber kein 94-Jähriger und kein 92-Jähriger enthalten sind. Alter-
nativ könnte man auch das Alter des 93-jährigen Mannes ändern, sodass in der Tabelle kein 93-jähriger Mann 
auftaucht.

Durch die Datenveränderung erzeugt man bei sehr kleinen Fallzahlen zwar eine gewisse Unsicherheit, 
gleichzeitig bleibt aber die Qualität und statistische Aussagefähigkeit der Daten weitestgehend erhalten. Dies ist 
darin begründet, dass die Daten immer nur so verändert werden, dass wichtige statistische Informationen und 
Verteilungen nur unwesentlich geändert werden.

Die im Rahmen des Zensus 2011 ermittelten Einwohnerzahlen werden hingegen stets als originäre Werte 
ausgewiesen. Sie werden nicht mittels SAFE anonymisiert.

Quelle: www.zensus2011.de/SharedDocs/Aktuelles/ 
Wie_wird_die_Anonymitaet_beim_Zensus_ 

2011_gesichert.html?nn=3066446 [28. März 2013].

1 Das vollständige Aus- 
wertungsprogramm  
kann beim jeweilig  
zuständigen Statisti- 
schen Landesamt  
erfragt werden.
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Anmerkungen zu Abweichungen der Bevölkerungszahl des Zensus 2011 
von den bisher ermittelten Einwohnerzahlen für das Land Berlin

Rechnerische Ermittlung des Bevölkerungs-
bestandes führt langfristig zu Abweichungen 
von der Realität

Jeder Kaufmann ist gemäß im Rahmen der ordnungs-
mäßgen Buchführung zum Schluss eines jeden Ge-
schäftsjahres gesetzlich zur Inventur verpflichtet. Die 

Zu- und Abgänge zwischen dem 
Aufnahmetag und dem Stichtag, 
auch die Bewegungen am Stich-
tag selbst, werden anhand von 
Belegen mengen- und wertmäßig 
fortgeschrieben (Quelle: Wikipe-
dia). 

Eine  „Bevölkerunginventur“  
hatte es in der Bundesrepublik  
Deutschland zuletzt im Jahr 1987, 
und zwar nur im damaligen Bun-
desgebiet, gegeben. Nach der 
Wiedervereinigung wurde für 
das Beitrittsgebiet anstelle ei-
nes Zensus der Bestand aus dem 
Zentralen Einwohnerregister der 
DDR zum Stichtag 3. Oktober 1990 
übernommen.

Um die zahlenmäßige Entwick-
lung der Bevölkerung verfolgen zu 
können, wird in der Bevölkerungs-
statistik der „Inventurbestand“ fort- 
laufend bis zur nächsten Be-
standsaufnahme rechnerisch fort- 
geschrieben. Wie die laufende Be-
rechnung der Bevölkerungszahl 
anhand der statistisch erfassten 
Geburten, Sterbefälle, Zu- und Fort- 
züge (Fortschreibungsmethode) 
funktioniert, ist in Abbildung 2 
skizziert und wurde in dieser Zeit-
schrift schon mehrfach beschrie-
ben [vgl. z. B. 2]. 

Etwa ein Vierteljahrhundert 
lang wurde der Bevölkerungsbe-
stand in Deutschland auf diese 
Weise ermittelt. In Berlin sind al-
lein in der Zeitspanne 1991 bis 2011 
über 6 Mill. Bewegungen angefal-
len, die sich folgendermaßen auf-
teilen: 
Bewegungsart Fälle in 1 000
Geburten 631,4
Sterbefälle 738,0
Zuzüge 2 613,0
Fortzüge 2 438,8

Bewegungen insgesamt 6 421,2

Im Verlauf einer derart großen Zeitspanne sind 
Fehlbuchungen unvermeidbar. Unstreitig dürfte sein, 
dass eine neuerliche Justierung des Bestandes durch 
einen Zensus dringend notwendig war.

Zunehmende Abweichung der zwei Daten-
quellen für Berliner Bevölkerungszahlen 
aufgetreten

Vom Jahr 1973 an erhielt das Statistische Amt Berlin 
halbjährlich einen Statistikabzug aus dem Meldere-
gister in anonymisierter Form, zunächst freilich nur 
für Berlin(West). Mit der Wiedervereinigung wurden 
auch die separat geführten Einwohnerregister beider 
Stadthälften zusammengebracht. Der große Vorzug 
des Statistikabzuges ist, dass damit auch unter Wah-
rung der statistischen Geheimhaltung regional sehr 
tief gegliederte Ergebnisse ermittelt werden können, 
weil die kleinste regionale Einheit die Adresse ist. Die 
Bevölkerungsfortschreibung ermöglicht hingegen 
nur Auswertungen auf Ebene der Bezirke.

Ende des Jahres 1990, in dem es erstmals Daten für 
die gesamte Stadt gab, betrug die Abweichung zwi-
schen der fortgeschriebenen Bevölkerungszahl und 
dem im Einwohnerregister vorhandenen Bestand 
lediglich 570 Personen. Mit zunehmender zeitlicher 
Entfernung wird die Diskrepanz jedoch immer grö-
ßer: Ende 2011 ist die durch die amtliche Bevölke-
rungsfortschreibung ermittelte Zahl um knapp 75 Tsd. 
Personen größer als der Bestand des Melderegisters.

Die zunehmenden Abweichungen liegen haupt-
sächlich bei den deutschen Einwohnern. Ihre zah-
lenmäßige Entwicklung verläuft im Register und in 

Punkt 11.00 Uhr am 31. Mai 2013 wurden 
in allen Bundesländern Deutschlands 
synchron die Ergebnisse des Zensus 2011 
der Öffentlichkeit bekannt gegeben. 
In diesem Zuge eröffnete das Amt für 
Statistik Berlin-Brandenburg, dass das 
Land Berlin am Zensusstichtag 9. Mai 
2011 eine Einwohnerzahl von 3 292 365 
Personen hatte. Und dass dieses Ergebnis 
um 179 391 Personen bzw. 5,2 % niedriger 
ist, als nach der bisherigen amtlichen 
Bevölkerungsstatistik zum 30. April 2011 
rechnerisch ermittelt worden war.
Auch alle anderen Statistischen Ämter 
verkündeten jeweils für ihr Bundesland 
einen Bestand, der nach dem Zensus 
geringer war als in der Bevölkerungs-
statistik bislang ausgewiesen. Berlin 
erfuhr dabei allerdings die relativ größte 
Niveauverschiebung. An zweiter Stelle 
lag mit etwa gleicher Größenordnung ein 
weiterer Stadtstaat: Hamburg (–4,6 %).
Auch beim vorangegangenen Zensus, 
der Volkszählung 1987, die seinerzeit nur 
im alten Bundesgebiet und mithin auch 
nur in Berlin-West durchgeführt worden 
war, gab es deutliche Abweichungen 
gegenüber der damals berechneten 
Bevölkerungszahl. Die Abweichung 
betrug absolut knapp 132 000 Personen, 
relativ sogar 7,5 %. Nur mit dem großen 
Unterschied, dass es eine Abweichung mit 
positivem Vorzeichen war, die Zählung 
also eine höhere Einwohnerzahl als die 
Fortschreibung nachwies [1].
Dass die aktuelle Berliner Bevölkerungs-
zahl, die mit der Bevölkerungsfortschrei-
bung seit mehr als 20 Jahren fortlaufend 
berechnet worden ist, deutlich von der 
tatsächlichen Zahl abweichen dürfte, war 
Fachleuten schon seit langem klar. Die 
Erkenntnisse, die zu dieser Vermutung 
führten, werden in folgendem Beitrag 
dargelegt.

0

Abb. 1 Abweichung der Zensusergebnisse
von der Bevölkerungsfortschreibung in %
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der Fortschreibung von 1992 bis 2012  zwar 
in etwa gleich, die Abstände zwischen den 
beiden Datenquellen werden aber immer 
größer (Abbildung 3a). Demgegenüber wei-
chen die Ausländerzahlen nicht so deutlich 
voneinander ab (Abbildung 3b).

Die Beobachtung des stetigen Ausein-
anderlaufens beider Datenquellen führte 
dazu, dass im Jahr 1997 vom Amt für Statis-
tik (damals Statistisches Landesamt Berlin) 
gemeinsam mit dem Landesamt für Bür-
ger- und Ordnungsangelegenheiten  – LABO  
(damals Landeseinwohneramt) versucht 
wurde, Erklärungen für die Abweichungen 
der Bestände zu finden.  Der beobachtete 
Anstieg der Differenzen legte nahe, dass es sich um 
Ereignisse mit kumulativen Effekten handeln müsse.

Es wurden seinerzeit alle Bewegungsarten in die 
Untersuchung einbezogen. Bei Geburten und Ster-
befällen ist exemplarisch das Jahr 1998 herangezogen 
worden. Es konnte festgestellt werden, dass die Fall-
zahl im Register und in der Bevölkerungsstatistik  von 
der Größenordnung her gut übereinstimmten. Zuzü-
ge wurden nicht weiter untersucht, da die Daten aus 
derselben Quelle stammen.

Entscheidende Unterschiede zwischen dem Mel-
deregister und der Bevölkerungsfortschreibung wur-
den bei den Fortzügen festgestellt:

Jahr
Bevölkerungs- 
statistik

Einwohner- 
register Differenz

1994 62 668 64 200 – 1 532
1995 69 310 72 457 – 3 147
1996 76 076 77 774 – 1 698

In den untersuchten Jahren waren die Fortzüge des 
Melderegisters durchweg höher als die der Bevölke-
rungsfortschreibung. Dadurch, dass in der Fortschrei-
bung weniger Personen „abgebucht“ werden, führt 
die Fortschreibung zu höheren Einwohnerzahlen als 
das Register. Um der Ursache, die dies hervorruft auf 
die Spur zu kommen, ist es unerlässlich, Details des 
Verfahrens der Wanderungsstatistik zu betrachten. 

Überhöhter Bevölkerungsbestand in der  
Fortschreibung durch Nichtberücksichtigung 
von Abmeldungen von Amts wegen

In der Wanderungsstatistik werden bundesweit ein-
heitlich bei den innerdeutschen Wanderungen nur 
die Zuzüge von der eigenen Meldebehörde an das 
Statistische Amt geliefert, nachdem sich die zugezo-
gene Person bei der Meldebehörde angemeldet hat. 
Die Fortzüge werden hingegen durch das Bundes-

land der neuen Wohngemeinde geliefert, nachdem 
der aus der eigenen Gemeinde stammende Bürger 
sich dort angemeldet (Datenaustausch) und das 
dortige Statistische Amt diesen als eigenen Zuzug 
gebucht hat. Bei Wanderungsbewegungen über die 
Grenze der Bundesrepublik Deutschland werden von 
der eigenen Meldebehörde sowohl die Anmeldun-
gen als auch – sofern erfolgt – die Abmeldungen von 
Bürgern übermittelt.

Darüber hinaus gibt es aber Vorgänge im Melde-
wesen, bei denen keine An- oder Abmeldung des 
Bürgers erfolgt ist. In § 3a Absatz 1 des Berliner Mel-
degesetzes [3] heißt es: „Ist das Melderegister unrich-
tig oder unvollständig, hat es die Meldebehörde von 
Amts wegen zu berichtigen oder zu ergänzen (Fort-
schreibung)“. Und Absatz 2 lautet: „Liegen der Mel-
debehörde bezüglich einzelner oder einer Vielzahl 
namentlich bekannter Einwohner konkrete Anhalts-
punkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
des Melderegisters vor, hat sie den Sachverhalt von 
Amts wegen zu ermitteln“.

Stellt die Meldebehörde nun von sich aus einen 
Fortzug fest, erfolgt ggf. eine Abmeldung von Amts 
wegen durch die Meldebehörde, die anschließend 
auch an die Statistik gemeldet wird. Beim Fortzug 
einer ausländischen Person nach unbekannt wird 
unterstellt, dass sie in das Land ihrer Staatsangehö-
rigkeit zurückgekehrt ist und statistisch ein entspre-
chender Fortzug gebucht. Beim Fortzug einer deut-
schen Person nach unbekannt wird vermutet, dass 
sich die Person zumeist noch in Deutschland befin-
det und sich irgendwann wieder anmeldet. Daher 
wird in der Statistik kein Fortzug gebucht [4]. 

Dieser unterbleibt deshalb, weil die Statistik die 
Information in diesem Fall als reguläre Anmeldung 
erhält und ein Fortzug aus der vorherigen Wohnge-

Tab. 1 Unterschiede zwischen der Bevölkerungszahl des Zensus 2011 
und der Bevölkerungsfortschreibung
 

Bundesland
Zensus 

09. 05. 2011

Bevölkerungs-
fortschreibung 
zum 30. 04. 20111

Differenz  
(Zensus gegenüber 

Bevölkerungs- 
fortschreibung)

in 1000 in %

Deutschland  80 219,7 81 729,2 – 1 509,5 – 1,85
Baden-Württemberg 10 486,7 10 758,0 – 271,4 – 2,52
Bayern 12 397,6 12 545,9 – 148,3 – 1,18
Berlin 3 292,4 3 471,8 – 179,4 – 5,17
Brandenburg 2 455,8 2 499,3 – 43,5 – 1,74
Bremen 650,9 660,2 – 9,3 – 1,41
Hamburg 1 706,7 1 789,5 – 82,8 – 4,63
Hessen 5 971,8 6 070,4 – 98,6 – 1,62
Mecklenburg-Vorpommern 1 610,0 1 638,3 – 28,4 – 1,73
Niedersachsen 7 778,0 7 914,5 – 136,5 – 1,72
Nordrhein-Westfalen 17 538,3 17 835,7 – 297,4 – 1,67
Rheinland-Pfalz 3 989,8 3 999,0 – 9,2 – 0,23
Saarland 999,6 1 015,3 – 15,7 – 1,55
Sachsen 4 056,8 4 141,2 – 84,4 – 2,04
Sachsen-Anhalt 2 287,0 2 327,1 – 40,0 – 1,72
Schleswig-Holstein 2 800,1 2 833,8 – 33,6 – 1,19
Thüringen 2 188,6 2 229,3 – 40,7 – 1,82

1 Bevölkerungsfortschreibung zum 30. April 2011 auf der Grundlage der Volkszählung 1987;  
in den neuen Bundesländern einschl. Berlin-Ost war das zentrale Einwohnermelderegister 
der DDR, Stand Oktober 1990, Grundlage der Fortschreibung.

Quelle: Statistisches Bundesamt Zensus 2011 – ausgewählte Ergebnisse;  
Tabellenband zur Pressekonferenz am 31. Mai 2013 in Berlin
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meinde ebenfalls erzeugt wird. Wäre die Abmeldung 
von Amts wegen wie ein Fortzug gebucht worden, 
hätte der zweite Vorgang zu einer doppelten Ab-
buchung geführt. Diese Vorgehensweise ist jedoch 
unumgänglich, weil die zugrunde liegende Rechts-
grundlage der Bevölkerungsstatistik die eindeutige 
Identifikation von Personen nicht zulässt. Somit kann 
einer Abmeldung nach unbekannt der später fol-
gende tatsächliche Meldefall nicht mehr zugeordnet 
werden.

Von Amts wegen abgemeldete deutsche Perso-
nen dürften zwar zumeist irgendwann durch eine 
reguläre Anmeldung in der Statistik erscheinen, ver-
mutlich aber eben nicht alle. Mit einer aufwändigen 
Untersuchung der Berichtsjahre 1994 bis 1996 wurde 
versucht, die Personen, die in Berlin von Amts wegen 
abgemeldet worden waren, an Hand verschiedener 
demografischer Merkmale in der Masse der regulä-

ren Fortzugsmeldungen zu ermitteln. Das Ergebnis ist 
in der folgenden Übersicht wiedergegeben:

Jahr Fortzüge von 
Deutschen nach 
Unbekannt  
lt. Melderegister

Von diesen im Jahr … 
ermittelt

Nicht  
ermittelte  

Fälle1994 1995 1996 bis  
1. Hj. 1997

1994 17 551 7 132 4 684 1 380 4 355
1995 14 553 – 6 865 4 804 2 884
1996 15 114 – – 10 589 4 525

Zwischen 80 % und 75 % der Fortzüge von Deut-
schen nach unbekannt werden im Verlauf der folgen-
den Jahre als „reguläre“ Fortzüge“ registriert. Der Rest, 
also 20 % bis 25 %, werden allerdings nicht erfasst und 
führen zu den o. g. kumulativen Effekten. Damit ist 
auch die Beschränkung der Abweichung hauptsäch-
lich auf die deutschen Einwohner zu erklären. Über 
den Verbleib dieser Personen gibt es von Statistikseite 
keine Erkenntnisse.

Angesichts der Untersuchungs-
ergebnisse wurde schon damals 
davon ausgegangen, dass die Be-
völkerungsfortschreibung eine 
zu hohe Einwohnerzahl für Berlin 
ausweist. 

	 Registerbestand ebenfalls 	
	 überhöht
Die Meldebehörde ist gesetzlich 
verpflichtet, wie oben erwähnt,  
„Sachverhalte von Amts wegen zu 
ermitteln“. Somit kann man davon 
ausgehen, dass jede Abmeldung 
von Amts wegen einen realen Hin-
tergrund hat. Deshalb wurde dar-
aus der Schluss gezogen, dass die 
Einwohnerzahlen des Melderegis-
ters realitätsnahe sind. 

Auch die Berliner Verwaltungen 
haben für ihre Planungen eher 
auf die Registerzahlen als auf die 
Ergebnisse der amtlichen Bevöl-
kerungsfortschreibung zurückge-
griffen.

Nun haben die Ergebnisse des 
Zensus 2011 aber gezeigt, dass auch 
der Bestand des Melderegisters 
offenbar deutlich überhöht ist (Ab-
bildung 4). 

Das Verfahren, wie der Zensus 
2011 durchgeführt worden ist, wur-
de in dieser Zeitschrift und an an-
deren Stellen schon eingehend 
dargestellt [5]. Hier sei nur soviel 
gesagt, dass Abzüge des Melde-
registers auch die Ausgangsbasis 
des Zensus waren. Der Ausgangs-
bestand wurde dann unter ande-
rem durch Haushaltsbefragungen 
auf Stichprobenbasis um Überer-
fassungen („Karteileichen“) und 
Untererfassungen (Fehlbestände) 
korrigiert. Die saldierten Korrek-
turen reduzierten den Ausgangs-
bestand aus dem Melderegister 
(3 419,0 Tsd. Personen) um 126,6 Tsd. 
Personen.
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In der folgenden Übersicht sind der Bestand aus 
dem Einwohnerregister zum 30. 06. 2011, dem am 
nächsten am Zensusstichtag 9. Mai 2011 terminierte 
Statistikabzug Registerbestand und Zensusergebnis-
se gegenübergestellt:

Merkmal Zensus Einwohner- 
register

Differenz  
Einwohner- 
register  
Zensus

Gesamt- 
diffe-
renz

09.05.2011 30.06.2011
in 1 000 %

Insgesamt  3 292,4 3 404,4 112,0 3,3 100  
Deutsche  2 920,1 2 938,3 18,2 0,6 16,3
Ausländer/in  372,3 466,1 93,8 20,1 83,7

Der Bestand aus dem Einwohnerregister weicht 
von der durch den Zensus ermittelten Bevölkerungs-
zahl um rund 112 000 Personen ab. Die Übererfassung 
des Registers entspricht somit einer prozentualen 
Abweichung von über 3 %. Wie die Übersicht auch 
zeigt, entfielen mehr als 80 % der Gesamtdifferenz 
auf die Einwohnergruppe ohne deutschen Pass.

Die Zahl der Deutschen differiert zwischen Zensus 
und Register lediglich um 18 000 Personen (0,6 % 
Überbestand), während die melderechtlich regist-
rierte Ausländerpopulation im Einwohnerregister um 
94 000 Personen deutlich zu hoch angegeben wird.

Demzufolge wird klar, dass die deutsche Bevölke-
rung im Einwohnerregister zahlenmäßig sehr genau 
wiedergegeben wird. Freilich handelt es sich auch bei 
dieser Größe um einen Saldo aus einer unbekannten 
Über- und Untererfassung, und über die kleinräumi-
ge Verteilung lassen sich bis zum Vorliegen des voll-
ständigen Zensusergebnisses keine Aussagen treffen.

Als ebenfalls wichtiges Ergebnis ist abzuleiten, 
dass die Zahl ausländischer Berliner im Einwohnerre-
gister sehr ungenau abgebildet wird. 

Eine wichtige Ursache hierfür dürfte im Meldever-
halten begründet sein. Bei Fortzügen in das Ausland 
unterbleibt häufig die Abmeldung der Betroffe-
nen. Und – im Unterschied zu Umzügen innerhalb 
Deutschlands – gibt es kein die Ländergrenzen über-
greifendes Meldesystem der Behörden untereinan-
der, das An- und Abmeldungen abgleicht.

Fazit und Ausblick
Mit der Veröffentlichung der Zensuszahlen wurde 
deutlich, dass die bisherigen Quellen für Bevölke-
rungszahlen, die amtliche Bevölkerungsfortschrei-
bung und das Melderegister, jeweils überhöhte Be-
stände ausgewiesen haben.

Die amtliche Bevölkerungsfortschreibung erhält 
zwar mit den Zensuszahlen ein neues Ausgangsni-
veau. Es ist aber absehbar, dass der Fortschreibungs-
bestand schon bald wieder überhöht sein wird, da 
die Abmeldungen von Amts wegen deutscher Per-
sonen, die wie – oben beschrieben – die Hauptur-
sache für die Überhöhung sind, aus den genannten 
Gründen auch künftig nicht berücksichtigt werden 
können. In der jüngeren Vergangenheit bewegte 
sich die entsprechende Zahl zwischen 10 000 Fällen 
und 12 000 Fällen pro Jahr. Maßnahmen, wie sie 1997 
in der geschilderten Untersuchung ergriffen worden 
waren, lassen sich nicht regelmäßig durchführen. Sie 
sind äußerst aufwändig und ermöglichen auch nur 
Schätzungen.

Auch die Erwartung, dass der Einwohnerbestand 
vom Statistikabzug des Melderegisters realitätsnah 
ist, hat sich mit den Zensusergebnissen nicht erfüllt. 
Allerdings ist hier der Unterschied bei den ausländi-
schen Personen besonders gravierend. 

Am 1. Januar 2014 tritt ein neues Bevölkerungssta-
tistikgesetz in Kraft [6]. Mit dieser Rechtsgrundlage 
sind für die einzelnen Statistiken im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes keine Angaben von Adressen mehr 
zulässig. Dies bedeutet, dass für Berlin eine Ergebnis-
darstellung auf regionaler Ebene nicht mehr möglich 
sein wird. Also: weder Geburten, Sterbefälle, Zu- und 
Fortzüge noch die Bevölkerungszahl lassen sich auf 
Bezirksebene ausweisen. Da für Planungsaufgaben 
demografische Kennziffern auf regional tiefer Ebene 
unabdingbar sind, gibt es ab 2014 nur die Möglich-
keit, für statistische Zwecke Informationen aus dem 
Melderegister noch intensiver als bisher auszuschöp-
fen. Das Melderegister wird dann die einzige Quelle 
für differenzierte Daten sein. Voraussetzungen für 
zuverlässige statistische Informationen ist allerdings, 
dass die Qualität der Melderegisterdaten deutlich 
verbessert wird.

Autor: Jürgen Paffhausen
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Ökosystemdienstleistungen in Berlin: 
Klimaregulations- und Erholungsfunktion auf städtischer Ebene

Einleitung
Menschen sind auf unterschiedliche Art eng mit 
ihrer natürlichen Welt verbunden. Unsere Existenz 
und Gesundheit hängt direkt mit dem Funktionieren 
von Ökosystemen in der Natur zusammen, denn die 
Leistungen von Ökosystemen bilden die Grundlage 

für menschliches Wohlbefinden 
und Wirtschaften. Dieser Wert 
von Ökosystemen wird jedoch 
oft nicht erkannt, weil deren 
Leistungen scheinbar unbe-
grenzt kostenlos zur Verfügung 
stehen. Das hat zur Folge, dass 
diese Leistungen trotz rechtlicher 
Bindungen an den Naturschutz 
in wirtschaftlichen, politischen 
und gesellschaftlichen Entschei-
dungsprozessen nicht ausrei-
chend berücksichtigt werden (Na-
turkapital Deutschland – TEEB DE 
2012). Die hier erwähnten Leistun-
gen der Natur werden Ökosys-
temdienstleistungen genannt. 
Dazu gehören beispielsweise die 
Bereitstellung von sauberer Luft, 
Wasserfilterung, Bodenprodukti-
vität zur Produktion von Nahrung 
oder auch Klimaregulation.

Das Konzept der Ökosystem-
dienstleistungen ist durch das 
Millennium Ecosystem Assess-
ment (MA 2005) der Vereinten Na-
tionen – einer weltweiten Studie 
über Zustand und Entwicklung 
der Ökosysteme auf der Erde – in 
den Fokus der öffentlichen Wahr-
nehmung gerückt. Ökosystem-
dienstleistungen beschreiben 
den direkten oder indirekten Nut-
zen, den der Mensch durch unter-

schiedliche Leistungen der Natur hat. Vier Gruppen 
werden unterschieden: unterstützende, versorgen-
de, regulierende und kulturelle Leistungen. Die un-
terstützenden Leistungen beschreiben Prozesse der 
Bodenbildung, Photosynthese und des Nährstoff-
kreislaufes und sind somit gleichzeitig Grundvor-
aussetzung für andere Ökosystemdienstleistungen. 
Zu den versorgenden Leistungen zählen die von 
Ökosystemen oder mit deren Hilfe hergestellten Gü-
ter, wie Nahrung, Süßwasser oder Holz. Die kulturel-
len Leistungen umfassen insbesondere Funktionen 

von Grünflächen. Diese stellen einen Raum zur phy-
sischen und mentalen Erholung dar, bieten ästheti-
sche Naturerfahrung und vermitteln Heimatgefühl, 
aber auch Wissen über Umwelt und Kultur. Regulie-
rungsleistungen haben für den Menschen eher einen 
indirekten Nutzen, indem sie auf bestimmte Bereiche 
und Prozesse von Ökosystemen einwirken. Dazu ge-
hören die Abmilderung von Hochwassergefahren 
durch Wasserrückhaltepotenzial von z. B. Auen, die 
Filterwirkung von Böden für die Qualität des Grund-
wassers oder auch die Minderung von Luftschad-
stoffen durch Bäume und Grünflächen in urbanen 
Gebieten (Naturkapital Deutschland – TEEB DE 2012; 
TEEB 2010).

Das zuletzt genannte Beispiel für Regulierungs-
leistungen städtischer Grünflächen zeigt, wie wichtig 
die Funktionen von Ökosystemen für die Menschen 
und deren Gesundheit in Städten sind. Ökosysteme 
tragen durch ihr Temperaturreduktionspotenzial und 
die Bereitstellung von Überschwemmungsflächen 
zur Anpassung an den Klimawandel bei und fördern 
damit eine gesündere und nachhaltigere Umwelt für 
die Stadtbevölkerung. Urbane Ökosysteme sind mit 
großen Herausforderungen konfrontiert, mit denen 
Städte heute und zukünftig umgehen müssen. So 
lebt seit 2008 mehr als die Hälfte der Weltbevölke-
rung in Städten und dieser Anteil wird sich insbeson-
dere durch die rasante Entwicklung in den Schwellen- 
und Entwicklungsländern bis 2050 auf 80 % erhöhen 
(UN 2012). Das zunehmende Bevölkerungswachstum 
in Städten geht mit der Umwandlung von unbebau-
ten Flächen in Wohn- bzw. Siedlungsfläche einher 
und bewirkt damit eine Verminderung von Ökosys-
temdienstleistungen. Zudem sind viele Städte an 
Küsten gelegen und daher besonders anfällig für 
Auswirkungen des Klimawandels, z. B. durch Sturm-
fluten. Diese Städte sind in besonderem Maße ab-
hängig von funktionierenden Küstenökosystemen. 

Alle urbanen Aktivitäten sind auf eine bestimmte 
Art auf Ökosysteme und ihre Funktionen angewie-
sen – Bautätigkeit braucht Boden als Untergrund, 
Stadtbewohner brauchen Trinkwasser, Freizeitaktivi-
täten verlangen nach einer grünen Umgebung und 
frischer, sauberer Luft. Jedoch wirken urbane Akti-
vitäten gleichermaßen belastend auf Ökosysteme, 
die genau diese Funktionen bieten. Obwohl mehr 
als 50 % der Weltbevölkerung auf einer Fläche von 
3 % leben (Angel et al. 2010), ist der zu ihrer Bedarfs-
deckung nötige Naturraum – ökologischer Fußab-
druck genannt – um ein vielfaches größer. So ist die 
Ressourcenbelastung durch die Städte im Vergleich 

Das Konzept der Ökosystem-
dienstleistungen ist durch das 
Millennium Ecosystem Assess-
ment (MA 2005) der Vereinten 
Nationen in den Fokus der 
öffentlichen Wahrnehmung 
gerückt. Ökosystemdienst-
leistungen beschreiben den 
Nutzen, den der Mensch durch 
verschiedene Leistungen der 
Natur hat. Dazu gehören unter 
anderem Versorgungsfunkti-
onen (z. B. mit Wasser, Holz, 
Nahrung) und Regulations-
funktionen (z. B. Klimaregu-
lation, Hochwasserretention), 
aber auch kulturelle Funk-
tionen wie Erholung und 
Bildung.
Die hier vorgestellte Studie 
stellt die Quantifizierung 
ausgewählter regulierender 
und kultureller Ökosystem-
dienstleistungen für die 
Stadt Berlin auf der Basis 
von Feldstudien und Modell-
rechnungen vor. Indikatoren 
wie Kohlenstoff-Speicherung, 
Verdunstung oder Grünflä-
chenerreichbarkeit werden 
dabei für die Berechnung der 
Klimaregulations- und Erho-
lungsfunktion verwendet. 
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zu ihrem Anteil an der Bevölkerung viel größer. Die 
OEDC nimmt an, dass 70 % der Treibhausgasemissio-
nen und 67 % des Gesamtenergieverbrauchs auf an-
thropogene Aktivitäten in Städten zurückzuführen 
sind (OECD/IEA 2008). 

Insbesondere Entscheidungsträger in Stadt- und 
Raumplanung müssen erkennen, wie Ökosystem-
funktionen wirken, um das Wohlergehen ihrer Be-
wohner zu erhalten und zu verbessern. Dazu muss 
die Beziehung zwischen einer Stadt und ihren 
Ökosystemen analysiert und bewertet werden. Der-
artige Einschätzungen können mit unterschiedli-
chen Methoden und Indikatoren gemacht werden. 
Beispielsweise kann die Bedeutung der städtischen 
Ökosysteme für die Bewohner durch den Anteil an 
Grünflächen und den dadurch bereitgestellten regu-
lierenden und kulturellen Ökosystemdienstleistun-
gen berechnet werden. Zu den besonders wichtigen 
Grünflächen in diesem Sinne gehören Parks, Friedhö-
fe, Gewässer, Kleingärten, aber auch Dach- und Fas-
sadenbegrünung sowie Haus- und Industriebrachen. 

Im Folgenden wird eine Studie vorgestellt, die den 
Wert durch typische urbane Landnutzungen bereit-
gestellter, regulierender und kultureller Ökosystem-
dienstleistungen für die Bewohner der Stadt Berlin 
ermittelt und somit einen Beitrag zur Einschätzung 
der Mensch-Umwelt Beziehung in Städten im Allge-
meinen und in Berlin im Besonderen leistet. 

	
Methoden

Im Zentrum der Analyse steht die Berechnung und 
Visualisierung der Luftreinhaltung und Klimaregula-
tion im Rahmen der regulierenden Ökosystemdienst-
leistungen sowie die Erholungsfunktion. Als Indika-
toren für die Luftreinhaltung und Klimaregulation 
werden das Kohlenstoffspeichervermögen, die Ver-
dunstungsleistung, der Versiegelungsgrad und das 
Kühlungspotenzial durch Baumkronen dargestellt. 
Die potenzielle Erreichbarkeit von Grünflächen dient 
als Indikator für die Erholungsfunktion. 

Landbedeckungsdaten aus dem CORINE Landco-
ver Projekt (2006) sowie aus dem Urban Atlas (EEA 
2010) der Europäische Umweltbehörde (EEA) werden 
als Datengrundlage zur Berechnung der Indikatoren 
verwendet. CORINE Landcover 2006 und Urban Atlas 
liefern Landbedeckungsdaten jeweils für ganz Eu-

ropa (CORINE) bzw. gegenwärtig 310 Städte (Urban 
Atlas) für das Referenzjahr 2006. CORINE (räumliche 
Auflösung 1 : 100 000) wird für die Berechnung der 
Indikatoren Kohlenstoffspeichervermögen, Verduns-
tung und Versiegelungsgrad verwendet. Mit diesen 
Daten wird außerdem eine Gradientenberechnung 
durchgeführt. Der Gradientenansatz wird verwendet, 
um zu zeigen, wie sich unterschiedliche Landnut-
zungsstrukturen im Raum auf die Werte der einzel-
nen Ökosystemdienstleistungen auswirken. Dazu 
wurden im Geoinformationssystem um das Stadtzen-
trum – als Zentroid der beiden zentralsten Berliner 
Ortsteile – ein konzentrischer 30 km-Puffer in 1 km 
Abständen gelegt. Der Urban Atlas Datensatz, der 
eine höhere Auflösung besitzt (1 : 10 000), stellt die Ba-
sis für die Berechnung des Kühlungspotenzials und 
für der Erholungsfunktion dar. Aus dem Urban Atlas 
Datensatz wurden alle Grünflächen mit einer Min-
destgröße von 2 ha extrahiert. Außerdem konnte ein 
Blockdatensatz des Amtes für Statistik Berlin-Bran-
denburg genutzt werden, welcher Einwohnerdaten 
auf Blockebene für 2011 enthält. Angezeigt werden 
alle Hausblöcke mit dazugehörigen Bevölkerungsda-
ten. Tabelle 1 zeigt die zu berechnenden Indikatoren 
und die jeweils verwendete Methode. 

Die Verbesserung der Luftqualität bzw. die 
Luftreinhaltefunktion wird in Städten durch Stadt-
bäume bzw. durch unterschiedliche Pflanzen in 
Grünanlagen bereitgestellt. Diese filtern Schadstoffe 
aus der Luft und verringern dadurch die Feinstaub-
konzentration (Buccolieri u. a. 2011; Bruse 2007). Zur 
Darstellung des hier verwendeten Indikators des po-
tenziellen Kohlenstoffspeichervermögens von Pflan-
zen werden Erfahrungswerte aus anderen Studien 
den Landnutzungsdaten zugeteilt (Strohbach und 
Haase 2012). 

Insbesondere in größeren, kompakten Städten 
tritt der Effekt der lokalen „Hitzeinsel“ auf. Das be-
schreibt die durch dichte Versiegelung, geringere 
Grünflächenanteile und mangelndem Luftaustausch 
verursachte erhöhte Durchschnittstemperatur in der 
Stadt im Vergleich zum Umland. Pflanzen auf städ-
tischen Grünflächen wirken über Verdunstungspro-
zesse temperatursenkend, ebenso wie offene, unver-
siegelte Böden und Wasserflächen. Bäume kühlen 
die nähere Umgebung durch Schattenwurf. Die hier 

Tab. 1 Verwendete Indikatoren, Berechnungsmethode und Referenz
 

Ökosystem- 
dienstleistung Indikator Berechnungsmethode Referenz / Datengrundlage

Luftreinhalte- 
funktion

Kohlenstoff- 
speichervermögen

CO2-Aufnahme- und Speichervermögen von Pflanzen – 
empirische Studienwerte bezogen auf Landnutzung 

CLC 2006, Strohbach und Haase (2012)

Klimaregulations-
funktion

f-Evapotranspiration 
(Verdunstung) 

Transpirations- und Evaporationswerte  
–  empirische Studienwerte bezogen  
auf bewachsene und unbewachsene Landnutzung 
– standardisiert über 12 cm hohem Gras, max. Wert 1,4 

CLC 2006, Schwarz et al. (2011)

Kühlungspotenzial Kühlungspotenzial von Baumschatten  
– empirische Studienwerte 

Bowler et al. (2010), Breuste et al. (2013), 
Urban Atlas 2006

Versiegelungsgrad Anteil des mit undurchlässigen Materials bedecktem 
Bodens an der jeweiligen Landbedeckung 

CLC 2006, Haase und Nuissl (2010)

Erholungs- 
funktion

Erreichbarkeit  
von Grünflächen

Pufferanalyse mit ArcGIS10.0 Handley et al. (2003) Einwohner auf 
Blockebene 2011 (Amt für Statistik  
Berlin-Brandenburg) 
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beschriebenen Prozesse werden durch die verwen-
deten Indikatoren Verdunstung, Versiegelungsgrad 
und Kühlungspotenzial ebenfalls auf Basis empiri-
scher Werte dargestellt. Die jeweils genutzten Stu-
dien sowie die verwendeten Datensätze werden in 
Tabelle 1 aufgeführt. 

Die Erholungsfunktion als Beispiel für eine kultu-
relle Ökosystemdienstleistung wird über den Indi-
kator der Erreichbarkeit von Grünflächen berechnet. 
Die Erreichbarkeit wird dargestellt als der Anteil der 
Einwohner in einem Planungsraum, die in einer Dis-
tanz von unter oder gleich 300 m zu einer Grünfläche 
mit einer Fläche von mindestens 2 ha wohnen. Die 
dabei verwendeten Werte von 2 ha Grünfläche in ei-
ner Distanz von 300 m ist ein Wert, der z. B. bei Raum-
planungen in England angewandt und häufig zitiert 
wird (Handley 2003). Berlin selbst teilt alle Grünflä-
chen nach ihrer Größe und Funktion in wohnungs-
nahe und siedlungsnahe Freiräume ein. Insgesamt 
soll als Richtwert pro Person 6 m² Grünfläche zur Ver-
fügung stehen. Für die Erholungsfunktion werden 
die anteiligen Werte auf der für Berlin relativ neuen 
Gliederungsebene der Lebensweltlich orientierten 
Räume (LOR) dargestellt, die als statistische Flächen 
seit 2006 ausgewiesen werden. Die LOR bilden die 
räumliche Grundlage für Planung, Prognose und Be-
obachtung demografischer sozialer Entwicklungen 
(Klimeczek 2011). Sie sind in drei Ebenen unterglie-
dert: 60 Prognoseräume, 138 Bezirksregionen und 
447 Planungsräume. In der hier vorgestellten Analyse 
wird die hochaufgelöste Ebene der Planungsräume 
verwendet. Zur Verdeutlichung der Verteilung der 
Werte der einzelnen Indikatoren über die Stadtfläche 
wurden Karten im Geoinformationssystem ArcMap 
(Version 10.0) erstellt. 

Ergebnisse
Die Innenstadt Berlins ist charakterisiert durch hohe 
Versiegelungsgrade. Wohn-, Verkehrs- und Gewerbe-
flächen tragen zu einem Versiegelungsgrad von bis 
zu 95 % bei. Die höchsten Werte sind ca. 2 km um das 
Stadtzentrum herum festzustellen (Abbildung 1, sie-
he auch 4. Umschlagseite). In den Außenbereichen 
nahe der Stadtgrenze sinken die Versiegelungswerte 
aufgrund der hohen Wald- und Offenlandbereiche 
gegen null. Die Verdunstungswerte sind in diesen 
äußeren Bereichen viel höher. Verdunstung, auch 
Evapotranspiration genannt, ist die Summe aus 
der Transpiration von Pflanzen und der Evaporation 
bzw. Verdunstung von unbewachsenen Oberflächen 
und Wasser. Der Einfluss von bewachsenen Flächen 
insbesondere der Wälder auf die Indikatoren der 
Ökosystemdienstleistungen wird durch die Karte 
des Kohlenstoffspeicherpotenzials deutlich (Abbil-
dung 1). Kohlenstoff wird in Pflanzen, dabei vor allem 
in Bäumen gespeichert. Die Werte sind aus diesem 
Grund in den Berliner Waldgebieten am höchsten. 
Es zeigen sich aber auch kleinteilige, innerstädtische 
Unterschiede. Der größte Park in Berlin, der Tiergar-
ten, wird mit seiner 200 ha Größe deutlich in den 
Karten abgebildet. Er hat durch seine heterogene 
Struktur mit großflächigen Baumanteilen ein größe-
res Kohlenstoffspeichervermögen von bis zu 30 MgC/
ha als seine Umgebung und entsprechend auch eine 
höhere Verdunstung. Das Tempelhofer Feld mit sehr 

Oberirdischer Kohlenstoffspeicher (MgC/ha)

Versiegelungsgrad (%)

Verdunstung (f-Evapotranspiration, standardisiert)

		  unter 0,8

0,8 	 bis unter 	 1,0

1,0 	 bis unter 	 1,1

1,1 	 bis unter 	 1,3

1,3 	 bis 	 1,4

Bezirksgrenzen

	 Abb. 1 	 Ökosystemdienstleistungsindikatoren in Berlin  
		  (in den Stadtgrenzen) 
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geringen Baumanteilen hat hingegen ein sehr gerin-
ges Kohlenstoffspeicherpotenzial (unter 10 MgC/ha), 
während der angrenzende Volkspark Hasenheide 
durch hohen Baumanteil Werte ähnlich des Tiergar-
tens aufweist. Insgesamt zeigen die Karten in Abbil-
dung 1, dass die Regulierungsleistung der Berliner 
Ökosysteme deutlich verstärkt im Nordwesten der 
Stadt, im östlichen Teil und auf Parkarealen in kleine-
ren Bereichen der Innenstadt ausgeprägt ist. Direkt 
im Stadtzentrum jedoch sind die Ökosystemdienst-
leistungen aufgrund hoher Bodenversiegelung und 
geringem Grünflächen- und Offenlandanteil in viel 
geringerem Maße festzustellen. 

Ein deutliches Kühlungspotenzial, hier bewertet 
mit dem Baumbeschattungspotenzial, zeigt sich 
in den urbanen Waldgebieten in den Außen- bzw. 
Randbereichen Berlins (Abbildung 2, siehe auch Ti-
telgrafik). Hier sind geringere Durchschnittstempera-
turen um bis zu 3,5° C Unterschied zum unbeschat-
teten Stadtgebiet feststellbar. Ein Kühlungspotenzial 
lässt sich aber auch innerhalb der Stadt auf urbanen 
Grünflächen bzw. Parks erkennen. Sehr deutlich zeigt 
sich dies beispielsweise im Tiergarten oder auch im 
Britzer Garten. Wasserflächen besitzen ebenfalls 
Kühlungspotenzial, wurden aber hier nicht bewertet. 
Interessanterweise zeigt Abbildung 2 auch, dass die 
räumliche Verteilung von Wasser- und Grünflächen 
nicht unbedingt miteinander einhergeht. Vor allem 
die Fließgewässer befinden sich nicht unmittelbar in 
der Nähe größerer Grünflächen. Die Berliner Stadt-
planung versucht mit dem Konzept der Grünen 
Hauptwege ein zusammenhängendes Netz urbaner 
Grünflächen zu erreichen. Dieses könnte durch eine 
verstärkte Orientierung an den vorhandenen Wasser-
strukturen noch weiter qualifiziert werden.

In Betrachtung der Indikatorenwerte für zentra-
le, innerstädtische Gebiete lässt sich im Vergleich 
zu den weiter vom Stadtzentrum entfernten Gebie-
ten für Berlin ein deutlicher urban-ruraler Gradient 
feststellen. Mit zunehmender Distanz vom Stadt-
zentrum nehmen beispielsweise die Indikatoren 
Kohlenstoffspeicherung und Verdunstung stetig zu, 
am deutlichsten aber das Kühlungspotenzial. Diese 
Entwicklung lässt sich mit den bereits genannten ho-
hen Waldanteilen in den Außenbereichen erklären. 
Abbildung 3 zeigt den urban-ruralen Gradienten mit 
standardisierten Werten, um eine Vergleichbarkeit 
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Abb. 3 Vergleich der Ökosystemdienstleistungen für Gesamtberlin über einen Stadt-Land-Gradienten
(standardisierte Werte)

der einzelnen Indikatoren zu ermöglichen. Obwohl 
die Kohlenstoffspeicherung und die Verdunstung 
mit zunehmender Entfernung vom Stadtzentrum an-
steigen, nimmt die Versiegelungsrate ab. Diese ver-
ringert sich dabei nicht stetig linear, sondern fällt vor 
allem auf den ersten 10 km steil ab, um dann flacher 
und gleichmäßiger abzunehmen. Aufgrund dieser 
Abnahmen bzw. Zunahmen der Werte wird die Kom-
paktheit der inneren Stadt deutlich. Berlin ist eine in-
nen sehr dicht bebaute Stadt, die Innenentwicklung 
gegenüber Außenentwicklung bevorzugt (Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 2011), 
aber gleichzeitig durch große Freiflächen auch im 
Innenstadtbereich geprägt ist. 

Abbildung 4 zeigt ein Spinnennetzdiagramm, das 
die standardisierten Durchschnittswerte für Gesamt-
berlin im Vergleich verdeutlicht. Die Verdunstung 
erreicht den höchsten Wert. Das kann damit zusam-
menhängen, dass in die Berechnung der Verdun-
stung auch die Verdunstung von unversiegeltem Bo-
den und Wasser enthalten ist und zur Transpiration 
der Pflanzen aufsummiert wird. 

	 Abb. 2 	 Das Kühlungspotenzial unterschiedlicher  
		  Landbedeckungen/Landnutzungen  
		  dargestellt als Temperaturunterschied  
		  gegenüber unbeschatteter Stadtfläche

-3,5° C (Waldflächen)
-1,0° C (urbane Grünflächen)
Siedlungs- und Verkehrsfläche
nicht bewertet
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Die Ergebnisse der Berechnung zur Erholungs-
funktion von Grünflächen über 2 ha verdeutlichen 
die gute Versorgung der Einwohner mit wohnungs-
nah gelegenen Grünflächen. Ein Großteil der Berliner 
wohnt in einer Entfernung von maximal 300 m zu ei-
ner Grünfläche diese Größe (Abbildung 5, siehe auch 
3. Umschlagseite). Der Anteil der Einwohner in den 
Planungsräumen ist vor allem in den Außenberei-
chen sehr hoch und übertrifft den oben genannten 
Richtwert bei weitem. Da die größte Einwohnerdich-
te in den innerstädtischen Gebieten festzustellen ist, 
finden sich hier Bereiche, in denen weniger als 20 % 
der Einwohner diese Fläche innerhalb eines Radius 
von 300 m um ihren Wohnblock erreichen können. In 
der Nähe von größeren Parks ist die Versorgung je-
doch innerstädtisch sehr gut. Deutlich wird das beim  
Gebiet um den Tiergarten oder auch um den Britzer 
Garten. 

Diskussion und Ausblick 
Die hier vorgestellte Studie zeigt einen räumlich ex-
pliziten Überblick über die Klimaregulations- und 
Erholungsleistungen der Berliner Ökosysteme. Die 
Indikatoren Verdunstung, Kohlenstoffspeicherpoten-
zial und Versiegelung verdeutlichen, wieviel Einfluss 
vor allem städtische Grünflächen, darunter Parks, 
aber auch Stadtwälder und Stadtbäume, auf ökosys-
temrelevante Prozesse haben, die insbesondere für 
die Lebensqualität des Menschen wichtige Leistun-
gen bereitstellen. 

In den Außenbereichen Berlins nahe der Stadt-
grenze sowie punktuell in den größeren urbanen 
Parks wie dem Tiergarten und dem Britzer Garten er-
reichen die Indikatoren der Ökosystemdienstleistun-
gen höhere Werte als in den hochverdichteten und 
stark versiegelten Bereichen um das Stadtzentrum. 
Zudem wird dadurch ein urban-ruraler Gradient der 
Versorgung mit Ökosystemleistungen deutlich, der 
in zukünftigen Planungen mit einbezogen werden 
sollte. Im Vergleich zu anderen europäischen Städten 
mit ähnlicher Größe und Bevölkerungszahl wie Mad-
rid, Wien, Warschau, Budapest oder Paris ist Berlin 
durch seine großen Park-, Wald- und Wasserflächen 
verhältnismäßig gut in der Lage, die lokale Bevölke-
rung mit wichtigen Ökosystemdienstleistungen, vor 
allem durch Grün- und Wasserflächen, zu versorgen. 
Nicht zu unterschätzen ist auch der ökologische 
Wert von Kleingärten und weniger dicht bebauten, 
begrünten Siedlungsgebieten der Stadt (Larondelle 
und Haase 2013).

Aufgrund der Tatsache, dass sich die urbanen Sied-
lungs- und Gewerbeflächen in europäischen Groß-
städten immer weiter ausdehnen und innerstädti-
sche Brachen nur sehr verzögert revitalisiert werden, 
gleichgültig ob die Bevölkerungszahl in den Städten 
wächst oder schrumpft (Kabisch und Haase 2013), 
können die hier vorgestellten Ergebnisse als wichti-
ge Argumente für eine einerseits kompakte und flä-
chensparende, andererseits aber auch auf Durchgrü-
nung bedachte Stadtplanung dienen: 
1.	 Die Ergebnisse verdeutlichen, welche Ökosystem-

dienstleistungen in einer Großstadt wie Berlin 
überhaupt relevant sind und wo sie vorgefunden 
werden. 

2.	 Die Ergebnisse zeigen die ökologische Bedeutung 
von Landnutzungen, denen man eine solche Be-
deutung auf den ersten Blick nicht beimessen wür-
de (wie zum Beispiel weniger dicht bebaute Sied-
lungsflächen und innerstädtische Brachflächen).

3.	 Die räumlichen Ausprägungen der Ökosystem-
dienstleistungen können mit Nachbarschaftsda-
ten verglichen und somit effektiv für künftige In-
frastrukturplanungen genutzt werden. 

4.	 Die Ergebnisse können als Basis für eine bessere 
Kommunikation von Planern, Entscheidungsträ-
gern und Wissenschaftlern aus unterschiedlichen 
sozial- wie naturwissenschaftlichen Disziplinen 
dienen und diese fördern, um damit auch Fragen 
zu Umweltgerechtigkeit besser zu begegnen. 
An dieser Stelle soll auch auf mögliche Unsi-

cherheiten der verwendeten Daten und Methoden 
eingegangen werden. Die hier verwendeten Land-
nutzungsdaten können kleinteilige, strukturelle Be-
sonderheiten in der städtischen Landnutzung nicht 

	 Abb. 4 	 Spinnennetz der standardisierten Werte  
		  der Ökosystemdienstleistungen

	

Abb. 5	 	 Einwohneranteil in % mit Zugang zu öffentlichen 	
			  Grünflächen (mind. 2 ha) in einer Entfernung  
		  von 300 m auf LOR Ebene (Planungsräume) 
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vollständig erfassen und somit auch nicht gänzlich 
bei der Berechnung der Ökosystemdienstleistungen 
berücksichtigt werden. Zudem werden Messwer-
te für die Berechnung der Indikatoren aus anderen 
vergleichbaren Studien verwandt und an die Berliner 
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Landnutzung bzw. bio-physikalischen Gegebenhei-
ten angepasst. Die Effekte der großflächigen Wasser-
flächen auf das Kühlungspotenzial sind hier nicht be-
rücksichtigt worden, da dafür keine vergleichbaren 
Erfahrungswerte vorlagen.
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Carl Benz wurde am 2. November 1886 das Deutsche Reichspatent 
Nr. 37 435 für ein „Fahrzeug mit Gasmotorenbetrieb“ erteilt. Dieser 
Tag gilt als die Geburtsstunde des Automobils. Im „Statistischen 
Jahrbuch für das Deutsche Reich von 1912“ wurde der Entwicklung 
der Kraftfahrzeugindustrie dann auch die entsprechende Aufmerk-
samkeit geschenkt: „Die fortschreitende Entwicklung und die hohe 
Bedeutung der deutschen Kraftfahrzeugindustrie, welche in den 
Jahren 1901, 1903 und 1906 bis 1909 veranstalteten Produktionser-
hebungen auch ihren zahlenmäßigen Ausdruck fanden, machten es 
erforderlich, diese Erhebung auch auf das Jahr 1910 auszudehnen.“ 
Dazu wurde der Fragebogen in den Punkten der Kraftdreiräder, 
Absatz und Erzeugung der Motoren sowie Kraftomnibusse erweitert 
und die Werte der Jahreserzeugung wurden genauer definiert. Der 

„Verein der Deutschen Motorfahrzeugindustriellen“ benannte 114 
Betriebe, von denen 108 den amtlichen Fragebogen beantworteten. 
Die fehlenden 6 Betriebe wurden geschätzt – aus heutiger Sicht eine 
klassische Sekundärerhebung mit Hochrechnung oder Imputation.

„Das Auto hat keine Zukunft. Ich setze auf das Pferd“, meinte im 
Jahr 1904 demgegenüber Kaiser Wilhelm II. dazu. Das hielt ihn aber 
ein Jahr später nicht davon ab, die Internationale Automobilaus-
stellung in Berlin zu eröffnen. Zwei Jahre später bestellte er gleich 
drei Fahrzeuge, darunter einen „50-pferdigen Opel-Wagen“. Bei der 
großen Frühjahrsparade fuhr er im neuen Auto vor – stieg dann aber 
wieder aufs Pferd. Den Glauben an das Pferd hatte er wohl nie ganz 
ablegen können.

Historisches  Kraftfahrzeugindustrie 1910

Gesamtergebnisse der Produktionserhebungen über die Kraftfahrzeugindustrie im Jahre 1910

Was kann man nun aus dem Kapitel  
„22. Produktionsstatistik II. Kraftfahrzeugindustrie“ ersehen? 
Generell entwickelte sich die deutsche Kraftfahrzeugindustrie sehr 
gut – die Franzosen und die Amerikaner waren allerdings noch 
besser. Im Vergleich zu 1909 erzeugten im Deutschen Reich weniger 
Betriebe mehr Fahrzeuge. Der „Produktionswert (die Werterhöhung, 
die die verarbeitenden Stoffe durch die Tätigkeit der Industrie erfah-
ren haben)“ stieg um fast 50 % – von 40,6 Mill. Mark auf 60,1 Mill. 
Mark und der „Betrag der insgesamt gezahlten Löhne und Gehälter“ 
um 36 %. Der Gewinn wuchs vermutlich überdurchschnittlich. 

9 368 Stück betrug „Die Jahreserzeugung an vollständigen Kraft-
wagen.“ Sie wurde um 3 745 „Untergestelle“ ergänzt. Dem standen 
3 822 „Kraftzweiräder“ und 936 „Kraftdreiräder“ gegenüber. Aber 
auch die Erzeugung von 73 „Flugmaschinen“ und 7 „Luftschiffen“ ist 
dokumentiert. Und das alles reichlich sechs Jahre nach dem ersten 
Motorflug-Hüpfer der Gebrüder Wright und 24 Jahre nach dem 
Benz-Patent. Auch deutet sich eine Entscheidung zwischen den 
beiden gegensätzlichen Prinzipien des Fliegens – „schwerer als Luft“ 
(damals Aeroplan, heute Flugzeug) und „leichter als Luft“ (Zeppelin) – 
an. Staunen über die Entwicklungen der letzten 100 Jahre auf diesen 
Gebieten scheint allemal angebracht.

Aber auch, dass die kleinen PS-schwachen Autos deutlich in der 
Überzahl waren und es bei den „Güter=(Last=) Wagen“ sich genau 
entgegengesetzt verhielt, die schweren Wagen – „von über 3 000 kg 
Tragfähigkeit“ wurden am häufigsten gebaut.

Bei den Angaben der 
Pferdestärken (PS) musste 
man zwischen effektiven und 

„nach der Formel des Reichs-
stempelgesetzes vom 3. Juni 
1906 (R. G. Bl. 1906, S. 695)“ 
ermittelten PS unterscheiden. 
Die deutschen Finanzbeamten 
hatten sehr zeitig erkannt, dass 
sich mit dem Kraftfahrzeug eine 
neue Steuerquelle erschließen 
ließ – konsequenterweise 
erfand man eine weitere Lu-
xussteuer“. Die Berechnung auf 
der Basis des Hubraumes war 
einfach und leicht verständlich – 
wieder einmal anders als heute. 
Und ganz einfach: Ein Steuer-PS 
ergab 1,00 RM (in Worten: 
eine Reichsmark) jährlich zu 
zahlende Kraftfahrzeugsteuer. 
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⌜⌜ Einwohneranteil in % mit Zugang zu öffentlichen Grünflächen  
(mindestens 2 Hektar) in einer Entfernung von 300 m  
auf LOR Ebene (Planungsräume) in Berlin 
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⌜⌜ Ökosystemdienstleistungsindikatoren in Berlin  
(in den Stadtgrenzen)
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